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Geschaftsbereich des Bundeskanzlers und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordnete Auf welche genaue Hohe belaufen sich die Kos-
Ina Latendorf ten fiir die InformationsmafBnahme ,Fliissiges
(Gruppe Die Linke) Erdgas fiir eine sichere Energieversorgung® nach

Mitteln flir ressortiibergreifende Kommunikation
und Koordinierung im Einzelplan 04-Kapitel
0432 bei Titel 542 03 und nach Vorliegen der
Schlussabrechnung (Bezug: Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 20/8332,
S. 2), die mit rund 24.000 Euro brutto im Gesamt-
budget veranschlagt war?

Antwort des Staatssekretirs Steffen Hebestreit
vom 5. Juli 2024

Fiir die InformationsmafBnahme ,,Fliissiges Erdgas fiir eine sichere Ener-
gieversorgung* sind insgesamt Mittel in Hohe von 24.804,47 € fiir res-
sortliibergreifende Kommunikation und Koordinierung im Einzelplan 04
— Kapitel 0432 bei Titel 542 03 verwendet worden.

2. Abgeordnete Wie konnen Biirgerinnen und Biirger Eintritts-
Dr. Gesine Lotzsch karten fiir ein ,, KanzlerGESPRACH® und fiir die
(Gruppe Die Linke) Dialogreihe ,,Was bewegt ...?7* erhalten, oder

werden nur geladene Géste zu diesen Veranstal-
tung zugelassen?

Antwort des Staatssekretirs Steffen Hebestreit
vom 4. Juli 2024

Die Anmeldung fiir die KanzlerGESPRACHE liuft iiber einen Medien-
partner vor Ort, z. B. die Lokalzeitung. Interessierte konnen sich bei
dem Medienpartner bewerben. Aus den Bewerbungen lost der Medien-
partner die Teilnehmenden aus. Fiir eine Teilnahme an den Dialogver-
anstaltungen der ,,Was bewegt ...?“-Reihe werden keine Eintrittskarten
oder Ahnliches benétigt, die Veranstaltungen stehen allen interessierten
Biirgerinnen und Biirgern offen. Interessierte konnen sich iiber die Web-
seite des Beauftragten der Bundesregierung fiir Ostdeutschland anmel-
den und nehmen dann an der Veranstaltung teil.

3. Abgeordneter Was sagt die Bundesregierung zu dem Vorwurf,
Soren Pellmann dass die durch sie ergriffenen Mafnahmen zur
(Gruppe Die Linke) Einddmmung der Corona-Pandemie sich an einem

hochst moglichen Verbrauch des eingekauften
Impfstoffes orientierte (www.berliner-zeitung.de/
wirtschaft-verantwortung/neue-corona-dokument
e-duesteres-bild-11.2218714)?


https://www.berliner-zeitung.de/wirtschaft-verantwortung/neue-corona-dokumente-duesteres-bild-li.2218714
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Antwort der Staatsministerin Sarah Ryglewski vom 3. Juli 2024

Wie iiblich kommentiert die Bundesregierung Presseberichterstattung
nicht. Der erweiterte Bund-Lénder-Krisenstab (Corona-Krisenstab) hat
die gesamtstaatliche Bekdmpfung der Pandemie durch eine koordinie-
rende Funktion unterstiitzt. Eine der Hauptaufgaben war hierbei die
Steuerung der Impflogistik, Impforganisation und der Impfkampagne.
Die Impfung gegen COVID-19 und eine mdglichst hohe Impfquote in
der Bevolkerung waren in der damaligen Lage mit steigenden Infekti-
onszahlen und einer drohenden Uberlastung des Gesundheitssystems
eine entscheidende Komponente, um schwere Krankheitsverldufe und
die dadurch bedingte weitere Belastung des Gesundheitswesens zu ver-

hindern.

4. Abgeordnete Wie viele Projekte der deutsch-polnischen Kunst-
Dr. Christiane und Kulturférderung wurden iiber die Beauftragte
Schenderlein der Bundesregierung fiir Kultur und Medien seit
(CDU/CSU) 2022 gefordert, und wie erfolgt die Auswahl die-

ser Forderungen?

Antwort der Staatsministerin Claudia Roth
vom 4. Juli 2024

Die Forderung von Kunst und Kultur der in der Bundesrepublik
Deutschland lebenden polnischsprachigen Biirgerinnen und Biirger liegt
in der gemeinschaftlichen Verantwortung des Bundes, der Lénder und
der Kommunen. Nach dem Deutsch-Polnischen Vertrag von 1991 wur-
den von der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien
(BKM) seit 2022 insgesamt 62 Projekte mit deutsch-polnischem Bezug
gefordert. Die BKM wird in ihrer Entscheidung durch eine Jury von
Fachleuten fiir deutsch-polnische Kulturbeziehungen beraten, die For-
derkriterien sind auf der Internetseite der BKM veroffentlicht: www.kult
urstaatsministerin.de/SiteGlobals/Forms/Suche/AntracgeUndFormulare
Formular.html?nn=67¢378e4-0726-423d-af00-3bba92271570.


https://www.kulturstaatsministerin.de/SiteGlobals/Forms/Suche/AntraegeUndFormulare_Formular.html?nn=67c378e4-0726-423d-af00-3bba92271570
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Klimaschutz

5. Abgeordneter Wie hoch ist das anvisierte Finanzierungsvolumen
Jorg Cezanne fiir das einzurichtende Amortisationskonto, wel-
(Gruppe Die Linke) ches Unternehmen und Haushalte bei den Uber-

tragungsnetzentgelten beim Strom entlasten und
einen Ersatz fiir den urspriinglich geplanten Zu-
schuss in der Hohe von 5,5 Mrd. Euro aus dem
Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) zur Stabi-
lisierung der Ubertragungsnetzentgelte schaffen
soll, und das das Bundesministerium fir Wirt-
schaft und Klimaschutz zuletzt 6ffentlich im Rah-
men eines am 17. Mai 2024 durch den Freistaat
Thiiringen und den Freistaat Sachsen anberaum-
ten Spitzengespriches der mittelstdndischen
Stahlindustrie angekiindigt hat?

Antwort des Staatssekretiirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 5. Juli 2024

Der Umfang eines moglichen Amortisationskontos wiirde von zahl-
reichen Faktoren abhéingen. Dazu gehort die Entwicklung der Ubertra-
gungsnetzkosten und der Ausspeisemengen aus dem Ubertragungsnetz.
Relevant wiren zudem auch Kennzahlen wie etwa die Finanzierungs-
kosten. Des Weiteren wiirde ein erforderliches Finanzierungsvolumen
dadurch beeinflusst, welche Entwicklung der Ubertragungsnetzentgelte
durch den Finanzierungsmechanismus gegebenenfalls erreicht werden
soll bzw. liber welchen Zeitraum der Mechanismus gegebenenfalls wir-

ken soll.
6. Abgeordneter Wie ist der Stand der Umsetzung des Amortisa-
Jorg Cezanne tionskontos, das den Aufbau eines Wasserstoff-

(Gruppe Die Linke) Kernnetzes zwischenfinanzieren soll und dessen
Rahmen im Energiewirtschaftsgesetz (§§ 28q,
28r, 28s) festgelegt ist, und wie hoch ist das anvi-
sierte Finanzierungsvolumen fiir das Amortisa-
tionskonto (bitte unter Angabe des offentlichen
Finanzierungsanteils am Gesamtfinanzierungsvo-
lumen ausfiihren)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 5. Juli 2024

Zum Stand des Amortisationskontos: Die Europdische Kommission
(EU-Kommission) hat am 21. Juni 2024 die beihilferechtliche Genehmi-
gung fiir das Finanzierungsmodell des Wasserstoff-Kernnetzes erteilt.
Frist fiir die Einreichung des Antrags zum Wasserstoft-Kernnetz bei der
Bundesnetzagentur ist der 22. Juli 2024.

Zum Finanzierungsvolumen: Die Bundesregierung hat ein Finanzie-
rungskonzept entwickelt, das privatwirtschaftliche Investitionen anreizt
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und langfristig die vollstindige Finanzierung des Wasserstoff-Kernnet-
zes iiber Netzentgelte ermoglicht, d. h. ohne 6ffentlichen Finanzierungs-
anteil. Das Konzept enthdlt eine subsididre finanzielle Absicherung
durch den Staat gegen unvorhersehbare Entwicklungen.

Das Gesamtfinanzierungsvolumen hingt davon ab, wie der Hochlauf des
Wasserstoffmarktes erfolgt. Dafiir wurde entsprechend § 28r Absatz 1
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) im Auftrag des Bundes ein wis-
senschaftliches Gutachten zur Validierung der Tragféhigkeit des Finan-
zierungsmodells erstellt. Dieses Gutachten untersucht verschiedene
Hochlaufszenarien des Wasserstoffmarktes und analysiert dabei, wie
eine Finanzierung aus Entgelten jeweils bis zum Jahr 2055 gelingen
kann. Dabei werden auch die unter den jeweiligen Annahmen entstehen-
den Maximalstdnde des Amortisationskontos dargestellt.

7. Abgeordnete Wie viele Unternehmen des verarbeitenden Ge-
Susanne Ferschl werbes (Klassifikation der Wirtschaftszweige
(Gruppe Die Linke) 2008; Wirtschaftsabschnitt C) sind nach Kenntnis

der Bundesregierung derzeit in den Wirtschafts-
gruppen 25.4 (,,Herstellung von Waffen und
Munition®) sowie 30.4 (,,Herstellung von militéri-
schen Kampffahrzeugen) bundesweit insgesamt
aktiv, und wie viele Beschiftigte sind insgesamt
sowie jeweils in den genannten Wirtschaftsgrup-
pen tétig (bitte zum Vergleich die jeweiligen Da-
ten fiir das Jahr 2013 ausweisen)?

Antwort des Staatssekretirs Udo Philipp
vom 1. Juli 2024

Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit liegen fiir Betriebe
vor. Im Juni 2023 gab es in Deutschland 125 Betriebe in der Wirt-
schaftsgruppe 254 ,,Herstellung von Waffen und Munition” und 304
,Herstellung von militérischen Kampffahrzeugen der Klassifikation der
Wirtschaftszweige (WZ 2008) mit insgesamt rund 15.000 sozialver-
sicherungspflichtig Beschéftigten.

Weitere Ergebnisse konnen nachfolgender Tabelle entnommen werden.
Als Jahreswert wurde der Juni-Wert ausgewiesen.

Tabelle: Betriebe und sozialversicherungspflichtig Beschiiftigte (SvB) in ausgewéhlten
Wirtschaftszweigen (WZ 2008), Deutschland

WZ 2008 30. Juni 2013 30. Juni 2023
Betriebe!) SvB Betriebe!) SvB

Insgesamt 2.127.216 29.615.680 2.162.420 34.709.056
C Verarbeitendes Gewerbe 184.607 6.544.148 161.039 6.805.638
Summe 254 + 304 130 11.383 125 15.123
254 Herstellung von Waffen und Muni-

tion 118 6.754 107 8.260
304 Herstellung von militdrischen

Kampffahrzeugen 12 4.629 18 6.863

1) Ein Betrieb nach dem Personenkonzept ist ein Betrieb, in dem mindestens ein sozialversicherungspflichtig Beschéftigter titig ist. Perso-
nen zdhlen nur mit der sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschéftigung, d. h. jede Person ist nur einem Betrieb zugeordnet.
Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit
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8. Abgeordneter Welche konkreten Mafinahmen hélt die Bundes-
Thomas Heilmann regierung fiir notwendig, um den Aufbau des be-
(CDU/CSU) absichtigten Wasserstoffkernnetzes in Deutsch-

land (vgl. www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemi
tteilungen/2023/11/20231115-gesetz-zur-wasserst
off-netzplanung-und-kernnetz-finanzierung-besch
lossen.html) in Hinblick auf die erforderlichen
Baukapazititen und der notwendigen Rohrpro-
duktion rechtzeitig und in der Menge ausreichend
zu gewahrleisten?

Antwort des Staatssekretiirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 1. Juli 2024

Das Wasserstoff-Kernnetz soll privatwirtschaftlich von den kiinftigen
Kernnetzbetreibern aufgebaut werden. Bei diesen wird es sich vorrangig
um Fernleitungsnetzbetreiber handeln, welche als Betreiber der iiberre-
gionalen Erdgastransportleitungen iiber langjdhrige Erfahrungen beim
Ausbau und der Instandhaltung der Leitungsinfrastruktur verfiigen. Zu-
dem soll das Wasserstoff-Kernnetz zu rund 60 Prozent aus umgewidme-
ten Gasleitungen bestehen. Neue Rohre werden daher nur fiir die iibri-
gen Neubauleitungen des Kernnetzes benétigt. Riickschliisse auf die
zeitlich gestaffelten Bedarfe fiir Baukapazitéten, Leitungsrohre und an-
derem lassen sich aus den fiir alle Marktteilnehmer 6ffentlich zugangli-
chen detaillierten Informationen zu den geplanten Kernnetz-Leitungen
ziehen, siehe informeller Antragsentwurf der Fernleitungsnetzbetreiber
vom 15. November 2023: www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/
ElektrizitaetundGas/Wasserstoff/Kernnetz/start.html; inklusive Anlagen
mit Details zu geplanten Leitungen.

9. Abgeordnete Wie viele Wirtschaftsvertreter haben den Bundes-
Julia Kléckner minister fir Wirtschaft und Klimaschutz
(CDU/CSU) Dr. Robert Habeck bei seiner jiingsten Asienreise

begleitet (bitte auch die Gesamtzahl der Bewer-
bungen fiir die Wirtschaftspldtze angeben), und
wie viele Journalisten waren in der Delegation
vertreten?

Antwort des Staatssekretirs Udo Philipp
vom 5. Juli 2024

Der Bundesminister Dr. Robert Habeck reiste vom 19. bis 24. Juni 2024
nach Siidkorea und in die Volksrepublik China. Begleitet wurde er dabei
von 13 Unternehmensvertreterinnen und Unternehmensvertretern sowie
24 Pressevertreterinnen und Pressevertretern. Insgesamt hatten ca.
90 Unternehmensvertreterinnen und Unternehmensvertreter ihr Interesse
zur Mitreise bekundet.


https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/11/20231115-gesetz-zur-wasserstoff-netzplanung-und-kernnetz-finanzierung-beschlossen.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Wasserstoff/Kernnetz/start.html
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10. Abgeordneter Wie positioniert sich die Bundesregierung zum
Jens Koeppen Bericht des EU-Rechnungshofs (vgl. ,,Alarmie-
(CDU/CSU) render EU-Report: Gasversorgung doch nicht

sicher” in ,,Berliner Morgenpost“ vom 25. Juni
2024, S. 5) zur Gasversorgungssicherheit in Hin-
blick auf die Situation fiir Deutschland, und wel-
cher Anteil der Gasversorgung in Deutschland
wurde bzw. wird in den Jahren 2023 bis 2026
durch Fliissiggasimporte abgedeckt?

Antwort des Staatssekretiirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 2. Juli 2024

Der Européische Rechnungshof empfahl als Ergebnis der Priifung die
Anpassung von Mallnahmen und Regelungen u. a. die Verbesserungen
im Verfahren des Berichterstattungswesens und in der regionalen Zu-
sammenarbeit. Die Bundesregierung begriiit die Empfehlungen des
Europiischen Rechnungshofes grundsétzlich. Die Bundesregierung wird
sich bei der fiir 2025 von der Europdischen Kommission angekiindigten
Anpassung und Uberarbeitung der Verordnung (EU) 2017/1938 dafiir
einsetzen, dass der Rahmen fiir die Gasversorgungssicherheit verbessert
wird.

Die Gasversorgung in Europa ist grundsétzlich auch langfristig sicherge-
stellt. In Deutschland sind schon eine Reihe von Maflnahmen ergriffen
worden, um die Versorgungssicherheit jederzeit auch langfristig sicher-
zustellen, z. B. durch den Ausbau der Fliissiggasinfrastruktur.

Insgesamt wurden im Jahr 2023 6,75 Milliarden Kubikmeter Erdgas
iiber deutsche Fliissiggasterminals (LNG-Terminals) nach Deutschland
importiert. Dies entspricht einem Anteil von 7 Prozent an den gesamten
deutschen Gasimporten. Dariiber hinaus gelangten Gasimporte aus den
Niederlanden und Belgien nach Deutschland, die in nicht bestimmbaren
Umfang als Fliissiggas in diesen Lindern angelandet wurden.

Wie grof3 das Volumen der Importe von Fliissiggas in den Jahren 2024
bis 2026 sein wird, ldsst sich nur schwer abschétzen, da dies von der
Infrastruktur, vom Angebot und von der Nachfrage nach Fliissiggas ab-
hingt. Durch den geplanten Ausbau der Infrastruktur konnten nach aktu-
ellem Stand und bei rechtzeitiger Fertigstellung der stationdren
schwimmenden Fliissiggasterminals-(FSRU-Terminals) 2024 maximal
20,7 Milliarden Kubikmeter, 2025 maximal 27,5 Milliarden Kubikmeter
und 2026 maximal 29,4 Milliarden Kubikmeter angelandet werden.

11. Abgeordneter Wann wird der Referentenentwurf zur Novelle der
Lars Rohwer Verordnung iiber Allgemeine Bedingungen fiir die
(CDU/CSU) Versorgung mit Fernwiarme (AVBFernwiarmeV)

den Lindern und Verbdnden zur Stellungnahme
zugeleitet werden, und welche wesentlichen Ver-
besserungen sind hinsichtlich der Transparenz
und des Verbraucherschutzes vorgesehen?
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 3. Juli 2024

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) plant,
die Ressortabstimmung sowie die Lander- und Verbdndeanhérung zum
Referentenentwurf einer Novelle der Verordnung iiber Allgemeine Be-
dingungen fiir die Versorgung mit Fernwdrme (AVBFernwéirmeV) in
Kiirze einzuleiten.

Im Rahmen der Novelle der AVBFernwiarmeV strebt das BMWK insge-
samt fiir Kunden und Versorger attraktive Rahmenbedingungen fiir eine
giinstige Versorgung der Verbraucher mit Fernwidrme unter transparen-
ten Preis- und Versorgungsbedingungen an. Die vorgesehene Novellie-
rung betrifft u. a. Verfahrensregelungen, die Nutzung digitaler Kommu-
nikationsmedien und die Anpassung der Regeln zur Preis- und Leis-

tungsanpassung.

12. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse dariiber,
Bernd Schattner wie viele Unternehmen den Standort Deutschland
(AfD) von 2021 bis zum zweiten Quartal 2024 verlassen

haben bzw. den Plan haben, den Standort zu ver-
lassen, und wenn ja, wohin verlassen uns die
deutschen Unternehmen (bitte neben der Gesamt-
zahlen der Unternehmen auch die fiinf hdufigsten
Ziellainder mit jeweiliger Gesamtzahl auflisten;
https://web.de/magazine/wirtschaft/unternehmen-
kuendigen-abwanderung-volkswirt-schaetzt-lage-
39412340)?

Antwort der Staatssekretirin Anja Hajduk
vom 2. Juli 2024

Amtliche Statistiken fiir die Verlagerung von Unternehmensfunktionen
liegen — flir Unternehmen mit mindestens 50 titigen Personen — zuletzt
flir den dreijahrigen Berichtszeitraum zwischen 2018 und 2020 vor
(www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Gl
obale-Wertschoepfungsketten-von-Unternehmen-Deutschland/ aktuell-
3.html#:~:text=Die%20Verlagerungsquote%20(teilweise%200der%20k
omplette,der%20Europ%C3%A4ischen%20Union%20(EU)).

Die Anzahl der Unternehmen mit mehr als 50 titigen Personen, die den
Standort Deutschland in diesem Zeitraum verlassen haben, liegt dem-
nach bei 1028.

Die Verlagerungsquote (teilweise oder komplette Verlagerung von Un-
ternehmensfunktionen) in diesem Zeitraum betrug 1,6 Prozent.

Die Mehrheit der verlagernden Unternehmen (656) wihlte Zielorte
innerhalb der Européischen Union (EU). In Staaten auBlerhalb der EU
verlagerten 616 der befragten Unternehmen. Hierbei sind Uberschnei-
dungen moglich, da einige Unternehmen sowohl innerhalb als auch in
Staaten auBlerhalb der EU verlagerten.


https://www.web.de/magazine/wirtschaft/unternehmen-kuendigen-abwanderung-volkswirt-schaetzt-lage-39412340
http://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Globale-Wertschoepfungsketten-von-Unternehmen-Deutschland/_aktuell-3.html
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13. Abgeordneter Welche Berechnungen liegen der Aussage der
Jens Spahn Bundesregierung zugrunde, dass die ,,Wéarmekos-
(CDU/CSU) ten von Warmepumpen mit Warmepumpenstrom-

tarif [...] dank der hohen Effizienz von Wérme-
pumpen heute bereits deutlich unter denen von
Gas- oder Olheizungen* liegen (vgl. Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion der CDU/CSU auf Bundestagsdruck-
sache 20/11751)?

Antwort des Staatssekretiirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 5. Juli 2024

Der Aussage liegt eine Analyse durchschnittlicher Preise aus aktuellen
Tarifen fiir Gas, Heizol und Wéarmepumpenstrom zugrunde (Quelle: Ver-
ivox, Check24; Stand: 1. Juli 2024; eigene Recherche des Bundesminis-
teriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz — BMWK). Fiir ein Gebéude
mit einem Gasverbrauch von 18.000 Kilowattstunden pro Jahr ergibt
sich ein mittlerer Verbrauchspreis von 9,5 Cent pro Kilowattstunde Gas
bei Jahresgesamtkosten (Verbrauchs- und Grundpreis) von knapp
1.900 Euro. Wird das gleiche Gebdude versorgt durch eine Warmepum-
pe mit einer durchschnittlichen Jahresarbeitszahl von 3,3 (Quelle: Fraun-
hofer ISE, Zwischenergebnisse Wirmepumpenfeldtest vom 1. Mérz
2024) und einem Verbrauch von knapp 5.500 Kilowattstunden Strom
pro Jahr, ergeben sich im Durchschnitt im Warmepumpenstromtarif ein
Verbrauchspreis von 22 Cent pro Kilowattstunde und Jahresgesamtkos-
ten (Verbrauchs- und Grundpreis) von etwa knapp 1.400 Euro. Fiir die
Versorgung des gleichen Gebdudes mit Heizdl sind etwa 1.800 Liter pro
Jahr erforderlich. Der aktuelle Heizdltarif betrdgt im Durchschnitt
104 Euro pro 100 Liter und ergibt Jahresgesamtkosten von ebenfalls
knapp 1.900 Euro. Damit liegen die Jahresgesamtkosten mit Luft-War-
mepumpe aktuell {iber 25 Prozent unter denen fossiler Energietriager Gas

und OL.

14. Abgeordnete Plant die Bundesregierung, vor dem Hintergrund
Christina Stumpp  der zahlreichen durch das Hochwasser in Siid-
(CDU/CSU) deutschland Anfang Juni 2024 zerstorten Heizun-

gen, die Ausweitung des Geschwindigkeitsbonus
in Hohe von 20 Prozent auf den Austausch nicht
funktionstiichtiger Heizungen (bitte Zeitrahmen
nennen), und welche Ergebnisse hat die im Bun-
desministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz
eingesetzte interne Arbeitsgruppe zur Unterstiit-
zung betroffener Hauseigentliimer bisher erarbeitet
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf meine
Schriftliche Frage 23 auf Bundestagsdrucksache
20/11833)?

Antwort des Staatssekretiirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 1. Juli 2024

Das BMWK hat fiir die Betroffenen des Hochwassers unmittelbar gel-
tende Verfahrenserleichterungen in der Bundesforderung fiir effiziente
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Gebidude (BEG) beschlossen. Die beschlossenen Verfahrenserleichterun-
gen tragen der besonderen Lebenssituation der Menschen vor Ort Rech-
nung und ermdglichen ihnen eine unkomplizierte Inanspruchnahme der
Mittel der BEG, um den Wiederaufbau der zerstérten Gebdude zu unter-
stiitzen und ein hoheres energetisches Niveau zu erreichen.

Dafiir sind konkret folgende Anderungen fiir Gebéude in den Hochwas-
sergebieten in allen BEG-Programmen (BEG EM, BEG WG und BEG
NWG) vorgesehen:

» Moglichkeit eines Wiederantrags: Auch wenn erst kiirzlich ein Ge-
biaude mit Hilfe der BEG saniert bzw. neu errichtet wurde und die
Mindestnutzungsdauer noch nicht abgelaufen ist, konnen Betroffene
im Hochwassergebiet einen erneuten Forderantrag in der BEG stel-
len.

* Ausnahme der Vorgabe des Klimageschwindigkeitsbonus, dass die
Heizung noch funktionsféhig sein muss. Der Bonus kann auch fiir ka-
putte Heizungen beantragt werden.

» Die Kumulierungsgrenze in der BEG wird auf maximal 100 Prozent
erhoht, um so den Betroffenen eine maximale Unterstiitzung zu ge-
wihren. Demnach ist es ausnahmsweise zuldssig, den max. Forderbe-
trag der BEG beispielsweise mit Versicherungsleistungen und ande-
ren staatlichen Hilfen iiber die sonst geltende Grenze von 60 Prozent
hinaus aufzustocken, ohne die BEG-Forderung zu kiirzen.

Zudem kann die bestehende Sonderregelung in der BEG-Heizungsforde-
rung zum Vorhabenbeginn auch von den Betroffenen genutzt werden:
Sofern der Heizungstausch bis zum 31. August 2024 beauftragt wird,
kann die Umsetzung der Maflnahme bereits erfolgen und der Antrag bis
zum 30. November 2024 nachgeholt werden.

15. Abgeordneter Wird die Bundesregierung eine vollstdndige Liste
Dr. Hermann-Josef aller ,staatlichen MaBnahmen* die ,,den Tatbe-
Tebroke stand der Begiinstigungen mit klimaschadlicher
(CDU/CSU) Wirkung erfiillen* (Klimaschutzbericht der Bun-

desregierung 2023 auf Bundestagsdrucksache
20/11660, S. 42 f.), vorlegen, und wenn ja, bis
wann?

Antwort des Staatssekretiirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 5. Juli 2024

Mit dem Klimaschutzbericht der Bundesregierung 2023 wurde eine erste
Arbeitsdefinition von staatlichen Begiinstigungen mit klimaschéadlicher
Wirkung entwickelt. Diese soll ggfs. in spéteren Berichten nachgescharft
und falls moglich weiter konkretisiert werden. Auf Basis der Arbeits-
definition wurden in dem Bericht zunéchst eine Reihe von Tatbestinden
als staatliche Begiinstigung mit klimaschidlicher Wirkung eingestuft.
Neben den erstmalig betrachteten Maflnahmen kommen weitere Mal-
nahmen in Betracht, die staatliche Begiinstigungen mit klimaschédlicher
Wirkung darstellen kénnten. In der 6ffentlichen Diskussion hierzu wer-
den regelméBig eine Reihe weiterer Tatbestinde genannt. Die Bundes-
regierung wird vor diesem Hintergrund bei der Erarbeitung eines Re-
formkonzepts zum Abbau klimaschéddlicher Subventionen und subven-
tionsdhnlicher Tatbestdnde oder zu ihrer Umgestaltung auch priifen,
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welche weiteren staatlichen MaBinahmen den Tatbestand der Begiinsti-
gungen mit klimaschédlicher Wirkung erfiillen.

16. Abgeordneter Wird die Bundesregierung zum Umgang mit den
Dr. Hermann-Josef im Klimaschutzbericht der Bundesregierung 2023
Tebroke genannten Mallnahmen, die ,,den Tatbestand der
(CDU/CSU) Begiinstigungen mit klimaschéadlicher Wirkung

erfillen  (Bundestagsdrucksache = 20/11660,
S. 43), konkrete Vorschlige unterbreiten, und
wenn ja, fiir welche (bitte unter Angabe des Zeit-
plans)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Philipp Nimmermann
vom 5. Juli 2024

Im Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode wurde das Ziel verein-
bart, zusitzliche Haushaltsspielriume zu gewinnen, indem ,,liberfliissi-
ge, unwirksame und umwelt- und klimaschédliche Subventionen und
Ausgaben abgebaut werden®. Mit dem Zweiten Haushaltsfinanzierungs-
gesetz 2024 wurden umfangreiche gesetzliche Anderungen beschlossen.
Das Gesetz siecht unter anderem vor, dass die Steuerentlastung nach § 57
des Energiesteuergesetzes (Begilinstigung von Dieselkraftstoff fiir Be-
triebe der Land- und Forstwirtschaft) schrittweise seit 1. Mirz 2024
sinkt und ab 2026 vollstindig entfdllt. Es regelt zudem eine Erh6hung
der bisher geltenden gesetzlichen Luftverkehrsteuersidtze gemif § 11
Absatz 1 des Luftverkehrsteuergesetzes zum 1. Mai 2024.

Im 29. Subventionsbericht von 2023 wird erstmalig im Rahmen einer
Nachhaltigkeitspriifung die Klimawirkung aller Finanzhilfen und Steuer-
vergiinstigungen obligatorisch bewertet. Im genannten Bericht wurde
auch vereinbart, dass die Bundesregierung zur Umsetzung der Beschliis-
se aus dem Klimaschutzprogramm 2023 in einem ersten Schritt im Rah-
men des Klimaschutzberichts 2023 eine Zusammenstellung klimaschad-
licher Subventionen und klimaschéddlicher subventionséhnlicher Tatbe-
stinde vorlegen wird. Der Klimaschutzbericht enthélt keine Vorschldge
zur Reform oder zum Abbau von staatlichen Begiinstigungen mit klima-

schidlicher Wirkung.

17. Abgeordneter Wurde die neue Forderrichtlinie zur Computer-
Nicolas Zippelius  spieleférderung durch das Bundesministerium fiir
(CDU/CSU) Wirtschaft und Klimaschutz der Européischen

Kommission zur Notifizierung iibermittelt, und
wenn ja, wann genau?

Antwort des Staatssekretiirs Udo Philipp
vom 28. Juni 2024

Das Notifizierungsverfahren bei der Europdischen Kommission wurde
noch nicht eingeleitet. Die Forderrichtlinie befindet sich derzeit noch in
Abstimmung.
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18. Abgeordneter Wie mochte die Bundesregierung im Bundesberg-
Nicolas Zippelius  gesetz (BBergG) die Entschiadigung moglicher
(CDU/CSU) grenziiberschreitender Schadensereignisse, deren

Verursacher auBlerhalb der Bundesgrenzen liegt,
konkret regeln, und wie beurteilt die Bundesregie-
rung im konkreten Fall des Schadensereignisses
der Tiefengeothermiebohrung im franzdsischen
Vendenheim die Regulierung von Schiden auf
deutscher Seite (vgl. www.bo.de/lokales/kehl/sch
adensregelung-durch-geothermie-bohrungen-ist-n
och-nicht-geklart#)?

Antwort des Staatssekretirs Udo Philipp
vom 1. Juli 2024

Die Bundesregierung plant keine Anderung des Bundesberggesetzes zu
grenziiberschreitenden Schadensereignissen.

Das deutsche Bergrecht gilt fiir das Aufsuchen, Gewinnen und Aufberei-
ten von bergfreien und grundeigenen Bodenschétzen in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Fiir Schadensfille aus Tétigkeiten von Bergbauunter-
nehmen in Deutschland enthélt das BBergG dabei nicht nur eine Berg-
schadens Vermutung in § 120 BBergG, sondern auch Regelungen zu
einer Bergschadensausfallkasse in den §§ 122 ff. BBergG. Die Berg-
schadensausfallkasse e. V. (https://v-r-b.de/bergschadensausfallkasse)
erstreckt sich mittlerweile auch auf Betriebe zur Aufsuchung und Ge-
winnung von Erdwirme. Die solidarische Haftung der Bergschadensaus-
fallkasse erstreckt sich jedoch nicht auf im Ausland verursachte Schéa-
den. Die Regelung von aus Bergbau in Deutschland resultierenden Scha-
densfillen ist den Bergbehorden der betroffenen Lander und den zustin-
digen Gerichten vorbehalten.

Letztlich handelt es sich nach Kenntnis der Bundesregierung um ein
Schadensereignis, dessen Ursache im Ausland liegt, dessen Folgen sich
aber auf Deutschland erstreckt, bei dem Schéiden also auch in Deutsch-
land aufgetreten sind. Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung zu be-
urteilen, ob Bergbaubetriebe im Ausland Vorgaben der Bergbehorden
anderer Mitgliedstaaten nachgekommen sind.


https://www.bo.de/lokales/kehl/schadensregelung-durch-geothermie-bohrungen-ist-noch-nicht-geklart%23
https://www.v-r-b.de/bergschadensausfallkasse
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen

19. Abgeordnete Ist der Bundesregierung der Brandbrief von {iber
Canan Bayram 100 Vereinen und Stiftungen, die sich vor allem in
(BUNDNIS 90/ Osten gegen Rechtsextremismus engagieren, zur
DIE GRUNEN) Anderung des Gemeinniitzigkeitsrechts bekannt

(siche dazu: www.tagesspiegel.de/politik/brandbri
ef-an-scholz-vereine-und-stiftungen-sehen-einsat
z-gegen-rechtsextremismus-bedroht-1188857
6.html), und was unternimmt die Bundesregie-
rung (wie im Koalitionsvertrag zwischen SPD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP verein-
bart, das Gemeinniitzigkeitsrecht zu reformieren
und die Zwecke der Gemeinniitzigkeit zu erwei-
tern und zu konkretisieren), damit die Finanzbe-
hoérden den Autoren des Brandbriefes nicht mehr
mit dem Verlust des gemeinniitzigen Status dro-
hen kénnen, weil sie sich politisch engagieren und
ihr Einsatz fiir Grundrechte als ,,einseitig” bean-
standet wird?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 4. Juli 2024

Die Gemeinniitzigkeit hat fiir die Bundesregierung eine hohe Relevanz.
Die Forderungen von politisch engagierten Organisationen hinsichtlich
einer Reform des Gemeinniitzigkeitsrechts sind bekannt. Um den Forde-
rungen und den Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag gerecht zu
werden, werden auf Staatssekretdrsebene in einer interministeriellen Ar-
beitsgruppe Gemeinniitzigkeit MaBnahmen zur Modernisierung des Ge-
meinniitzigkeitsrechts erortert.

In der Arbeitsgruppe wurden in diesem Zusammenhang auch schon erste
Einigungen erzielt. So ist beabsichtigt, die bisher schon geltende Ver-
waltungspraxis gesetzlich zu kodifizieren, wonach es gemeinniitzigen
Organisationen mdglich ist, sich gelegentlich zu tagespolitischen The-
men zu dulern. Dadurch wird die bisher geltende Praxis fiir den Anwen-
der besser sichtbar und ihrer Forderung nach mehr Rechtssicherheit
nachgekommen. Dariiber hinaus werden derzeit in der Arbeitsgruppe
Gemeinniitzigkeit weitere Fragen im Zusammenhang mit politischem
Engagement gemeinniitziger Korperschaften erdrtert. Das Gesamtergeb-
nis der Arbeitsgruppe bleibt abzuwarten.


https://www.tagesspiegel.de/politik/brandbrief-an-scholz-vereine-und-stiftungen-sehen-einsatz-gegen-rechtsextremismus-bedroht-11888576.html
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20. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass mit
Sebastian Brehm  der Verabschiedung des Wachstumschancengeset-
(CDU/CSU) zes und der darin enthaltenen stufenweisen Ein-

fithrung der E-Rechnung im B2B-Bereich derzeit
noch keine ausreichende Sensibilisierung, insbe-
sondere bei kleinen und mittelstindischen Unter-
nehmen stattgefunden hat sowie, dass ein erhebli-
cher Informationsbedarf und Aufklarungsaufwand
dringend nétig ist, und hat die Bundesregierung
fiir diesen Umstand Vorsorge in Form einer ziigi-
gen Sensibilisierung der Wirtschaft im néchsten
Halbjahr in Form einer Informationsstrategie und
-kampagne getroffen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung teilt diese Ansicht nicht.

Im Zuge der Einfithrung der obligatorischen E-Rechnung zum 1. Januar
2025 fiir Umsétze zwischen inldndischen Unternehmen hat sich das
Bundesministerium der Finanzen (BMF) bereits frithzeitig und laufend
mit den vorrangig betroffenen Verbidnden in Form eines Runden Tisches
ausgetauscht. Den Verbénden war damit eine kontinuierliche Informati-
on ihrer Mitglieder iliber die Einfiihrung der E-Rechnung mdglich. Eine
Sensibilisierung aller betroffenen Wirtschaftsbereiche ist damit bereits
sichergestellt.

Weiterhin hat das BMF aufgrund der groflen Bedeutung des Themas fiir
die Wirtschaft den Entwurf eines BMF-Schreibens bereits jetzt auf sei-
ner Homepage fiir alle zugénglich verdffentlicht, um die Unternehmen
und deren steuerliche Berater frithestmoglich zu informieren. Dariiber
hinaus ist angedacht, zusitzliche Informationen mittels FAQs bereitzu-
stellen.

Zudem ermdglichen die Ubergangsfristen von bis zu drei Jahren auch
kleinen und mittelstdndischen Unternechmen, sich innerhalb dieses Zeit-
raums angemessen mit der Neuregelung vertraut zu machen.

21. Abgeordneter Welche konkreten gesetzgeberischen Mallnahmen
Sebastian Brehm  plant die Bundesregierung derzeit fiir die drin-
(CDU/CSU) gend gebotene Ubergangsregelung zur Doppelbe-

steuerung von Renten, welche auch in einem Gut-
achten des Bundesministeriums der Finanzen vom
4. Februar 2023 thematisiert und im Finanzaus-
schuss des Deutschen Bundestages am 5. Juli
2023 behandelt wurden, und warum wurden diese
wichtigen Schritte nicht mit dem gerade im Kabi-
nett beschlossenen Rentenpaket 11 aufgegriffen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Katja Hessel
vom 4. Juli 2024

Die die Bundesregierung tragenden Parteien haben in ihrem Koalitions-
vertrag in Bezug auf Vermeidung einer sog. ,,doppelten Besteuerung*
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von Renten aus der Basisversorgung zwei konkrete Malnahmen verein-
bart.

Der Entfall der prozentualen Begrenzung beim Sonderausgabenabzug
fiir Altersvorsorgeaufwendungen ab dem Jahr 2023 wurde bereits mit
dem Jahressteuergesetz 2022 gesetzlich implementiert (§ 10 Absatz 3
Satz 6 Halbsatz 2 des Einkommensteuergesetzes — EStG). Durch das
Gesetz zur Stiarkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innova-
tion sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachstumschancen-
gesetz) wurde die zweite Vereinbarung der Koalitionére, namentlich der
langsamere Anstieg des Besteuerungsanteils beginnend mit dem Jahr
2023 um jahrlich nur noch einen halben anstatt zuvor einem Prozent-
punkt, umgesetzt (§ 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe aa Satz 3 EStG).

Weitere Schritte werden derzeit in enger Zusammenarbeit der Finanzver-
waltungen von Bund und Lindern insbesondere im Lichte der Ausfiih-
rungen des Bundesverfassungsgerichts in seinen Nichtannahmebeschliis-
sen vom 7. November 2023 (Aktenzeichen 2 BvR 1140/21 und 2 BvR
1143/21) erortert. Das Ergebnis dieser Erorterungen bleibt abzuwarten.

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass das
Sebastian Brehm  deutsche Steuerrecht mit den tatsdchlich geplan-
(CDU/CSU) ten Malnahmen im Biirokratieentlastungsge-

setz IV, auch im Hinblick auf die ambitionierten
Ziele im Koalitionsvertrag zwischen SPD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP, hinrei-
chend entbiirokratisiert wurde, und wenn nein,
welche konkreten Griinde stehen einer weitrei-
chenderen Entbiirokratisierung bei der Bundes-
regierung entgegen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 4. Juli 2024

Die Entbiirokratisierung des deutschen Steuerrechts ist eine zentrale
Daueraufgabe der Bundesregierung. Mit dem Biirokratieentlastungsge-
setz IV wird die Bundesregierung zahlreiche Mallnahmen umsetzen. Die
Bundesregierung wird diesen Weg auch in Zukunft konsequent fortset-

zen.

23. Abgeordneter Wie ist international der Stand der Diskussionen
Matthias Hauer zur Weiterentwicklung steuerlicher Vereinbarun-
(CDU/CSU) gen in Bezug auf grenziiberschreitende Telearbeit

— dabei insbesondere im Hinblick auf das Risiko,
dass durch die Homeoffice-Tétigkeit eines Arbeit-
nehmers der Tatbestand der Begriindung einer Be-
triebsstitte verwirklicht wird —, und welche da-
hingehenden Ziele verfolgt die Bundesregierung
(bitte jeweils in Bezug auf die jeweiligen Formate
der Organisation filir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung — OECD und der EU dar-
legen)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 4. Juli 2024

Bei der OECD und der EU wird auf Arbeitsgruppenebene iiber die er-
tragsteuerlichen Fragen bei grenziiberschreitender Telearbeit diskutiert.
Neben der Frage, ob und unter welchen Umstéinden Homeoffice-Tétig-
keit von Arbeitnehmern zu einer Betriebsstitte des Arbeitgebers fiihren
kann, geht es dabei vor allem um die Verteilung der Besteuerungsrechte
hinsichtlich der Einkiinfte aus nichtselbsténdiger Arbeit.

Auch nach Auffassung der EU-Gremien ist die OECD das richtige Fo-
rum fiir die Behandlung der Frage einer etwaigen Betriebsstittenbegriin-
dung. Bei der OECD wird diese Frage gegenwirtig prioritdr behandelt.
Ergebnisse der andauernden Diskussionen werden voraussichtlich in die
nichste Aktualisierung des OECD-Musterabkommens einflieen, die fiir
2026 vorgesehen ist. Umfang und Tendenz der Anderungen lassen sich
gegenwartig noch nicht absehen. Das Bundesministerium der Finanzen
setzt sich dabei im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehoérden der
Lénder dafiir ein, dass die Tatigkeit eines Arbeitnehmers in dessen hius-
lichem Homeoffice in der Regel keine Betriebstitte des Arbeitgebers be-
griindet. Dies entspricht der Sichtweise der deutschen Finanzverwaltung,
die mit BMF-Schreiben vom 5. Februar 2024 in den Anwendungserlass
zur Abgabenordnung (AEAO) aufgenommen worden ist (vgl. Tz. 4 zu
§ 12 AO des AEAO). Sie entspricht der Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofes, der grundsétzlich eine zur Betriebsstéttenbegriindung erfor-
derliche Verfiigungsmacht des Arbeitgebers {iber Wohnrdume von Ar-
beitnehmern ablehnt.

Allerdings sieht Tz. 18 des OECD-Musterkommentars 2017 zum Arti-
kel 15 des OECD-MA ausdriicklich ein Indiz fiir eine Verfiigungsmacht
des Arbeitgebers, wenn dieser vom Arbeitnehmer ,,verlangt, mangels
Bereitstellung eines erforderlichen Biiroraums im Homeoffice zu arbei-
ten. Weiterer Kliarungsbedarf besteht aus deutscher Sicht insbesondere
hinsichtlich der Homeoffice-Tétigkeit von Personal, das an Vertragsver-
handlungen und/oder -abschliissen beteiligt ist (da die Begriindung einer
Vertreterbetriebsstétte keine feste Einrichtung erfordert) und von Perso-
nal mit Geschiftsleitungsfunktionen. Dies betrifft insbesondere die zeit-
lichen Mindestanforderungen fiir die Begriindung einer etwaigen Be-
triebsstitte.

Die Frage einer Neuausrichtung der Verteilung der Besteuerungsrechte
hinsichtlich der Einkiinfte aus nichtselbstindiger Arbeit wird gegenwir-
tig auf EU-Ebene erortert. Auf OECD-Ebene haben hierzu noch keine
weitergehenden Diskussionen stattgefunden. Auf EU-Ebene werden ver-
schiedene Modelle diskutiert und das Bundesministerium der Finanzen
bringt sich aktiv in diese Verhandlungen ein. Nach Auffassung des Bun-
desministeriums der Finanzen sollte eine zukiinftige Regelung insbeson-
dere eine einfache und biirokratiearme Administrierung und ein hohes
MaB an Flexibilitdt fiir Beschéiftigte und Arbeitgeber hinsichtlich mog-
licher Homeoffice-Modelle vorsehen. Unabdingbar wére dariiber hinaus
die Etablierung eines Mechanismus, der eine faire Aufteilung der Be-
steuerungsrechte zwischen Anséssigkeits- und Quellenstaat ermoglicht.
Vorbild fiir eine solche Regelung konnte die Regelungstechnik der
Grenzgéngerregelung nach Artikel 15a des Doppelbesteuerungsabkom-
mens mit der Schweizerischen Eidgenossenschaft sein.
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24. Abgeordneter Wie hoch ist nach Abschitzung der Bundesregie-
Dr. Malte rung der Anteil des schuldenfinanzierten Sonder-
Kaufmann vermdgens der Bundeswehr, der nicht fiir militari-
(AfD) sche Beschaffungen der Bundeswehr, sondern fiir

sachfremde Aufwendungen eingesetzt wird, wie
beispielsweise fiir Zinszahlungen (bitte nach Kos-
tenarten bzw. Verwendungszweck aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Florian Toncar
vom 3. Juli 2024

Das Sondervermodgen Bundeswehr wird vollstindig entsprechend den
Vorgaben des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermogensgesetzes
eingesetzt. Fiir ,sachfremde Aufwendungen im Sinne dieses
Gesetzes werden somit keinerlei Anteile des Sondervermdgens verwen-
det. § 2 des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermdgensgesetzes
(BwFinSVermG) bestimmt den Zweck des Sondervermodgens. Demnach
sollen nach § 2 Satz 2 und Satz 3 BwFinSVermG die Mittel des Sonder-
vermogens der Finanzierung von Ausriistungsvorhaben unter anderem
im Bereich der Riistungsinvestitionen, Munitionsausgaben, Infrastruk-
turprojekte und Logistik der Bundeswehr dienen.

Zinszahlungen sind gemaB § 4 Absatz 1 Satz2 BwFinSVermG Kosten
der Kreditauthahme und vom Sondervermdgen zu tragen und sind damit
nicht sachfremd im Sinne des Gesetzes.

25. Abgeordneter Ist es zutreffend, dass aus dem Sondervermogen
Dr. Malte der Bundeswehr die Zinsen aufgrund der steigen-
Kaufmann den Zinssdtze nun auf 13 Mrd. Euro gestiegen
(AfD) sind (so die Schitzung von Rafael Loss, Verteidi-

gungsexperte beim European Council on Foreign
Relations — ECFR), sodass nur noch 87 Mrd. Euro
tatsdchlich ausgegeben werden kénnen (www.d
w.com/de/bundeswehr-was-wurde-aus-dem-100-
milliarden-euro-sonderverm%C3%B6gen/a-6484
9422), und auf Basis welchen Tilgungsplanes und
welcher kalkulierten Zinssitze wird der zu erwar-
tende Zinsaufwand ermittelt, der gemil3 § 4 Ab-
satz 1 des Bundeswehrfinanzierungs- und sonder-
vermdgensgesetzes vom Beschaffungsvolumen
fiir die Bundeswehr abzuziehen ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Florian Toncar
vom 3. Juli 2024

Gemal § 4 Absatz 1 des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermo-
gensgesetzes (BwFinSVermG) sind die Kosten der Kreditaufnahme vom
Sondervermégen zu tragen. Gemal § 8 Absatz 1 BwFinSVermG gilt das
Sondervermogen am 31. Dezember des Jahres als aufgelost, in dem der
Kreditrahmen nach § 4 vollstindig ausgeschopft wurde. Verbleibende
Schulden des Sondervermdgens werden sodann in die allgemeine Bun-
desschuld integriert.


https://www.dw.com/de/bundeswehr-was-wurde-aus-dem-100-milliarden-euro-sonderverm%C3%B6gen/a-64849422
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Die Zinsen fiir Kreditaufnahmen am Geld- und Kapitalmarkt kénnen
dem Titel 575 01 im Kapitel 1491 entnommen werden und betragen im
Wirtschaftsplan 2024 775.360.000 Euro (Soll). Die in dem zitierten Arti-
kel genannte Zinshohe kann nicht bestétigt werden. Dies mag auch da-
ran liegen, dass der Artikel im Mérz 2023 verfasst wurde und der Autor
von anderen Voraussetzungen ausgegangen ist.

Die Ermittlung des zu erwartenden Zinsaufwands fiir das Sondervermo-
gen Bundeswehr orientiert sich eng an der Finanzierung des Bundes-
haushaltes. Der Gesamtbedarf von Bund und Sondervermdgen wird ge-
meinsam, nach einer vom BMF jahrlich festgelegten Strategie finanziert;
diese Strategie stellt sicher, dass die Verschuldung langfristig kosten-
giinstig und mit angemessenen Risiken erfolgt. Das Sondervermoégen
wird quartalsweise prozentual an allen Krediteinnahmen des Bundes, die
iiber die Emission von konventionellen Bundeswertpapieren erzielt wer-
den, beteiligt. In gleicher Weise wird es an allen Zinskosten beteiligt, die
aus diesen Krediteinnahmen entstanden sind. Die Ermittlung der zu er-
wartenden Zinskosten des Sondervermogens erfolgt konsistent mit der
Ermittlung der zu erwartenden Zinskosten fiir den Bundeshaushalt iiber
die stochastische Simulation zukiinftiger Zinskurven auf Basis der zum
Veranschlagungszeitpunkt aktuellen Zinskurve.

26. Abgeordneter Hat die Bundesregierung berechnet oder hat sie
Christian Leye eigene Schitzungen, wie hoch der oOffentliche
(Gruppe BSW) Investitionsbedarf in Deutschland in den kom-

menden zehn Jahren ist, und wenn ja, wie grof3 ist
diese Summe insgesamt (falls vorhanden, bitte
mit Aufschliisselung nach Bedarfen in den Berei-
chen Bildung, Verkehr, Energie und Transforma-
tion der Wirtschaft), und wenn nein, auf welche
Zahlen oder Daten beruft sie sich bei ihren Pla-
nungen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 3. Juli 2024

Innerhalb der Bundesregierung gibt es keine Gesamtiibersicht zum ge-
samtstaatlichen Investitionsbedarf fiir einen Zehnjahreshorizont, d. h. in-
klusive der Investitionsbedarfe von Landern und Kommunen. Etwaige in
der Offentlichkeit diskutierten gesamtstaatlichen Bedarfsabschéitzungen
iiber einen langen Zeithorizont sind im Kontext der nicht unerheblichen
methodischen Herausforderungen zu interpretieren.

Als Planungsinstrument flir Infrastruktur dient fiir den Bereich Verkehr
z. B. der aktuelle Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030, der sich auf
Verkehrsinfrastruktur in der Zustindigkeit des Bundes bezieht. Fiir den
Bereich Energie gibt es z. B. die Netzentwicklungsplane fiir Strom und
Gas.
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27. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, sich auf euro-
Dr. Michael paischer Ebene — vor dem Hintergrund der Emp-
Meister fehlung der EU-Kommission zur Einleitung von
(CDU/CSU) Defizitverfahren gegen sieben Mitgliedstaaten

(www.zeit.de/politik/ausland/2024-06/eu-kommis
sion-einleitung-defizitverfahren-frankreich-ita
lien) — fiir eine stabilitdtsorientierte Interpretation
des reformierten Stabilitdts- und Wachstumspak-
tes einzusetzen, und wenn nein, warum nicht, und
wenn ja, fiir welche konkreten Aspekte bei der In-
terpretation bzw. erstmaligen Anwendung des
neuen Regelwerks wird sich die Bundesregierung
nachdriicklich einsetzen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Florian Toncar
vom 3. Juli 2024

Die Bundesregierung setzt sich fiir eine regelkonforme und damit auch
stabilitdtsorientierte Anwendung des reformierten Stabilitits- und
Wachstumspaktes ein.

Konkret bedeutet dies beispielsweise, dass die Bundesregierung im Rah-
men des korrektiven Arms die Einleitung von Defizitverfahren unter-
stiitzen wird. Die Kommission hat am 19. Juni 2024 einen Bericht nach
Artikel 126 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europi-
ischen Union (AEUYV) erstellt und festgestellt, dass die Einleitung eines
Defizitverfahrens gegen folgende sieben Mitgliedstaaten gerechtfertigt
sei: Belgien, Frankreich, Italien, Ungarn, Malta, Polen und die Slowakei.
Die EU-Kommission hat angekiindigt, dem Rat vorzuschlagen, im Juli
2024 iiberméBige Defizite in diesen Mitgliedstaaten festzustellen.

Daneben wird die Bundesregierung im Rahmen der multilateralen Uber-
wachung der nationalen Fiskalpolitiken darauf achten, dass die Vor-
gaben des reformierten praventiven Arms erfiillt und umgesetzt werden.

28. Abgeordneter Wer tragt aus Sicht der Bundesregierung die poli-
Dr. Michael tische Verantwortung dafiir, dass die Zentralstelle
Meister fiir Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU), die
(CDU/CSU) dem Zoll zugeordnet ist, der dem Bundesministe-

rium der Finanzen untersteht, eine Geldwésche-
verdachtsmeldung zu dem AfD-Politiker Petr
Bystron erst nach iiber einem Jahr an die General-
staatsanwaltschaft in Miinchen weitergeleitet ha-
ben soll, sodass die Verfolgung einer moglichen
Straftat erst mit entsprechender Verzdgerung ein-
geleitet werden konnte (www.zdf.de/nachrichten/
politik/deutschland/bystron-afd-zoll-geldwaesche-
verdacht-100.html)?


https://www.zeit.de/politik/ausland/2024-06/eu-kommission-einleitung-defizitverfahren-frankreich-italien
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/bystron-afd-zoll-geldwaesche-verdacht-100.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Dr. Florian Toncar
vom 3. Juli 2024

Die FIU ist eine Bundesbehorde der Generalzolldirektion. Als solche ge-
hort sie innerhalb der Bundesregierung dem Geschéftsbereich des Bun-
desministeriums der Finanzen an.

Die FIU handelt und entscheidet aber aufgrund internationaler und euro-
paischer Vorgaben im Bereich der operativen Analyse unabhéngig, siche
§ 27 Absatz 2 des Geldwischegesetzes.

In dem Komplex Bystron ist eine erste Verdachtsmeidung bei der FIU
am 27. April 2023 eingegangen und wurde aufgrund des Bezugs zu
einer politisch exponierten Person (PeP) am 8. Mai 2023 in die Level-2-
Analyse tberfiihrt, in der komplexere und besonders risikogeneigte Félle
bearbeitet werden. Diese Verdachtsmeldung wurde am 26. Mai 2023 an
das Bundesamt fiir Verfassungsschutz weitergeleitet. Nach Aufnahme
der weiteren Analyse am 29. Dezember 2023 wurde der Analysebericht
schlieBlich am 15. Mérz 2024, also vor Beginn der Medienberichterstat-
tung an das (zustindige) Bayerische Landeskriminalamt {ibermittelt.

Infolge des seinerzeitigen Ermittlungsverfahrens der Staatsanwaltschaft
Osnabriick, das inzwischen eingestellt wurde, war die FIU im letzten
Jahr zur Vermeidung des Risikos einer strafrechtlichen Verfolgung ihrer
Mitarbeiter iibergangsweise de facto gezwungen, ab dem 17. April 2023
Verdachtsmeldungen ausschlieBlich hdndisch zu analysieren. Dadurch
hat sich die Bearbeitung von Verdachtsmeldungen erheblich verzogert.

Die Bundesregierung hat darauf unverziiglich reagiert und den Entwurf
des ,,Gesetzes zur Starkung der risikobasierten Arbeitsweise der Zentral-
stelle fiir Finanztransaktionsuntersuchungen vorgelegt. Der Deutsche
Bundestag hat das Gesetz beschlossen, dieses ist seit dem 18. November
2023 in Kraft. Nach der erforderlichen Abstimmung mit den Strafverfol-
gungsbehorden hat die FIU die Analyse seit Anfang 2024 von handi-
scher auf eine risikobasierte automatisierte Analyse umgestellt.

Zudem sind insbesondere seit dem Antritt von Daniel Thelesklaf als
neuem Leiter der FIU zum 1. Juli 2023 wesentliche Schritte unternom-
men worden, um die FIU als einen zentralen Baustein innerhalb der
deutschen Sicherheitsarchitektur sowie ihre Aufgabenwahrnehmung zu

starken.

29. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auch weiterhin von der
Bjorn Simon Einfiithrung einer moglichen nationalen Kerosin-
(CDU/CSU) steuer absehen (www.mdr.de/nachrichten/deutsch

land/politik/ticketsteuer-erhoehung-100.html)?

30. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zur moglichen
Bjorn Simon Einfithrung einer européischen Kerosinsteuer, und
(CDU/CSU) wiirde sie deren Einfiihrung auf européischer

Ebene unterstiitzen (www.airliners.de/frankreich-
plant-steuererhoehung-flugtickets-finanzierung-ba
hn/70249)?


https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/ticketsteuer-erhoehung-100.html
https://www.airliners.de/frankreich-plant-steuererhoehung-flugtickets-finanzierung-bahn/70249
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 3. Juli 2024

Die Fragen 29 und 30 werden zusammen beantwortet.

Die Besteuerung von Energieerzeugnissen ist innerhalb der Europi-
ischen Union harmonisiert. In diesem Zusammenhang ist derzeit eine
obligatorische Befreiung fiir Kerosin zur Verwendung in der gewerbli-
chen Luftfahrt vorgesehen. Die Europédische Kommission hat im Rah-
men des Pakets ,,fit for 55 eine Neufassung der Energiesteuerrichtlinie
vorgeschlagen, die einen Abbau von Subventionen fiir fossile Energie-
triger — und damit auch fiir Kerosin zur Verwendung in der gewerbli-
chen Luftfahrt — vorsieht. Die Verhandlungen zur Energiesteuerrichtlinie
dauern an, insbesondere auch, da der Richtlinienvorschlag im Rat nur
durch eine einstimmige Entscheidung angenommen werden kann. Die
Frage der zukiinftigen Kerosinbesteuerung wird der Diskussion im
ECOFIN-Rat Vorbehalten sein.

Dariiber hinaus wurden zudem mit dem Zweiten Haushaltsfinanzie-
rungsgesetz 2024 zum 1. Mai 2024 die Luftverkehrsteuersitze angeho-

ben.

31. Abgeordneter Wie viele Hinweise von Banken auf Sozialleis-
René Springer tungsmissbrauch hat die Financial Intelligence
(AfD) Unit (FIU) des Zolls im Jahr 2023 sowie im lau-

fenden Jahr (letzter aktueller Stand) nach Kennt-
nis der Bundesregierung erhalten, und wie viele
Félle von Sozialleistungsmissbrauch wurden mit
Hilfe dieser iibermittelten Daten strafrechtlich
verfolgt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Florian Toncar
vom 5. Juli 2024

Im Meldebestand der FIU wurden im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis
zum Stichtag 30. Juni 2024 3.759 Geldwéscheverdachtsmeldungen mit
Hinweisen auf ,,Sozialleistungsmissbrauch® bzw. ,,Sozialleistungsbe-
trug™ identifiziert, die die FIU von Kreditinstituten erhalten hat.

Die Justizstatistiken lassen eine Zuordnung der abgegebenen Verdachts-
meldungen der FIU zu den Ergebnissen der Strafrechtspflege nicht zu.
Daher kann die Bundesregierung hierzu keine generelle Aussage treffen.
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32. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung — wie von Sustain-
Dr. Hermann-Josef able Finance-Beirat der Bundesregierung und Ins-
Tebroke titut de la finance durable gefordert (https://sustai
(CDU/CSU) nable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2024/

06/SFDR _review joint statement IFD SFB fina
1 20240613.pdf) — fiir einen kohdrenteren Rechts-
rahmen bei der Sustainable Finance Disclosure
Regulation (SFDR), der Griinen Taxonomie, der
Corporate Sustainability Reporting Directive
(CSRD) und der European Sustainability Repor-
ting Standards (ESRS) und insbesondere bei der
Vereinheitlichung der jeweiligen Berichterstat-
tungsanforderungen einsetzen, und wenn ja, in
welcher Form?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Florian Toncar
vom 1. Juli 2024

Die Bundesregierung setzt sich bestindig fiir mehr Kohdrenz und Kon-
sistenz des Sustainable Finance Rahmenwerks ein. Unser Ziel ist es,
Praktikabilitdt, Machbarkeit und VerhéltnismaBigkeit der Berichterstat-
tungsanforderungen, insbesondere auch fiir kleinere und mittelsténdi-
sche Unternehmen, zu erh6hen und unnétigen biirokratischen Aufwand
zu vermeiden. Mit diesem Ziel sind wir mit den européischen Institutio-
nen und anderen Mitgliedstaaten im Gespriach und bringen aktiv uns im
Rahmen der Uberpriifung und Fortentwicklung der bestehenden EU
Sustainable Finance Regulierung ein.

33. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die in der vergangenen
Dr. Hermann-Josef Legislatur verdffentlichte Deutsche Sustainable
Tebroke Finance-Strategie der Bundesregierung erginzen,
(CDU/CSU) erweitern oder fortschreiben, und wenn ja, welche

Anderungen sind geplant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Florian Toncar
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag der 20. Legislatur-
periode darauf verstindigt, Deutschland zu einem fiihrenden Sustainable
Finance-Standort zu machen und auf Basis der Empfehlungen des Sus-
tainable Finance Beirats eine glaubwiirdige Sustainable Finance Strate-
gie mit internationaler Reichweite zu implementieren. Ein nachhaltiges
Finanzsystem ist aus Sicht der Bundesregierung eine wichtige Grund-
lage, um unsere Volkswirtschaft nachhaltig zu modernisieren und wett-
bewerbsfahig zu bleiben. Den Zielen des Koalitionsvertrages entspre-
chend setzen wir die MaBnahmen der im Mai 2021 verabschiedeten Sus-
tainable Finance Strategie der Bundesregierung fortlaufend um. Dabei
hat die Bundesregierung auch eine Vielzahl der vom Sustainable Fi-
nance Beirat erarbeiteten Empfehlungen bereits konkret aufgegriffen.
Die beteiligten Bundesministerien diskutieren gegenwirtig, ob und ggf.
wie die Strategie aus 2021 dariiber hinaus weiterentwickelt werden soll.


https://www.sustainable-finance-beirat.de/wp-content/uploads/2024/06/SFDR_review_joint_statement_IFD_SFB_final_20240613.pdf
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34. Abgeordnete Gibt es Erkenntnisse dariiber, wie viele Arbeit-
Antje Tillmann nehmerinnen und Arbeitnehmer zusétzlich nach
(CDU/CSU) Kenntnis der Bundesregierung gezwungen wéren,

eine Einkommensteuererkldrung abzugeben, um
den hoheren Grundfreibetrag (und/oder hoheren
Kinderfreibetrag) geltend zu machen, sollte es
nicht gelingen, eine gesetzliche Regelung zur
riickwirkenden Anhebung des Grund- und/oder
Kinderfreibetrags noch vor der letzten Lohn-
abrechnung in diesem Jahr in Kraft zu setzen, und
wenn ja, wie viele sind es?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 3. Juli 2024

Falls die fiir das Jahr 2024 notwendige riickwirkende Anhebung des
Grundfreibetrags und des Kinderfreibetrags nicht mehr im Lohnsteuer-
abzugsverfahren abgebildet werden kann, kdnnten gut 8 Millionen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer davon betroffen sein.

35. Abgeordneter Welche Dauer nimmt nach Kenntnis der Bundes-
Nicolas Zippelius  regierung die Bearbeitung der Erstattungsansprii-
(CDU/CSU) che nach den §§ 51 bis 55 des Energiesteuergeset-

zes bzw. nach den §§ 9 bis 10 des Stromsteuer-
gesetzes konkret durchschnittlich in Anspruch
(bitte fiir die letzten vier Jahre aufschliisseln), und
welche durchschnittlichen Bearbeitungszeitraume
liegen konkret beim Hauptzollamt Karlsruhe vor?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Hessel
vom 1. Juli 2024

Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer fiir die Entlastungstatbestinde
nach den §§ 51 bis 55 des Energiesteuergesetzes (EnergieStG) sowie
nach den §§ 9a bis 10 des Stromsteuergesetzes (StromStG) sind wie
nachfolgend aufgefiihrt bekannt. Dabei wird die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer vom Antragseingang bis zum Status ,,abgeschlossen*
(im IT-Verfahren) verstanden.

Entlastungstatbestand Dauer (in Tagen — alle
Hauptzollamter)
§ 51 EnergieStG (ab Juli 2023) 75
§ 53 EnergieStG (ab Juli 2023) 70
§ 53a EnergieStG (ab Juli 2023) 91
§ 54 EnergieStG (ab Juli 2023) 76
§ 55 EnergieStG (2021) 103
§ 55 EnergieStG (2022) 95
§ 55 EnergieStG (2023) 92
§ 55 EnergieStG (2024) 51
§ 9a StromStG (ab Juli 2023) 82
§ 9b StromStG (ab Juli 2023) 74
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Entlastungstatbestand Dauer (in Tagen — alle
Hauptzolldmter)

§ 10 StromStG (2021) 93

§ 10 StromStG (2022) 85

§ 10 StromStG (2023) 85

§ 10 StromStG (2024) 52
Entlastungstatbestand Dauer (in Tagen — Haupt-

zollamt Karlsruhe)

§ 51 EnergieStG (ab Juli 2023) 97

§ 53 EnergieStG (ab Juli 2023) 93

§ 53a EnergieStG (ab Juli 2023) 136

§ 54 EnergieStG(ab Juli 2023) 103

§ 55 EnergieStG (2021) 327

§ 55 EnergieStG (2022) 442

§ 55 EnergieStG (2023) 143

§ 55 EnergieStG (2024) 78

§ 9a StromStG (ab Juli 2023) 110

§ 9b StromStG (ab Juli 2023) 99

§ 10 StromStG (2021) 449

§ 10 StromStG (2022) 318

§ 10 StromStG (2023) 133

§ 10 StromStG (2024) 64

Weitere Daten sind der Bundesregierung nicht bekannt.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums des Innern
und fiir Heimat

36. Abgeordnete Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung
Dr. Christina Baum der Anteil der Briefwihler in Alters- oder Pflege-
(AfD) heimen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 1. Juli 2024

Die erfragten Zahlen liegen der Bundesregierung nicht vor. Auch der
Bundeswahlleiterin liegen keine Informationen dariiber vor, wie hoch
der Anteil der Briefwéhler in Alters- oder Pflegeheimen ist. In der allge-
meinen Wabhlstatistik werden diese Angaben nicht erfasst. Zudem be-
steht auch keine gesetzliche Pflicht zur Erhebung und zum Vorhalten der
erfragten Zahlen, so dass diese Informationen auch nicht ermittelbar
sind.
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37. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung vor dem Hin-
Barbara Benkstein tergrund, dass ehemalige Ortskrifte aus Afgha-
(AfD) nistan, die auf der in Medienberichten erwihnten

»Bad-Guys-Liste” gefilhrt wurden, im Rahmen
des Aufnahmeprogramms nach Deutschland ge-
langt sein sollen, zu verhindern, dass weitere von
deutschen Behdrden nach aktueller Daten-Lage
als Sicherheitsrisiko eingestufte Personen nach
Deutschland geholt werden, und wenn ja, wie,
und falls nicht, warum nicht, und wie viele sol-
cher Personen wurden nach Kenntnis der Bundes-
regierung nach Sachsen verbracht (https://m.bil
d.de/politik/bad-guys-liste-sicherheitsluecke-bei-a
ufnahmeprogramm-fuer-afghanen-666466ef45ebf
d355dc97ded?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.goo
gle.com%2F)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 1. Juli 2024

Die erklirten Aufnahmen im Rahmen der Aufnahmeverfahren aus
Afghanistan nach § 22 Satz 2 und § 23 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes
stehen stets unter dem Vorbehalt eines erfolgreichen Visumverfahrens
und etwaig sich im weiteren Verfahren ergebender Sicherheitsbedenken
oder Erkenntnisse, die einer Aufnahme entgegenstehen. Die in diesem
Zusammenhang durchgefiihrten Uberpriifungen dienen dazu, Personen
von einer Aufnahme auszuschlieen, bei denen ein Ausschlussgrund
vorliegt, insbesondere solche, die sicherheitsrelevante Kriterien erfiillen.

Die sicherheitsbezogene Uberpriifung umfasst einen automatisierten
Datenabgleich mit den Datenbanken der Sicherheitsbehorden. Hieran
schlief3t sich eine Befragung der Personen an der deutschen Botschaft in
Islamabad durch die deutschen Sicherheitsbehorden an. Die Sicherheits-
iiberpriifung stellt hierbei einen Teil eines einheitlichen Verfahrens dar.
Diese Verfahren werden bereits regelméBig in anderen Aufnahmeverfah-
ren, beispielsweise dem Resettlement, durchgefiihrt.

38. Abgeordneter Wie viele Personen sind im Rahmen des Fami-
Stephan Brandner liennachzugs jahrlich in dem Zeitraum vom 1. Ja-
(AfD) nuar 2017 bis zum 31. Dezember 2023 nach

Deutschland gekommen, und welche drei Staats-
angehorigkeiten wurden bei diesen Personen am
héufigsten festgestellt (bitte nach Jahresscheiben
aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 5. Juli 2024

Die erfragten Angaben sind fiir die Jahre 2017 bis 2022 in den Migra-
tionsberichten der Bundesregierung verdffentlicht worden (jeweils im
Kapitel 3.5.2) und unter dem nachfolgenden Link verfiigbar: www.bam
f.de/SharedDocs/ProjekteReportagen/DE/Forschung/Migration/migratio
nsbericht.html.


https://www.m.bild.de/politik/bad-guys-liste-sicherheitsluecke-bei-aufnahmeprogramm-fuer-afghanen-666466ef45ebfd355dc97ded?t_ref=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://www.bamf.de/SharedDocs/ProjekteReportagen/DE/Forschung/Migration/migrationsbericht.html
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Die Daten zu den Jahren 2017 bis 2021 finden sich im Migrationsbericht
2021 auf Seite 226 (Tabelle 3 bis 40) und die Daten zum Jahr 2022 im
Migrationsbericht 2022 auf Seite 245 (Tabelle 3 bis 48).

Im Jahr 2023 haben rund 108.500 Personen einen Aufenthaltstitel aus
familidren Griinden erhalten, die im Jahr 2023 eingereist sind. Die drei-
zugangsstirksten Herkunftslinder waren Syrien (rund 14.230 erteilte
Aufenthaltstitel aus familidren Griinden), Tiirkei (rund 12.360) und
Indien (rund 9.875).

Wie bereits im Migrationsbericht 2022 im Kapitel 3.5.2 vermerkt, sind
die Ergebnisse ab dem Berichtsjahr 2021 aufgrund methodischer Ande-
rungen nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar.

Zusitzlich wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
liche Frage 62 des Abgeordneten Stephan Brandner auf Bundestags-
drucksache 20/5942 verwiesen.

39. Abgeordneter Wie viele Stellen waren in dem Zeitraum von
Stephan Brandner 2020 bis 2024 jeweils beim Bundeskriminalamt
(AfD) und beim Bundesamt fiir Verfassungsschutz spe-

zifisch zur Bekdmpfung des Linksextremismus,
des Rechtsextremismus und des islamistischen
Extremismus eingerichtet (bitte getrennt nach
Jahresscheiben aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 3. Juli 2024

Hinsichtlich einer Beantwortung der Frage in Bezug auf das Bundeskri-
minalamt (BKA) ist die Bundesregierung nach sorgfaltiger Abwagung
der widerstreitenden Interessen (grundsétzlich offene Beantwortung von
Anfragen aus dem parlamentarischen Raum vs. Geheimschutzerforder-
nisse wegen Sicherheitsaspekten) zu der Auffassung gelangt, dass eine
exakte Aufschliisselung der beim BKA eingerichteten Stellen nicht in
offener Form erfolgen kann. Das Offentlichmachen von organisatori-
schen Planungen und Strukturen des BKA, insbesondere Angaben zu
spezifisch eingesetztem Personal und der Aufgabenverteilung, wiirde
staatliche wie nichtstaatliche Stellen in die Lage versetzen, Erkenntnisse
iiber Fahigkeiten, Methoden und Arbeitsweisen zu erlangen, bei deren
Bekanntwerden die Aufgabenerfiillung und damit in diesem spezifischen
Bereich die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und der Frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung (FDGO) gefihrdet wire. Da-
her sind die Informationen als Verschlusssache geméfl Verschluss-
sachenanweisung (VSA) mit dem VS-Grad ,VS-NUR FUR DEN
DIENSTGEBRAUCH® eingestuft und werden separat iibermittelt.'

Beziiglich des Bundesamts fiir Verfassungsschutz (BfV) wird darauf
hingewiesen, dass die Hohe der eingesetzten Personalressourcen im
Stellenplan des BfV abgebildet wird. Die Bewirtschaftung des Stellen-
plans des BfV ergibt sich aus dem Wirtschaftsplan, der als Verschluss-
sache ,,GEHEIM amtlich geheim gehalten® eingestuft ist (vgl. § 10a der
Bundeshaushaltsordnung). Die Bundesregierung ist hinsichtlich der Fra-

1 Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat hat einen Teil der Antwort als ,,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH* eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.



Drucksache 20/12178 -26— Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

gestellung in Bezug auf das BfV nach sorgfaltiger Abwagung der wider-
streitenden Interessen zu der Auffassung gelangt, dass eine Beantwor-
tung der Frage aus Griinden des Staatswohls nicht — auch nicht in einge-
stufter Form — erfolgen kann. Gegenstand des Informations- bzw. Aus-
kunftsersuchens sind hier Informationen, die in besonders hohem Malf3e
Belange des Staatswohls beriihren.

Das verfassungsrechtlich verankerte Frage- und Informationsrecht des
Deutschen Bundestages gegeniiber der Bundesregierung wird durch
schutzwiirdige Interessen von Verfassungsrang begrenzt, wozu auch und
insbesondere Staatswohlerwédgungen zdhlen. Die erbetenen Auskiinfte
wiirden Informationen enthalten, die im Zusammenhang mit der Arbeits-
weise und Methodik des BfV und insbesondere dessen Aufklarungsakti-
vitdten und Analysemethoden stehen. Insbesondere durch die Auskunft
iiber die tatsdchliche aber auch iiber die geplante Grofenordnung des
Personals in den jeweiligen Phidnomenbereichen konnen Riickschliisse
auf die Arbeitsweise des BfV gezogen werden. Die erbetenen Auskiinfte
zu den konkreten Stellen — seien sie besetzt, unbesetzt oder noch nicht
besetzt — betreffen wesentliche Strukturelemente des BfV. Aus ihrem
Bekanntwerden konnten sowohl staatliche als auch nichtstaatliche Ak-
teure Riickschliisse auf Personalentwicklung, Modus Operandi, die Fa-
higkeiten und Methoden des BfV ziehen. Durch eine Kenntnisnahme
durch Unbefugte wiirden die Fahigkeiten, nachrichtendienstliche Er-
kenntnisse zu gewinnen, in erheblicher Weise negativ beeinflusst wer-
den, was wiederum die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ge-
fahrden oder ihren Interessen schweren Schaden zufiigen konnte. Die
Gewinnung von offenen und nachrichtendienstlichen Informationen ist
fiir die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und fiir die Auf-
gabenerfiillung der Sicherheitsbehorden jedoch unerldsslich. Sofern sol-
che Informationen entfallen oder wesentlich zuriickgehen sollten, wiir-
den empfindliche Informationsliicken auch im Hinblick auf die Sicher-
heitslage in Deutschland drohen. Insbesondere durch die Auskunft iiber
die GroBenordnung des eingesetzten Personals konnen Riickschliisse auf
die Arbeitsweise des BfV gezogen werden. Dieses, wenn auch geringfii-
gige, Risiko des Bekanntwerdens im Falle einer eingestuften Beantwor-
tung der Frage kann in keinem Fall hingenommen werden. Daraus folgt,
dass die erbetenen Informationen derartig schutzbediirftige Geheimhal-
tungsinteressen beriihren, so dass das Staatswohl gegeniiber dem parla-
mentarischen Informationsrecht liberwiegt. In der Abwagung des Infor-
mationsrechts und -interesses der Abgeordneten einerseits und den Ge-
heimhaltungsinteressen andererseits muss das Recht der Abgeordneten
daher ausnahmsweise zurtickstehen.

40. Abgeordneter Wie viele Menschen sind im Rahmen des Fami-
Stephan Brandner liennachzugs jdhrlich seit dem 1. Januar 2000
(AfD) nach Deutschland gekommen (bitte nach Jahres-

scheiben aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 3. Juli 2024

Im Jahr 2023 haben rund 108.500 Personen einen Aufenthaltstitel aus
familidren Griinden erhalten, die im Jahr 2023 eingereist sind.
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Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
liche Frage 62 des Abgeordneten Stephan Brandner auf Bundestags-
drucksache 20/5942 sowie den Migrationsbericht der Bundesregierung
2022 (Kapitel 3.5.2 sowie Tabelle 3—48 im Anhang), abrufbar unter fol-
gendem Link: www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migra
tionsberichte/migrationsbericht-2022.html?nn=283568, verwiesen.

41. Abgeordnete Ist der Bundesregierung das Anfang Juni 2024
Clara Biinger verOffentlichte Ergebnis einer Untersuchung der
(Gruppe Die Linke) Universitdt Hildesheim und des Mediendienstes

Integration zur Belastung von Kommunen durch
die Aufnahme von Gefliichteten bekannt, wonach
das Bestehen einer ,,Auszugskrise® in fast 90 Pro-
zent der befragten Kommunen als Problem be-
nannt wird, womit gemeint ist, dass Personen mit
Bleibeberechtigung und Anspruch auf eine Woh-
nung nicht aus den Unterkiinften ausziehen kon-
nen, weil sie keine Wohnungen finden (https://me
diendienst-integration.de/artikel/weg-vom-notfall
modus.html), und plant die Bundesregierung —
ggf. in Absprache mit den Landern und Kommu-
nen — MaBnahmen, um dieser gemaf3 der Untersu-
chungsergebnisse entstandenen Auszugskrise zu
begegnen, und wenn ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 5. Juli 2024

Die Ergebnisse der Studie sind dem Bundesministerium des Innern und
flir Heimat bekannt. Fiir die Unterbringung und Versorgung von Asylbe-
gehrenden liegt die Zustandigkeit gemél § 44 Absatz 1 des Asylgesetzes
(AsylG) bei den Landern bzw. Kommunen (§ 53 AsylG). Der Bund un-
terstiitzt die Lander, Kommunen und Landkreise, indem er ihnen soweit
wie moglich iiber die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA)
mietzinsfrei bundeseigene Gebdude und Grundstiicke iiberldsst sowie
zusétzlich die Herrichtungskosten erstattet, die dabei zur erstmaligen
Unterbringung von Gefliichteten und Asylsuchenden aufgewendet wor-
den sind. Derzeit sind bundesweit 340 Liegenschaften mit {iber 68.000
Unterbringungsplétzen iiberlassen. Das entlastet nicht nur finanziell,
sondern wirkt, soweit Wohnungen enthalten sind, auch der sogenannten
Auszugskrise entgegen, die insbesondere von den Kommunen beklagt
wird, wenn Schutzsuchenden internationaler Schutz zuerkannt wird oder
das Vorliegen nationaler Abschiebeverbote festgestellt worden ist.

Derzeit sind keine weiteren UnterstiitzungsmaBinahmen durch die Bun-
desregierung geplant.


https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2022.html?nn=283568
https://www.mediendienst-integration.de/artikel/weg-vom-notfallmodus.html
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42. Abgeordnete
Clara Biinger
(Gruppe Die Linke)

Welche aktuellen Zahlen zur Umsetzung des Bun-
desaufnahmeprogramms fiir Afghanistan seit
April 2024 kann die Bundesregierung mitteilen
(bitte Zahl der Aufnahmezusagen, Sicherheits-
iiberpriifungen, erteilten Visa und Einreisen ange-
ben und die Angaben zusitzlich nach Monaten
aufschliisseln), und welche Zahlen kann die Bun-
desregierung zur Aufnahme von gefdhrdeten Af-
ghaninnen und Afghanen auflerhalb des Bundes-
aufnahmeprogramms seit April 2024 mitteilen
(bitte so wie in der ersten Teil der Frage auf-
schliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 3. Juli 2024

Es wurden seit April 2024 im Rahmen des Bundesaufnahmeprogramms
fiir Afghanistan (BAP) 1.348 Aufnahmezusagen erteilt und 191 Perso-
nen sind eingereist (Stand: 21. Juni 2024).

Tabelle: Aufnahmezusagen und Einreisen im BAP

April Mai Juni
Aufnahmezusagen 650 374 324
Einreisen 57 93 41

Es wurden seit April 2024 zudem fiir Ortskrafte und ihre Familienange-
horigen sowie fiir weitere besonders gefdhrdete Afghaninnen und Af-
ghanen und ihre Familienangehorigen nach § 22 Satz 2 des Aufenthalts-
gesetzes Aufnahmen erklért und ebenso erfolgten Einreisen von diesem
Personenkreis. Die statistisch verfiigbaren Angaben konnen der nachfol-
genden Tabelle entnommen werden (Stand: 21. Juni 2024).

Aufnahme- Aufnahme- Einreisen weiterer Einreisen
erklirungen erklirungen besonders gefihr- Ortskriifte
weitere beson- Ortskrifte deter Afghaninnen
ders gefihrdete und Afghanen
Afghaninnen und
Afghanen
April 2024 11 0 62 96
Mai 2024 428 0 149 78
Juni 2024 10 3 95 13
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Die Angaben zu den Sicherheitsinterviews seit April 2024 in den laufen-
den Aufnahmeverfahren aus Afghanistan (einschlieBlich BAP) kénnen
der nachstehenden Tabelle entnommen werden (Stand: 21. Juni 2024).

Kalendermonat | stat. Zuordnung Sicherheits-
interviews
April 2024 BAP 31
Restliche Verfahren 100
Gesamt 131
Mai 2024 BAP 50
Restliche Verfahren 135
Gesamt 185
Juni 2024 BAP 31
Restliche Verfahren 50
Gesamt 81
Gesamt 397

Seit April 2024 hat die Botschaft in Islamabad die nachstehende Zahl an
Visa flir Personen aus den laufenden Aufnahmeverfahren aus Afgha-
nistan (einschlie8lich BAP) ausgestellt (Stand: 21. Juni 2024):

Kalendermonat | stat. Zuordnung Ausgestellte
Visa
April 2024 BAP 53
Restliche Verfahren 147
Gesamt 200
Mai 2024 BAP 43
Restliche Verfahren 241
Gesamt 284
Juni 2024 BAP 81
Restliche Verfahren 126
Gesamt 207
Gesamt 691

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 10 der
Kleinen Anfrage der Gruppe Die Linke auf Bundestagsdrucksache

20/11282 verwiesen.

43. Abgeordnete Wie viele Personen haben den Wahl-O-Mat der
Gitta Connemann Bundeszentrale fiir politische Bildung zur Euro-
(CDU/CSU) pawahl 2024 genutzt, und welche vorrangigen

Parteipriaferenzen wurden den Nutzerinnen und
Nutzern dabei als Ergebnis ihrer Antworten ange-
zeigt (bitte in absoluten und prozentualen Zahlen
fiir die 13 stérksten Parteien nach dem Ergebnis
der Europawahl 2024 angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 28. Juni 2024

Der Wahl-O-Mat zur Wahl des Europidischen Parlaments 2024 wurde
14.839.868 Mal genutzt. Die Berechnung des Ergebnisses des Wahl-O-
Mat findet auf dem Endgerit der Nutzerinnen und Nutzer statt und ver-
bleibt vollstindig lokal auf dem Endgerit. Die Bundeszentrale fiir politi-
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sche Bildung, die fiir die Konzipierung und Durchfiihrung des Wahl-O-
Mat zustindig ist, speichert die Ergebnisse nicht auf eigenen Servern
und hat demnach keinen Zugriff auf diese Daten.

44. Abgeordnete Warum &duflert sich die Bundesministerin des In-
Joana Cotar nern und fiir Heimat Nancy Faeser offentlich zu
(fraktionslos) Straftaten gegen migrantische Jugendliche wie

neulich in Grevesmiihlen, aber nicht zu den Straf-
taten gegen deutsche Jugendliche wie in Gera
oder Markdorf, und welche Parameter/Pramissen
gibt es fiir offentliche AuBerungen der Bundes-
innenministerin zu Straftaten (https://x.com/Nanc
yFaeser/status/1802269562127130920)?

Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 1. Juli 2024

Die Bundesministerin des Innern und fiir Heimat, Nancy Faeser, macht
regelmifBig deutlich, dass Gewalt in der Demokratie durch nichts zu
rechtfertigen ist und der Rechtsstaat Gewalt konsequent entgegentritt.
Den Anstieg der Gewaltkriminalitit, insbesondere bei nichtdeutschen
Tatverddchtigen sowie bei Kindern und Jugendlichen, hat die Bundes-
innenministerin gemeinsam mit dem Bundeskriminalamt (BKA) zu
einem Schwerpunktthema u. a. der Herbsttagung des BKA 2023 ge-
macht und danach als Thema stark weiterverfolgt. Umfassende AuBe-
rungen hierzu finden Sie etwa im Zusammenhang mit der aktuellen Poli-
zeilichen Kriminalstatistik.

45. Abgeordneter Verfligt die Bundespolizei vor dem Hintergrund
Thomas Dietz des mutmalBlichen Mordes eines Islamisten an
(AfD) einem Polizeibeamten vom 31. April 2024 in

Mannheim, bei dem mutmallich der Attentiter
zur Totungsabsicht gezielt in den Hals des Poli-
zeibeamten gestochen hat, iiber eine optimale
Ausriistung, um den Halsbereich der eingesetzten
Polizeibeamten zu schiitzen, und wird es eine
neue, den aktuellen Entwicklungen des polizeili-
chen Gegeniibers, angepasste Beschaffung von
Hals-Schnittschutz Ausriistungen fiir die Beamten
geben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 3. Juli 2024

Die Bundespolizei verfiigt iiber verschiedene personliche Schutzausstat-
tung mit zertifizierten Schnitt- und Durchstichschutzeigenschaften.

Helmschale, Visier, Nackenschutz und Kinnbiigel des Einsatzhelms,
Oberkorper und Schulterschutz der Korperschutzausstattungen sowie
Unterziehschutzwesten sind nach Technischer Richtlinie des Polizeitech-


https://www.x.com/NancyFaeser/status/1802269562127130920
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nischen Instituts der Deutschen Hochschule der Polizei gepriift. Einsatz-
handschuhe und Schnittschutzschals sind nach DIN EN Richtlinien zer-
tifiziert. Der Schnittschutzschal ist nach einer Erprobungsphase seit An-
fang 2023 fiir Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten verfiigbar. Der
Kragen Einsatzjacke verfiigt ebenfalls iiber schnitthemmende Eigen-
schaften.

Die Priifverfahren fiir Schutzausstattung werden regelméfig fortge-
schrieben und aktualisiert.

46. Abgeordnete Welche konkreten Inhalte bzw. Ergebnisse enthélt
Anke Domscheit-  der vom Bundesamt fiir Sicherheit in der Informa-
Berg tionstechnik (BSI) im Rahmen der aktuell laufen-

(Gruppe Die Linke) den Priifung gemiB § 9b des Gesetzes iiber das
Bundesamt fiir Sicherheit in der Informations-
technik fertiggestellte (technische) Priifbericht zu
sicherheitsrelevanten Komponenten im 5G-Netz,
der laut Eigenaussage der BSI-Prisidentin
Claudia Plattner im Interview der Jung & Naiv-
Folge 686 (www.youtube.com/watch?v=Mk;jQc
T el E) bereits an das Bundesministerium des In-
nern und fliir Heimat (BMI) iibermittelt wurde,
und weshalb war dieser der Leistungsebene des
BMI zum Zeitpunkt der 66. Sitzung des Digital-
ausschusses des Deutschen Bundestages vom
12. Juni 2024, vertreten durch den Staatssekretir
Dr. Markus Richter, nicht bekannt (bitte in der
Antwort auch das Datum nennen, an dem der Be-
richt dem BMI iibergeben wurde)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 5. Juli 2024

Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) priift aktuell
nach § 9b Absatz 4 des Gesetzes iiber das Bundesamt fiir Sicherheit in
der Informationstechnik (BSIG) den Einsatz von kritischen Komponen-
ten chinesischer Hersteller in den deutschen 6ffentlichen 5G-Mobilfunk-
netzen. Das BSI ist in die Priifungen des BMI eingebunden und berichtet
regelméBig an das BMI. Das BSI unterrichtet in diesem Zusammenhang
insbesondere iiber potentielle Risiken, die von einzelnen in den betref-
fenden 5G-Netzen verbauten Komponenten ausgehen. Einen singuldren
Bericht zu einem Priifergebnis des BSI gibt es nicht. Die Einschétzun-
gen des BSI flieen in die Gesamtbewertung des BMI ein und sind auch
dem Staatssekretdr Dr. Markus Richter bekannt. In diesem Sinne hat er
am 12. Juni 2024 in der 66. Sitzung des Digitalausschusses des Deut-
schen Bundestages berichtet.

Die Priifungen nach § 9b Absatz 4 BSIG sind derzeit noch nicht abge-
schlossen. Zu konkreten, laufenden Abstimmungsprozessen innerhalb
der Bundesregierung wird keine Auskunft erteilt, weil dies den Kernbe-
reich exekutiver Eigenverantwortung betrifft. Hierzu gehort die Willens-
bildung der Bundesregierung, die sich — wie im konkreten Fall — vor-
nehmlich in ressortiibergreifenden und -internen Abstimmungsprozessen
vollzieht.


https://www.youtube.com/watch?v=MkjQcT_eI_E
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47. Abgeordneter Welche bundeseinheitlichen gesetzlichen Rege-
Dr. André Hahn lungen gibt es nach Kenntnis der Bundesregie-
(Gruppe Die Linke) rung bislang, bei Einsdtzen unterhalb der Kata-

strophenschwelle die finanzielle Absicherung der
Helferinnen und Helfer aller eingesetzten Kréfte
in Fragen der Lohnfortzahlung und des Versiche-
rungsschutzes sicherzustellen, und bis wann plant
die Bundesregierung auch die Freistellungen vom
Arbeitgeber fiir Ausbildungs-, Ubungs- und Fort-
bildungszwecke bundeseinheitlich so zu regeln,
dass damit auch fiir den Bereich eines Zivil-
schutzeinsatzes hinreichend Kréfte ausgebildet,
einsatzfahig und versorgt sind?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 2. Juli 2024

Die Lander regeln die Gesetzgebung in ihrer Zustindigkeit fiir den Kata-
strophenschutz und damit die Anspriiche der Helferinnen und Helfer der
Feuerwehren, des Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e. V., der Deut-
schen Lebens-Rettungs-Gesellschaft e. V., des Deutschen Roten Kreuzes
e. V., der Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. und des Malteser Hilfsdienst e. V.
im Katastrophenfall. Die Anspriiche auf Lohnfortzahlung und des Versi-
cherungsschutzes, sowie die Freistellungsregeln konnen sich von Land
zu Land unterscheiden.

Vor diesem Hintergrund konnen einheitliche Freistellungs- und Versi-
cherungsschutzregelungen fiir Helfende nur von den Léndern und Kom-
munen im Bereich des Brand- und Katastrophenschutzes geregelt wer-
den. In der Gesamtschau ist zur Helfergleichstellung bundesweit bereits
heute eine iiberwiegend positive Bilanz zu ziehen ist, die in Teilberei-
chen noch Verbesserungspotential erkennen 14sst.

Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) wird den Pro-
zess der Helfergleichstellung in den entsprechenden interfoderalen Gre-
mien und Arbeitskreisen konstruktiv begleiten und sich im Rahmen sei-
ner Moglichkeiten fiir die weitere Etablierung und Harmonisierung die-
ser Regelung auf Landerebene einsetzen.
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48. Abgeordneter Wie setzen sich die ,,Gagen und Honorare“ in
Matthias Hauer Hohe von 306.029,25 Euro und die Minderungs-
(CDU/CSU) betrdge von ,,Ausstrahlungs- und Vermarktungs-

partnern® in Héhe von 120.000 Euro bei den ,,Ge-
samtkosten der Produktion Fake Train* in Hohe
von 560.705,04 Euro (vgl. Antwort der Bundes-
regierung auf meine Schriftliche Frage 25 auf
Bundestagsdrucksache 20/11887) konkret zusam-
men (bitte detailliert nach den sieben grofiten Ein-
zelpositionen wie Produktions- und Regiestab,
Kamera, Schnitt, Kostiim, Maskenbildner etc. mit
Betrdgen und den vier Ausstrahlungs- und Ver-
marktungspartnern mit den hochsten Betrdgen
aufschliisseln), und in welcher Hohe sind dem
Moderator Rezo und den Géasten Naomi Jon,
Parshad Esmaeili, Twenty4tim, Anna Gazanis,
Joyyy, Nico Stank, Georgia Cavallo, Calvin
Kleinen, Rewinside, Xatar, Jokah Tululu und
Milano jeweils Gagen und Honorare zugeflossen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 2. Juli 2024

Die Bundesregierung muss bei der Beantwortung parlamentarischer An-
fragen den Schutz der Grundrechte Dritter gewihrleisten. Dem parla-
mentarischen Informationsinteresse sind die grundrechtlich geschiitzten
Belange an der Produktion Beteiligter gegeniiberzustellen und dabei im
Rahmen einer Einzelfallabwégung das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung der Betroffenen (Artikel 2 Absatz 1 i. V. m. Artikel 1 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes — GG) und das grundrechtlich geschiitzte Inte-
resse an der Wahrung von Geschiftsgeheimnissen (Artikel 12 Absatz 1
GG) einzubeziehen. Daher konnen als Ergebnis dieser Einzelfallabwa-
gung aus Griinden des Personlichkeitsschutzes der Auftragnehmerinnen
und Auftragnehmer und Dritter sowie zum Schutz bestehender Ge-
schiftsgeheimnisse die Fragen nicht uneingeschrankt offen beantwortet
werden.

Mit dem Ziel, dem parlamentarischen Informationsinteresse unter
gleichzeitiger Wahrung der Rechte Dritter entsprechen zu konnen, wird
auf die gemil der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des Bundesminis-
teriums des Innern und fiir Heimat zum materiellen Geheimschutz (Ver-
schlusssachenanweisung — VSA) mit dem Geheimhaltungsgrad ,,VS-
NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH* eingestufte Anlage verwiesen.?

49. Abgeordneter Wie viele Personen mit mindestens einer weiteren
Jochen Haug Staatsangehorigkeit neben der deutschen Staats-
(AfD) angehorigkeit lebten per 31. Dezember 2023 in

Deutschland, und bei wie vielen davon war min-
destens eine weitere Staatsangehorigkeit die eines
Mitgliedstaates der Europdischen Union?

2 Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat hat die Antwort als ,,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH* eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 5. Juli 2024

Deutsche, die zusitzlich eine oder mehrere weitere Staatsangehorigkei-
ten besitzen, gehen als deutsche Staatsangehorige in die Bevolkerungs-
statistik ein. Sie sind nach deutschem Recht keine Ausldnder und sind
deshalb auch nicht im Auslidnderzentralregister (AZR) erfasst.

Daten zur Mehrstaatigkeit werden im Zensus und Mikrozensus erhoben.
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes lebten laut Zensus 2022
am 15. Mai 2022 in Deutschland 5,83 Millionen Personen mit zwei oder
mehr Staatsangehdrigkeiten. Darunter haben 2,13 Millionen Personen
zwei oder mehr Staatsangehdrigkeiten eines Mitgliedstaates der Europa-
ischen Union.

Die Ergebnisse des Mikrozensus fiir 2023 sind unter folgendem Link ab-
rufbar: www.destatis.de/DE/ThEemen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkeru
ng/Migration-Integration/Publikationen/Downloads-Migration/statistisc
her-bericht-migrationshintergrund-erst-2010220237005.html.

Die gewiinschten Informationen zu Doppelstaatler/-innen sind in den Ta-
bellen 12211-15 und 12211-16 zu finden.

Zur Aussagekraft und den unterschiedlichen Ergebnissen von Zensus
und Mikrozensus wird aus methodischer Sicht angemerkt: Der Zensus
wird alle zehn Jahre durchgefiihrt. Datenbasis fiir die Ermittlung der
Einwohnerzahl und der demografischen Angaben sind die Angaben aus
den amtlichen deutschen Melderegistern. Es ist davon auszugehen, dass
die Zahlen zu den Doppelstaatern im Zensus insoweit tiberh6ht sind, als
beispielsweise Verluste auslidndischer Staatsangehorigkeiten und der
Zerfall auslandischer Staaten, wie z. B. der Sowjetunion, in den Melde-
registern erst im Nachgang oder — mangels entsprechender Anzeigen der
Betroffenen — gar nicht beriicksichtigt werden konnen. Der Mikrozensus
dagegen ist eine jahrlich durchgefiihrte Haushaltsstichprobe, in der ein
Prozent der deutschen Haushalte befragt wird. Die Ergebnisse basieren
auf den Angaben der Befragten und stehen unter dem Vorbehalt, dass die
Einschitzung der Betroffenen hinsichtlich bestehender Staatsangehorig-
keiten nicht immer korrekt ist.

50. Abgeordnete Wie viele der den deutschen Verfassungsschutz-
Nicole Hochst behoérden bekannten Islamisten sind nach Kennt-
(AfD) nis der Bundesregierung ausreisepflichtig, und

wie viele davon haben in den letzten beiden Jah-
ren das Land verlassen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 1. Juli 2024

Fiir das Gesamtpersonenpotenzial Islamismus/islamistischer Terrorismus
erfolgt durch das Bundesamt flir Verfassungsschutz keine gezielte Erhe-
bung von Daten hinsichtlich einer etwaigen Ausreisepflichtigkeit der
dort erfassten Personen mit dem Zweck, ein Gesamtbild tiber die Zahl
ausreisepflichtiger Personen zu erhalten.

Fiir die Jahre 2023 und 2024 (Stand: 25. Juni 2024) wurden im Rahmen
der Bearbeitung im Gemeinsamen Terrorismus Abwehrzentrum durch


https://www.destatis.de/DE/ThEemen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Publikationen/Downloads-Migration/statistischer-bericht-migrationshintergrund-erst-2010220237005.html
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die AG Statusrechtliche BegleitmaBnahmen 53 Riickfithrungen von Ge-
fahrdern, Relevanten Personen und sonstigen Personen aus dem Bereich
PMK -religiose Ideologie- erfasst (inklusive Abschiebung, Auslieferung,
Dublin-Uberstellung und Kontrollierte freiwillige Ausreise).

2023: 35
2024: 18

51. Abgeordnete Wie viele der seit 2015 in Deutschland eingebiir-
Nicole Hochst gerten Personen sind straffdllig geworden, und um
(AfD) welche Straftaten handelt es sich?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 1. Juli 2024

Der Bundesregierung liegen keine Informationen im Sinne der Frage-
stellung vor.

In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) werden Tatverdichtige u. a.
nach ,,deutsch® und ,nichtdeutsch® unterschieden. Informationen dazu,
ob es sich bei in der PKS erfassten deutschen Tatverddchtigen um Perso-
nen handelt, die zuvor eingebiirgert wurden, liegen nicht vor.

52. Abgeordneter Wie viele tiirkische Asylbewerber wurden in den
Leif-Erik Holm Jahren 2020, 2021, 2022, 2023 und bis zum
(AfD) 28. Juni 2024 anerkannt, und wie viele der abge-

lehnten und negativ beschiedenen tiirkischen An-
tragssteller wurden in den einzelnen Jahren je-
weils abgeschoben (bitte jahrlich aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 5. Juli 2024

Die erfragten Angaben zu den Asylentscheidungen des Bundesamts fiir
Migration und Fliichtlinge (BAMF) liegen bis einschlieBlich des Monats
Juni 2024 in Form der Asylgeschéftsstatistik des BAMF offentlich zu-
génglich vor und konnen fiir die einzelnen Kalenderjahre unter dem fol-
genden Link abgerufen werden: www.bamf.de/DE/Themen/Statistik/As
ylzahlen/AsylGesStatistik/asylgeschaeftsstatistik-node.html.

Angaben zu Abschiebungen von tiirkischen Staatsangehdrigen aus
Deutschland kénnen — soweit vorliegend — der nachfolgenden Tabelle
entnommen werden, wobei die Abschiebungsstatistik des Bundes nicht
nach den Abschiebungsgriinden differenziert und somit auch Abschie-
bungen enthélt, die nicht infolge von negativ beschiedenen Asylantrigen
im Sinne der Fragestellung erfolgten.


https://www.bamf.de/DE/Themen/Statistik/Asylzahlen/AsylGesStatistik/asylgeschaeftsstatistik-node.html
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Abschiebungen tiirkischer Staatsangehoriger aus Deutschland
Jahr Anzahl

2020 403

2021 408

2022 657

2023 1.299

Januar—Mai 2024 773
53. Abgeordneter Welche rechtlichen und politischen Moglichkeiten
Johannes Huber sieht die Bundesregierung, sowohl Ukrainer wie-
(fraktionslos) der in ihr Heimatland zuriickzufiihren (www.hand

elsblatt.com/politik/deutschland/ukraine-fluechtli
nge-fluechtlinge-zurueck-in-die-ukraine-scharfe-k
ritik-an-csu-vorstoss/100047381.html) als auch
ein Rickfithrungsabkommen mit der Ukraine zu
schliefen, um abgelehnte Asylbewerber dhnlich
des britischen Ruanda-Modells (www.deutschlan
dfunk.de/ruanda-modell-deutschland-fluechtling
e-100.html#was-ist-ruanda-modell) auBBer Landes
zu bringen, um den betroffenen Personen ein Auf-
enthaltsrecht in der Ukraine zu ermoglichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 5. Juli 2024

Personen, die in Deutschland einen Schutzstatus haben, kommen fiir
Riickfiihrungen nicht in Betracht. Dies gilt unter anderem fiir ukraini-
sche Staatsangehorige, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 des Auf-
enthaltsgesetzes besitzen.

Fiir die Riickiibernahme ausreisepflichtiger ukrainischer Staatsangehori-
ger gilt seit Januar 2008 das ,,Abkommen zwischen der Europiischen
Gemeinschaft und der Ukraine liber die Riickiibernahme von Personen®.
Es ist weiterhin in Kraft. Dieses Abkommen enthélt unter anderem eine
Klausel zur Riickiibernahme Drittstaatsangehoriger, die liber die Ukraine
eingereist sind.

Fiir ein Abkommen zur Riickfithrung abgelehnter Asylbewerber in die
Ukraine dhnlich dem britischen Ruanda-Modell sieht die Bundesregie-
rung angesichts der dortigen Lage keinerlei Grundlage.

54. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die sich auf der Fahn-
Andrej Hunko dungsliste der Russischen Foderation befindenden
(Gruppe BSW) deutsche Staatsbiirger iiber ihre Listung seitens

russischer Behorden informiert bzw. vor mog-
lichen Konsequenzen fiir sie gewarnt, und falls ja,
wie viele, und falls nein, warum nicht (siehe dazu
die Antwort der Bundesregierung auf meine
Miindliche Frage 68, Plenarprotokoll 20/153),
und hat die Bundesregierung diesen Sachverhalt
gegeniiber der russischen Seite bereits themati-
siert, und wenn ja, unter welchen Umstinden
(Zeit, Ort, Ebene) und mit welchem Ergebnis, und
wenn nein, warum nicht?


https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/ukraine-fluechtlinge-fluechtlinge-zurueck-in-die-ukraine-scharfe-kritik-an-csu-vorstoss/100047381.html
https://www.deutschlandfunk.de/ruanda-modell-deutschland-fluechtlinge-100.html%23was-ist-ruanda-modell
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Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 5. Juli 2024

Individuelle, abschlieBende Gefahrdungsbewertungen sowie die Priifung
und Ergreifung eventuell erforderlicher MaBinahmen, wie etwa eine Ge-
fahrdetenansprache, Sensibilisierungsgespriache oder gar SchutzmafBnah-
men, liegen in der origindren Zusténdigkeit der Landespolizeibehorden,
sodass die Bundesregierung hierzu keine Aussagen treffen kann.

55. Abgeordneter Welche Malinahmen ergreift das Bundesamt fiir
Steffen Janich Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) nach
(AfD) Kenntnis der Bundesregierung, um bei der Ge-

winnung von Spezialisten fiir die IT-Sicherheit im
Personalmarkt mit Unternehmen der Privatwirt-
schaft konkurrenzfahig zu sein, und wie bewertet
das BSI nach Kenntnis der Bundesregierung seine
aktuelle Situation im Hinblick auf die personelle
Stellenbesetzung (bitte erlautern)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 2. Juli 2024

Im Zuge der rasanten Entwicklung der digitalen Welt und der Zunahme
der Cyberbedrohungslage wachsen auch die Themen- und Aufgabenge-
biete des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)
stindig weiter. Das BSI setzt im Rahmen einer sog. Task Force Recrui-
ting auf ein umfangreiches Biindel an Aktivitdten und Maflnahmen.

— Im Bereich Online wird anhand von Mediakampagnen — ausgerichtet
auf die verschiedenen Zielgruppen — auf das Ausspielen von Anzei-
gen, Bannern oder Newsletter, die das BSI als attraktiven Arbeitgeber
bekannter machen, gesetzt.

— Darstellung des BSI als transparente und authentische Behorde in So-
cial Media mittels Interviews, Kurzvideos oder anschaulichen Anzei-
genmotiven.

— Teilnahme an Job-, Karriere oder Fachmessen.

— Uber ein gezieltes Talentmanagement soll der Kontakt zu potenziel-
len Bewerbenden auf Karriere- und Fachveranstaltungen sowie iiber
Hochschulaktivitdten sichergestellt werden.

— Zur Gewiéhrleistung eines positiven Bewerbungserlebnisses (der sog.
Candidate Journey) wurde der Bewerbungsprozess deutlich verein-
facht und komplett digitalisiert.

— Kooperation mit den Hochschulen und Universititen im Umkreis der
Standorte.

— Im Rahmen des diesjéhrigen Deutschen IT-Sicherheitskongresses des
BSI wurde auf ein neues Format gesetzt, und zwar virtuelles Speed-
Dating mit Behérdenmitarbeitern.
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Eine starke Prasenz und Positionierung auf dem Arbeitsmarkt wird auch
weiterhin erforderlich sein, um die passenden Fach- und Fiihrungskrifte
fiir das BSI zu gewinnen.

56. Abgeordneter Wie viele Abordnungen von Polizeibeamten des
Steffen Janich Bundes hat es nach Kenntnis der Bundesregierung
(AfD) in den Jahren 2020 bis heute an das Bundesamt

fiir Verfassungsschutz gegeben, und wie viele
Abordnungen von Mitarbeitern des Bundesamtes
fiir Verfassungsschutz hat es im selben Zeitraum
an Polizeibehdrden des Bundes gegeben (bitte
nach Jahren und Richtung der Abordnung auf-
schliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 3. Juli 2024

Die nachstehend genannten Zahlen basieren auf Abordnungen, die ver-
lasslich aus dem Personalverwaltungssystem als eine Abordnung im
Sinne IThrer Frage recherchierbar waren. Bei der Datenqualitét ist zu be-
rlicksichtigen, dass im Personalverwaltungssystem Mitarbeitende nach
einem Ausscheiden aus der Behdrde nur noch begrenzte Zeit vollstindig
(in der Regel fiir drei Monate) und im Anschluss nur mit wenigen
Rumpfdaten gespeichert sind. Nach Ablauf der Speicherungsfrist wer-
den die Daten geldscht bzw. anonymisiert. Im Personalverwaltungssys-
tem der Bundespolizei konnen nachgingig nur Abordnungsmafinahmen
von Personen gesucht werden, die lidnger als sechs Monate abgeordnet
waren.

Die Abordnungen wurden jeweils nur in dem Jahr gezihlt, in dem sie
begonnen wurden.

Abordnungen vom Bundeskriminalamt zum Bundesamt fiir Verfas-
sungsschutz:

2020: 1

2021: 2

2022: 2

2023: keine

2024 (Stichtag: 30. Juni): keine

Abordnungen von der Bundesspolizei zum Bundesamt fiir Verfassungs-
schutz:

2020: 3

2021: keine

2022: keine

2023: 4

2024 (Stichtag: 30. Juni): keine
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Abordnungen vom Bundesamt fiir Verfassungsschutz zum Bundeskrimi-
nalamt und Abordnungen vom Bundesamt fiir Verfassungsschutz zur
Bundespolizei:

Die Antwort auf diese Teile der Frage kann nicht offen erfolgen. Die
Einstufung der Antwort auf die Frage als Verschlusssache (VS) mit dem
Geheimhaltungsgrad ,,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH® ist
im vorliegenden Fall im Hinblick auf das Staatswohl erforderlich. Nach
der Verschlusssachenanweisung (VSA) sind Informationen, deren
Kenntnisnahme durch Unbefugte fiir die Interessen der Bundesrepublik
Deutschland oder eines ihrer Lander nachteilig sein konnen, entspre-
chend einzustufen. Die erbetenen Auskiinfte zum Thema ,,Abordnungen
zu Polizeibehdrden des Bundes® betreffen wesentliche Strukturelemente
der Personaleinsatzplanung des Bundesamts fiir Verfassungsschutz. Aus
ihrem Bekanntwerden konnten sowohl staatliche als auch nichtstaatliche
Akteure Riickschliisse auf Personalentwicklungen des Bundesamts fiir
Verfassungsschutz ziehen. Dadurch wird die Aufgabenerfiillung der
Nachrichtendienste beeintrachtigt, was wiederum fiir die Sicherheit und
die Interessen der Bundesrepublik Deutschland nachteilig wire. Diese
Informationen werden daher als ,,VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH® eingestuft und dem Deutschen Bundestag gesondert iiber-

mittelt.?

57. Abgeordneter Werden nach Kenntnis der Bundesregierung spe-
Roderich zifische Mafinahmen zur Informationssicherheit
Kiesewetter von KI-Servern (KI = Kiinstliche Intelligenz), wie
(CDU/CSU) sie von der weltweit fiihrenden Sicherheits-Denk-

fabrik RAND (www.rand.org/pubs/research_repo
rts/RRA2849-1.html) empfohlen werden, derzeit
von fiihrenden KI-Anbietern wie Aleph Alpha
und KI-Datenzentren wie Microsoft in Deutsch-
land umgesetzt, und wenn ja, welche, und welche
Auswirkungen hétte nach Einschétzung der Bun-
desregierung die Implementierung der EU-KI-
Verordnung, insbesondere Artikel 55 (1d), auf
diese bestehenden Sicherheitsvorkehrungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 2. Juli 2024

Fiir die Frage, inwieweit Mafinahmen im Sinne der Fragestellung umge-
setzt werden, ist an die Hersteller zu verweisen. Die Auswirkungen der
KI-Verordnung werden seitens der Bundesregierung derzeit gepriift.

3 Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat hat einen Teil der Antwort als ,,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH* eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.


https://www.rand.org/pubs/research_reports/RRA2849-1.html
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58. Abgeordnete Welche konkreten Maflnahmen wurden gemél3 der
Dr. Ottilie Klein Ankiindigung von der Bundesministerin des In-
(CDU/CSU) nern und fiir Heimat Nancy Faeser vom 14. Okto-

ber 2023: ,,Wir werden alle rechtlichen Moglich-
keiten zur Ausweisung von Hamas-Unterstiitzern
nutzen“ (vgl. www.bild.de/politik/inland/politik-i
nland/faeser-versprechen-an-juedische-mitbuerge
r-wir-stehen-fest-an-eurer-seite-und-tu-85742902.
bild.html) umgesetzt, und wie hat sich die Anzahl
der aufgrund ihrer Unterstiitzung der Hamas aus
Deutschland in ihre Heimatlidnder riickgefiihrten
Menschen seit dem 7. Oktober 2023 entwickelt
(bitte die Zahlen fiir die einzelnen Monate auflis-
ten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 1. Juli 2024

Es wird darauf hingewiesen, dass der Vollzug des Aufenthaltsgesetzes
und damit auch Ausweisungen und Abschiebungen in der Zustiandigkeit
der Lander liegen.

Der Bundesregierung liegen daher keine Erkenntnisse im Sinne der Fra-
gestellung vor, da keine Griinde fiir einzelne Ausweisungen erfasst wer-
den. Sofern bei der Erfassung einer Ausweisung Angaben zu Eintragun-
gen im Schengener Informationssystem gemacht werden, wird im Aus-
landerzentralregister (AZR) lediglich die Rechtsgrundlage erfasst.

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/9859 wird verwiesen.

Es wird ferner auf die am 26. Juni 2024 vom Kabinett beschlossene For-
mulierungshilfe fiir einen Anderungsantrag der Koalitionsfraktionen von
SPD, von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP zum Entwurf
eines Gesetzes zur Anderung zum Entwurf des Gesetzes zur Stirkung
der frithen Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmigungs-
verfahren hingewiesen. Diese enthilt die in der Regierungserkldrung des
Bundeskanzlers am 6. Juni 2024 angekiindigten gesetzlichen Mafinah-
men im Ausweisungsrecht. Dabei wurden zur Umsetzung der Aussage
des Bundeskanzlers, dass aus der Billigung terroristischer Straftaten ein
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse folgen soll, zwei Anderungen
im Ausweisungsrecht vorgenommen.

Zum einen wurden die Voraussetzungen fiir ein besonders schwerwie-
gendes Ausweisungsinteresse fiir den Fall des 6ffentlichen Aufrufs oder
der Verbreitung von Schriften zur Hasserzeugung durch Billigen oder
Werben fiir terroristische Taten herabgesetzt. Zudem wurde eine neue
Fallgruppe fiir ein schweres Ausweisungsinteresse in eingefiihrt, wenn
durch Belohnung oder Billigung einer terroristischen Straftat der § 140
des Strafgesetzbuches verwirklicht ist.


https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/faeser-versprechen-an-juedische-mitbuerger-wir-stehen-fest-an-eurer-seite-und-tu-85742902.bild.html
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59. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, wie
Axel Knoerig der aktuelle Sachstand bei den Baumalnahmen
(CDU/CSU) der neuen Lehrsaal- und Unterkunftsgebdude so-

wie dem Neu- bzw. Anbau eines Verwaltungsge-
biudes am Standort des Ausbildungszentrums der
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk in Hoya ist,
und welche Bundesmittel fiir die jeweilige Mal3-
nahme veranschlagt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 2. Juli 2024

Beim Ausbildungszentrum der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk
(THW) in Hoya besteht derzeit Bedarf an drei groBBeren investiven Mal-
nahmen:

— Neubau Lehrsaalgebdude
— Anbau/Neubau Verwaltungsgebiude
— Neubau Unterkunftsgebédude.

Das Bauvorhaben ,,Neubau Lehrsaalgebaude* gehdrt zu den vorrangig
umzusetzenden Baumafnahmen, deren Finanzierung durch das THW si-
chergestellt werden kann. Die anderen beiden Maflnahmen werden bei
haushélterischer Hinterlegung umgesetzt.

Fiir das Projekt ,,THW Ausbildungszentrum Hoya — Neubau Lehrsaalge-
baude* soll die Ausfithrungsplanung Mitte 2025 abgeschlossen sein.

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat fiir diese BaumalBinah-
me eine Kostenobergrenze in Héhe von 4.910.000 Euro haushaltsméBig
anerkannt. Mit der haushaltsméBigen Anerkennung war keine Zusage
zusétzlicher Mittel verbunden.

Die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) hat basierend auf
der anerkannten Bauunterlage zur Refinanzierung der Baukosten eine
jéhrliche Gesamtkostenmiete fiir das THW in Hoéhe von
307.349,69 Euro fiir das Vorhaben prognostiziert. Diese Mietzahlungen
wurden durch das THW im Haushalt veranschlagt.

Die MaBnahmen ,,Anbau/Neubau Verwaltungsgebdude im Ausbildungs-
zentrum Hoya“ und ,,Neubau Unterkunftsgebdude im AZ Hoya* sind
aufgrund der noch nicht im THW-Haushalt ausgebrachten Refinanzie-
rungsmittel derzeit zuriickgestellt.

Das Projekt ,,Anbau/Neubau Verwaltungsgebdude im Ausbildungszent-
rum Hoya“ befindet sich in einem frithen planerischen Stadium. Fiir
diese Mafinahme wurden Mietmehrkosten in Hohe von 300.000 Euro
geschétzt.

Das Projekt fiir den ,,Neubau Unterkunftsgebdude im Ausbildungszent-
rum Hoya“ befindet sich vor dem Verfahrensschritt der Entwurfspla-
nung. Die haushaltsméfige Anerkennung des BMF liegt seit 2023 in
Hohe von 7.095.000 Euro vor. Auf Grundlage dieser Kostenschitzung
ist eine jahrliche Gesamtkostenmiete von 482.665,78 Euro zu erwarten.
Diese Mietmittel wurden angemeldet jedoch noch nicht bewilligt.
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60. Abgeordneter Sind die laut Medienberichten vom stellvertreten-
Enrico Komning den SPD-Fraktionsvorsitzenden geduferten Pline,
(AfD) bestimmten Personen riickwirkend den deutschen

Pass zu entzichen, ,,wenn erst spéter heraus-
kommt, dass jemand zum Beispiel ein falsches
Bekenntnis zur freiheitlich  demokratischen
Grundordnung abgegeben hat™ (www.tagesspiege
l.de/politik/bis-zu-zehn-jahre-ruckwirkend-spd-wi
ll-antisemiten-deutschen-pass-nachtraglich-entzie
hen-10782103.html), oder vergleichbare Pléne
innerhalb der Bundesregierung diskutiert oder er-
wogen worden, und wenn ja, welche Vorgehens-
weisen und MaBinahmen wurden konkret themati-
siert, und zu welchem Schluss ist die Bundes-
regierung jeweils gekommen (bitte begriinden)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 5. Juli 2024

Gemdl § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Staatsangehorigkeitsgeset-
zes (StAG) hat sich die einbiirgerungswillige Person zur freiheitlichen
demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes fiir die Bundesrepu-
blik Deutschland (FDGO) zu bekennen.

Durch das Gesetz zur Modernisierung des Staatsangehorigkeitsrechts
(StARModG) wurde auf gesetzlicher Ebene klargestellt, dass antisemi-
tische, rassistische oder sonstige menschenverachtend motivierte Hand-
lungen mit der Menschenwiirdegarantie des Grundgesetzes unvereinbar
sind und gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne
des Staatsangehorigkeitsgesetzes verstolen (§ 10 Absatz 1 Satz 3
StAG).

Ein wirksames Bekenntnis zur FDGO geméal § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 StAG setzt voraus, dass es inhaltlich richtig ist, das heiit, es muss
von einer inneren Uberzeugung der einbiirgerungswilligen Person getra-
gen sein. Rechtfertigen tatsdchliche Anhaltspunkte die Annahme, dass
das abgegebene Bekenntnis inhaltlich unrichtig ist und lediglich ein blo-
Bes Lippenbekenntnis darstellt, ist die Einbiirgerung ausgeschlossen
(§ 11 Satz 1 Nummer 1 StAG). Ein wirksames Bekenntnis zur FDGO
und antisemitisch motivierte Handlungen schlieBBen sich gegenseitig aus.

Wurde die Einbiirgerung durch unrichtige oder unvollstindige Angaben
der einbiirgerungswilligen Person im Einbiirgerungsverfahren erwirkt,
z.B. durch Abgabe eines inhaltlich unrichtigen Bekenntnisses zur
FDGO und tritt die betreffende Person nach der Einbiirgerung durch ein
antisemitisch motiviertes Verhalten in Erscheinung, kann die Einbiirge-
rung nach § 35 StAG bis zu 10 Jahre nach Aushidndigung der Einbiirge-
rungsurkunde zuriickgenommen werden, wenn nachgewiesen werden
kann, dass das Bekenntnis im Zeitpunkt der Abgabe inhaltlich unrichtig
war.


https://www.tagesspiegel.de/politik/bis-zu-zehn-jahre-ruckwirkend-spd-will-antisemiten-deutschen-pass-nachtraglich-entziehen-10782103.html
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61. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung mit Blick auf
Matthias Moosdorf die angekiindigten Grenzkontrollen wihrend der
(AfD) FuBballeuropameisterschaft, die am 14. Juni 2024

begonnen hat, sowie der laut Bundesministerium
des Innern und fiir Heimat dabei allein bis zum
15. Juni 2024 ,,1.400 festgestellten unerlaubten‘
und ,,900 verhinderten Einreisen“, der ,Fest-
nahme von 34 Schleusern®, der ,,Vollstreckung
von 173 offenen Haftbefehlen* und der ,,19 Fahn-
dungstreffer im Bereich politisch motivierter Ge-
walt™ (vgl. ,,Faeser veroffentlicht erste Zahlen: So
liefen die Grenzkontrollen zur EM bisher* bei t-
online vom 15. Juni 2024, www.t-online.de/nachr
ichten/deutschland/innenpolitik/id_100428138/e
m-grenzkontrollen-innenministerin-nancy-faeser-
nennt-zahlen.html), die Grenzkontrollen nach der
FuBballeuropameisterschaft unverdndert fortzu-
setzen, so wie es die AfD-Fraktion im Deutschen
Bundestag seit langem fordert, und wenn nein,
warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Mahmut Ozdemir
vom 28. Juni 2024

Im Rahmen der umfassenden und vielfiltigen Sicherheitsvorkehrungen
der Polizeien der Lander und des Bundes anldsslich der UEFA EURO
2024 hat die Bundesministerin des Innern und fiir Heimat mit zeitlichem
Vor- und Nachlauf zum Turnier mit Wirkung vom 7. Juni 2024 bis zum
19. Juli 2024 die voriibergehende Wiedereinfithrung von Binnengrenz-
kontrollen an allen deutschen land-, luft-, und seeseitigen Schengen-Bin-
nengrenzen angeordnet.

Unabhingig von den aus Anlass der UEFA EURO 2024 voriibergehend
wiedereingefiihrten Binnengrenzkontrollen hat die Bundesministerin des
Innern und fiir Heimat aus sicherheits- und migrationspolitischen Erwa-
gungen an den deutschen Landgrenzen zur Republik Polen, zur Tsche-
chischen Republik und zur Schweiz die voriibergehend wiedereingefiihr-
ten Binnengrenzkontrollen derzeit bis einschlieBlich 15. Dezember 2024
angeordnet. An der deutsch-Osterreichischen Landgrenze wurde die vor-
iibergehende Wiedereinfithrung von Binnengrenzkontrollen bis 11. No-
vember 2024 angeordnet.

Die voriibergehende Wiedereinfithrung von Binnengrenzkontrollen rich-
tet sich nach den Vorgaben der Artikel 25 ff. der Verordnung (EU)
2016/399 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Mérz 2016
iiber einen Gemeinschaftskodex fiir das Uberschreiten der Grenzen
durch Personen (Schengener Grenzkodex).

Diese Bestimmungen setzen stets unter anderem eine ernsthafte Bedro-
hung der 6ffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit voraus und
ermoglichen eine Anwendung des Instruments der voriibergehenden
Wiedereinfiihrung von Binnengrenzkontrollen nur als ultima ratio und
zeitlich begrenzt.


https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_100428138/em-grenzkontrollen-innenministerin-nancy-faeser-nennt-zahlen.html
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62. Abgeordneter Welche Aktivititen mit welchem Ergebnis hat die
Dr. Markus Reichel Bundesregierung unternommen, um gemifl Eck-
(CDU/CSU) punktepapier zum Onlinezugangsgesetz, Seite 5,

zu analysieren, fiir welche iibertragenen Pflicht-
aufgaben oder Auftragsangelegenheiten eine de-
zentrale technische Abwicklung verzichtbar ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 1. Juli 2024

Das Eckpunktepapier zum Onlinezugangsgesetz (OZG) formuliert die
Bitte an die Lander (unter Einbeziehung ihrer kommunalen Ebene) dem
Bund vorzuschlagen, fiir welche iibertragenen Pflichtaufgaben zur Erfiil-
lung nach Weisung oder Auftragsangelegenheiten eine dezentrale tech-
nische Abwicklung verzichtbar ist. Den insofern noch ausstehenden
konkreten Vorschldgen der Lander steht die Bundesregierung offen ge-
geniiber. Auf deren Grundlage kann anschliefend eine Priifung durch
den Bund erfolgen, ob er zur Entlastung der Kommunen diese Aufgaben
zuriicknimmt oder nach § 4 OZG zentrale digitale Verfahren (in der Ver-
waltungscloud) bereitstellt.

63. Abgeordnete Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung
Beatrix von Storch iiber Beziechungen zwischen den Terrororganisa-
(AfD) tionen Hisbollah, Hamas und anderen paléstinen-

sischen Terrororganisationen und der Organisier-
ten Kriminalitdt, insbesondere dem Drogenhan-
del, in Deutschland?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 3. Juli 2024

Der Bundesregierung sind einzelne personliche Beziehungen zwischen
(mutmaBlichen) Mitgliedern von terroristischen Vereinigungen wie der
,»Hizb Allah* oder der Hamas zu einzelnen Gruppierungen der Organi-
sierten Kriminalitdt (OK) in Deutschland bekannt. Im Bereich der ,,Hizb
Allah* liegen der Bundesregierung Hinweise zu Personen vor, die auf
eine Verstrickung in OK-Aktivitdten, wie z. B. Geldwésche und Drogen-
handel, hindeuten und die auf diese Weise die Gesamtorganisation im
Libanon zumindest mitfinanzieren.

64. Abgeordnete Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse iiber
Beatrix von Storch die Rolle von Syrern und Afghanen, insbesondere
(AfD) von Asylbewerbern und Fliichtlingen, im Drogen-

handel und der Organisierten Kriminalitit in
Deutschland vor, und existieren in diesem Bereich
verfestigte kriminelle Netzwerke in die Heimat-
lander, die den Schmuggel und Handel mit illega-
len Drogen fordern?
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Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 3. Juli 2024

Im Jahr 2022 wurden fiir das Bundeslagebild Organisierte Kriminalitat
(OK) insgesamt 7.256 Tatverdichtige (TV) — darunter 752 tatverdéchti-
ge Zuwanderinnen und Zuwanderer — in 639 OK-Gruppierungen erfasst.

Es wurden im Berichtsjahr 2022 insgesamt 177 syrische TV erfasst,
deren Zuwanderungsstatus sich wie folgend dargestellt verteilt:

— 51 TV Asylbewerber/-in

— 68 TV Intern./national Schutzberechtigte und Asylberechtigte
1 TV Kontingentfliichtling

13 TV Duldung

— 3 TV Unerlaubter Aufenthalt/Unerlaubte Einreise

— 41 TV Kein Zuwanderungsstatus

Dariiber hinaus wurden drei OK-Gruppierungen mit der Hauptaktivitéit
Rauschgifthandel/-schmuggel erfasst, die durch einen syrischen tatver-
déachtigen Zuwanderer dominiert wurden.

Im Jahr 2023 wurden 266.280 TV im Zusammenhang mit Rauschgiftde-
likten registriert.

Unter den 85.625 nichtdeutschen TV wurden syrische Staatsangehdrige
mit einem Anteil von 7,1 Prozent registriert.

Syrische Staatsangehorige gehorten bei den Handelsdelikten im Zusam-
menhang mit Cannabis zu den am héufigsten erfassten nichtdeutschen
TV. So befanden sich bei den Cannabis-Handelsdelikten unter den
12.549 nichtdeutschen TV 809 syrische Staatsangehorige.

Es befanden sich insgesamt 50 afghanische TV unter allen OK-TV,
deren Zuwanderungsstatus sich wie folgend dargestellt verteilt:

11 TV Asylbewerber/-in

— 4 TV Intern./national Schutzberechtigte und Asylberechtigte
— 9TV Duldung

— 1 TV Unerlaubter Aufenthalt/Unerlaubte Einreise

— 25 TV Kein Zuwanderungsstatus

Dariiber hinaus wurde eine OK-Gruppierung mit der Hauptaktivitét
Rauschgifthandel/-schmuggel erfasst, die durch einen afghanischen tat-
verddchtigen Zuwanderer dominiert wurde.

Afghanische Staatsangehdrige gehorten bei den Handelsdelikten im Zu-
sammenhang mit Heroin zu den am haufigsten erfassten nichtdeutschen
TV. Bei den Heroin-Handelsdelikten waren 73 von insgesamt 799 nicht-
deutschen TV afghanische Staatsangehorige.

Zur Frage, ob verfestigte kriminelle Netzwerke in die Heimatlander syri-
scher oder afghanischer Tatverdichtiger existieren, verfiigt die Bundes-
regierung iiber keine Informationen.
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65. Abgeordneter Wie héufig wurden — in totalen Zahlen sowie pro-
Uwe Witt zentual an den Gesamtstraftaten — nach Kenntnis
(fraktionslos) der Bundesregierung seit 2020 sogenannte

HKriegswaffendhnliche, halbautomatische Lang-
waffen* aus Legalbesitz fiir Straftaten in Deutsch-
land genutzt?

Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 1. Juli 2024

Der Bundesregierung liegen keine Informationen im Sinne der Frage-
stellung vor.

In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) wird erfasst, bei wie vielen
im jeweiligen Berichtsjahr polizeilich registrierten Straftaten eine
Schusswaffe verwendet wurde. Die Gesamtzahl gliedert sich in Félle
»Schusswaffe mitgefiihrt, ,,mit Schusswaffe gedroht und ,,mit Schuss-
waffe geschossen®. In der Kategorie ,,mit Schusswaffe gedroht™ werden
hierbei auch alle Fille erfasst, in denen sich wenigstens ein Opfer sub-
jektiv bedroht fiihlte. Insofern werden hier auch Straftaten ausgewiesen,
bei denen z. B. Schreckschusswaffen oder Spielzeugpistolen verwendet
worden sind. Weitere Informationen, u. a. zur Frage, ob legale oder ille-
gale Schusswaffen verwendet wurden und um welchen Waffentyp es
sich handelt, sind in der PKS nicht enthalten.

66. Abgeordneter Hat nach Kenntnis der Bundesregierung die Deut-
Nicolas Zippelius ~ sche Bahn AG kritische Komponenten i. S. des
(CDU/CSU) § 2 Absatz 13 des IT-Sicherheitsgesetzes 2.0 (IT-

SiG 2.0) als Teil der kritischen Infrastruktur kon-
kret angezeigt i. S. des § 9b IT-SiG 2.0, und wenn
ja, wie viele Komponenten wurden dem Bundes-
amt fiir Sicherheit in der Informationstechnik seit
Inkrafttreten des Gesetzes durch die Deutsche
Bahn AG konkret gemeldet, und wenn nein, wa-
rum besteht diese Pflicht fiir die Deutsche Bahn
AG nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 2. Juli 2024

Gemal § 9b Absatz 1 des Gesetzes iiber das Bundesamt fiir Sicherheit in
der Informationstechnik (BSIG) hat ein Betreiber einer Kritischen Infra-
struktur den geplanten erstmaligen Einsatz einer kritischen Komponente
geméil § 2 Absatz 13 BSIG dem Bundesministerium des Innern und fiir
Heimat (BMI) vor deren Einsatz anzuzeigen. Gemill § 9b Absatz 2
BSIG kann das BMI den erstmaligen Einsatz der kritischen Komponente
gegeniiber dem Betreiber der Kritischen Infrastruktur untersagen oder
Anordnungen erlassen, wenn der Einsatz die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland voraussichtlich beeintréch-
tigt.
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Nach geltender Rechtslage ist § 9b BSIG auf 6ffentliche 5G-Mobilfunk-
netze und damit nicht unmittelbar auf die Kommunikationsinfrastruktur
der Deutschen Bahn AG anwendbar.

Im Ubrigen wird die auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fra-
gen 32 bis 32d der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf
Bundestagdrucksache 20/10149 verwiesen.

Geschaftsbereich des Auswartigen Amts

67. Abgeordneter Welche Kriegsgriber, Soldatenfriedhofe bezie-
Ali Al-Dailami hungsweise Kriegergedédchtnisstitten im Ausland
(Gruppe BSW) erhalten Zuweisungen oder Zuschiisse aus dem

Titel 685 01 des Einzelplans 05 (bitte tabellarisch
bis zu 14 Lander nach Hohe der Zuweisung/des
Zuschusses je Land angeben)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 4. Juli 2024

Entsprechend der Titelerlduterungen im Bundeshaushaltsplan erhilt der
Volksbund Deutsche Kriegsgraberfiirsorge e. V. jdhrlich eine Zuwen-
dung in Héhe von 19,38 Mio. Euro. Damit finanziert er unter anderem
den Erhalt und die Pflege von 826 Kriegsgraberstitten in 46 Landern.
Eine Liste deutscher Kriegsgriberstitten ist unter https://kriegsgraeberst
aetten.volksbund.de/ einsehbar.

Im Jahr 2022 hat der Volksbund im Rahmen dieser Zuwendung folgende
Ausgaben (ohne Personal- und Sachkosten der Bundesgeschiftsstelle)
fiir die Kriegsgraberpflege im Ausland getitigt:

Drucksache 20/12178

Léanderbereich Fordersumme
in Euro
Baltikum 544.000
Belarus 156.000
Benelux 698.000
Frankreich 4.152.000
Italien 1.044.000
Polen 154.000
Russische Foderation 828.000
Slowakische Republik 109.000
Tschechische Republik 110.000
Ukraine 122.000
Ungarn 133.000

Die Zahlen fiir 2023 liegen zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht vollstan-
dig vor.

Das Auswirtige Amt weist dariiber hinaus Auslandsvertretungen Mittel
aus dieser Finanzposition in Hohe von insgesamt 120.000 Euro pro Jahr
fiir die Kriegsgraberpflege in 23 Lindern zu, in denen der Volksbund
nicht vertreten ist.


https://kriegsgraeberstaetten.volksbund.de/
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68. Abgeordnete Ist der Bundesregierung das am 21. Mai 2024 ver-
Canan Bayram lesene Gutachten des Internationalen Seegerichts-
(BUNDNIS 90/ hofs in Hamburg bekannt, in dem festgestellt
DIE GRUNEN) wird, dass unter anderem Deutschland durch das

UN-Seerechtsiibereinkommen verpflichtet ist, ge-
eignete Maflnahmen zu ergreifen, um die Meeres-
umwelt vor den Auswirkungen des Klimawandels
zu schiitzen (siehe dazu: www.lIto.de/recht/nachric
hten/n/internationaler-seegerichtshof-hamburg-kli
mawandel-meeresspiegel-inselstaaten/), und
welche konkrete MaBnahmen wird die Bundes-
regierung ergreifen, um dies umzusetzen?

Antwort der Staatssekretirin Susanne Baumann
vom 5. Juli 2024

Der Bundesregierung ist das am 21. Mai 2024 verlesene Gutachten des
Internationalen Seegerichtshofs in Hamburg bekannt.

Die verschiedenen Ressorts der Bundesregierung werten das Gutachten
derzeit aus und priifen, ob und ggf. welcher weitere Umsetzungsbedarf
besteht, um den Verpflichtungen aus dem UN-Seerechtsabkommen

nachzukommen.
69. Abgeordnete Hat die Bundesregierung aus Mitte Juni 2024 ver-
Clara Biinger offentlichten Berichten tiber mutmaBliche Verbre-

(Gruppe Die Linke) chen der griechischen Kiistenwache an Schutz-
suchenden — unter anderem soll diese Fliichtende
mit Kabelbindern gefesselt und anschliefend ins
Meer geworfen haben (www.fr.de/panorama/push
backs-griechische-kuestenwache-migranten-gefes
selt-ins-meer-geworfen-zr-93134365.html) —
Konsequenzen gezogen, und wenn ja, welche,
und falls sie bisher nicht auf die Berichte reagiert
hat, gedenkt sie dies noch zu tun, und falls ja,
bitte erlautern inwiefern, wird sie z. B. auf ein
Vertragsverletzungsverfahren gegeniiber Grie-
chenland dringen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 3. Juli 2024

Die Bundesregierung nimmt alle Berichte iiber das angebliche Ausset-
zen von Fliichtlingen in der Agiis sehr ernst.

Im Rahmen von bilateralen Migrationsdialogen tauscht sich die Bundes-
regierung regelmafBig mit Griechenland auch zu diesen Fragen aus — zu-
letzt beim Deutsch-Griechischen Migrationsdialog am 14. Juni 2024 in
Berlin.

Die Bundesregierung betont im Rahmen dieser und anderer Gespréche,
dass der Umgang mit Migrantinnen, Migranten und Gefliichteten stets
europa- und volkerrechtlichen Verpflichtungen entsprechen und sich an
Humanitét sowie den EU-Grundwerten orientieren muss. In Bezug auf
die schweren Vorwiirfe gegen die griechische Kiistenwache betont sie


https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/internationaler-seegerichtshof-hamburg-klimawandel-meeresspiegel-inselstaaten/
https://www.fr.de/panorama/pushbacks-griechische-kuestenwache-migranten-gefesselt-ins-meer-geworfen-zr-93134365.html
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die Notwendigkeit einer transparenten, ziigigen und liickenlosen Aufkla-

rung.

70. Abgeordnete Mit welchen Ressourcen insgesamt unterstiitzt die
Joana Cotar Bundesregierung das in Berlin produzierte Doku-
(fraktionslos) mentarprojekt ,,Modern Families. Documentary

Series” mit dem Ziel, Vorurteile abbauen und die
Realitdt des LGBTIQ*-Lebens fiir russischspra-
chige Gemeinschaften innerhalb und auBerhalb
Russlands greifbar zu machen, und welche Reich-
weite wurde damit bisher erzielt (https://stats.oec
d.org/Index.aspx?DataSetCode=CRS1 — Projekt-
nummer 6618195)?

Antwort der Staatssekretirin Susanne Baumann
vom 2. Juli 2024

Die Bundesregierung hat das Dokumentarprojekt ,,Modern Families.
Documentary Series im Haushaltsjahr 2022 mit 96.000 Euro unter-
stlitzt. Die vierteilige Serie erzielte insgesamt {iber 2,1 Millionen Aufru-
fe in den sozialen Medien.

71. Abgeordnete Mit welchen Mitteln unterstiitzt die Bundesregie-
Joana Cotar rung LGBTIQ*- und feministische Projekte in
(fraktionslos) Ost-Europa (bitte nach Projekt und Kosten auflis-

ten)?

Antwort der StaatsseKkretirin Susanne Baumann
vom 2. Juli 2024

Die Bundesregierung setzt sich weltweit gegen Gewalt und Diskriminie-
rung aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentitit, des
Geschlechtsausdrucks und der Geschlechtsmerkmale ein. Dies entspricht
den Zielen der Bundesregierung im Aktionsplan Menschenrechte 2023
bis 2024 und der feministischen Auflen- und Entwicklungspolitik. Dazu
zdhlen auch Projekte in Osteuropa. Zu einzelnen Projekten und Finan-
zierungsvolumen wird ergénzend auf die Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache
20/3021 verwiesen.

72. Abgeordneter Welche Malinahmen hat die Bundesregierung er-
Dietmar Friedhoff griffen, um frithzeitig eine Zusammenarbeit mit
(AfD) dem neuen Présidenten des Senegals, Bassirou

Diomaye Faye, zu gestalten, zu fordern und zu
formen?


https://www.stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=CRS1
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 3. Juli 2024

Die Bundesregierung hat ihren Austausch mit der senegalesischen Re-
gierung nach der Prasidentschaftswahl in Senegal am 24. Mérz 2024 und
der sich anschliefenden Regierungsbildung fortgesetzt. Der Bundes-
kanzler, die Vertreterinnen und Vertreter der Fachressorts und die deut-
sche Botschaft in Dakar stehen in regelméifigem Kontakt mit ihren je-
weiligen Gespriachspartnerinnen und -partnern aus der senegalesischen
Regierung, um die bilaterale Zusammenarbeit fortzufiihren und weiter-

zuentwickeln.

73. Abgeordneter Zieht die Bundesregierung Konsequenzen fiir ihr
Dietmar Friedhoff eigenes Handeln nach den Aussagen des Kreml-
(AfD) Sprechers Dmitri Peskow, ,,USA sind Konflikt-

partei geworden™ und ,,Es versteht sich, dass die
unmittelbare Beteiligung der USA an Kampf-
handlungen nicht ohne Folgen bleiben kann.“
(siche Tagesspiegel vom 24.Juni 2024), und
wenn ja, welche?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 3. Juli 2024

Seit Beginn des vdlkerrechtswidrigen russischen Angriffskriegs gegen
die Ukraine am 24. Februar 2022 setzt sich die Bundesregierung intensiv
flir dessen rasches Ende ein. Hierzu steht die Bundesregierung in stiandi-
gem engem Austausch mit ihren internationalen Partnern — sowohl bila-
teral als auch im Rahmen internationaler Organisationen und multilate-
raler Foren, vor allem in der NATO, der EU und den G7.

Die Russische Foderation kénnte den vdlkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg jederzeit beenden und Truppen aus der Ukraine zuriickziehen. Fiir
die Ukraine dagegen wiirde ein Ende ihrer Verteidigung den Verlust ih-
res Territoriums und ihrer Souverinitit sowie die fortgesetzte Unterdrii-
ckung ihrer Bevolkerung bedeuten.

Daher unterstiitzt Deutschland die Ukraine weiterhin bei ihrer Verteidi-
gung politisch, finanziell, humanitér, zivil und militarisch.

74. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung den Ausgang
Dietmar Friedhoff der Wahlen in Siidafrika im Hinblick auf zukiinf-
(AfD) tige weitere Zusammenarbeiten?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 3. Juli 2024

Die Bundesregierung sieht der weiteren Stirkung der Zusammenarbeit
mit Siidafrika nach den dortigen Parlamentswahlen vom 29. Mai 2024
mit Freude entgegen.
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75. Abgeordneter Wie hiufig hat die Bundesregierung — sofern sie
Kay Gottschalk Hawala-Banking aktiv genutzt bzw. Zahlungs-
(AfD) empfangern Hawala-Gebiihren erstattet hat — die

Gebiihren erstattet (bitte nach den 13 Féllen mit
dem hochsten Transaktionsvolumen aufschliisseln
und das gesamte Transaktionsvolumen angeben)?

76. Abgeordneter Welchen Zahlungsempfiangern hat die Bundes-
Kay Gottschalk regierung, sofern sie Hawala-Banking aktiv ge-
(AfD) nutzt hat, Gebiihren erstattet (bitte nach den 13

grofften Organisationen und dem jeweiligen
Zweck aufschliisseln)?

Antwort der Staatssekretirin Susanne Baumann
vom 3. Juli 2024

Die Fragen 75 und 76 werden zusammen beantwortet.

Transaktionen, die dem Hawala-Banking zuzurechnen sind, werden von
der Bundesregierung weder getitigt noch beauftragt. In besonderen Ein-
zelfillen, in denen es zur Rettung von Menschenleben oder zur Durch-
filhrung von Projekten mangels verldsslicher Bankensysteme keine alter-
nativen Moglichkeiten fiir Geldtransfers gibt, wird von einzelnen Res-
sorts zugelassen, dass geforderte Zuwendungsempfinger und Durchfiih-
rungsorganisationen nach Abwigung aller Risiken als ultima ratio ein
Hawala-System nutzen.

Die Nutzung von Hawala-Systemen unterliegt hierbei strengen Voraus-
setzungen und erfolgt unter Beachtung der gesetzlichen Auflagen und
entlang der offentlich zugénglichen Handreichung der Europiischen
Kommission (DG ECHO) zur Nutzung des Hawala-Systems.

Die einzelnen Geldtransfers im Zuge der Projektumsetzung durch Zu-
wendungsempfinger und Durchfithrungsorganisationen werden von den
bewirtschaftenden Ressorts nicht zentral erfasst.

77. Abgeordneter Wie ist der genaue Wortlaut der Zustimmung der
Markus Griibel Bundesregierung dazu, dass die Ukraine deutsche
(CDU/CSU) Waffen gegen militérische Ziele auf dem Gebiet

der Russischen Foderation einsetzen darf, und
wann hat die Bundesregierung auf welchem Weg
diese Zustimmung an die Ukraine tibermittelt?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 2. Juli 2024

Es wird auf die Erkldrung des Regierungssprechers vom 31. Mai 2024
verwiesen (www.bundesregierung.de/breg-de/suche/zum-einsatz-geliefe
rter-waffen-an-die-ukraine-2289868).


https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/zum-einsatz-gelieferter-waffen-an-die-ukraine-2289868
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78. Abgeordnete Wie oft wurden in den Jahren 2022 bis 2024 von
Susanne Hierl Staatsministern sowie Parlamentarischen Staats-
(CDU/CSU) sekretiren und beamteten Staatssekretidren im

Rahmen ihrer Auslandsreisen auch deutsche Aus-
landschulen besucht (bitte nach Auslandsschulen
aufschliisseln), um die Bedeutung deutscher Aus-
landsschulen im Hinblick auf den integrierten An-
satz der Nationalen Sicherheitsstrategie von 2023
sowie der Fachkriftestrategie der Bundesregie-
rung (vgl. S. 4: ,,.Die Bundesregierung wird ihre
Anstrengungen ... fortsetzen, um die inléndischen
und ausléndischen Fachkréftepotentiale noch bes-
ser zu aktivieren.”) auch durch offentlichkeits-
wirksame Besuche hervorzuheben und deren Ar-
beit zu unterstiitzen?

Antwort der Staatssekretirin Susanne Baumann
vom 2. Juli 2024

Die Bundesregierung fordert im Rahmen der vom Auswairtigen Amt ge-
griindeten Initiative ,,Schulen — Partner der Zukunft“ (PASCH) rund
2.000 Schulen im Ausland — darunter 135 Deutsche Auslandsschulen,
27 Deutsch-Profil-Schulen und 1.100 Deutsches-Sprachdiplom-Schulen
(alle von der ZfA betreut) sowie ca. 700 vom Goethe-Institut betreute
Fit-Schulen — die alle durch die intensive Vermittlung der deutschen
Sprache auch einen Beitrag zur Aktivierung des ausldndischen Fachkraf-
tepotentials leisten.

Im Zeitraum 2022 bis 2024 wurden folgende Schulen besucht:

21.05.2022: Besuch der Deutschen Schule Genf durch Staatsministerin
Katja Keul

22.08.2022 Besuch der Deutschen Schule San José durch Staatsminis-
ter Tobias Lindner

14.10.2022: Besuch der Deutschen Botschaftsschule Addis Abeba durch
Staatsministerin Katja Keul

04.11.2022: Besuch der Deutschen Schule Nairobi durch Staatsministe-
rin Katja Keul

23.03.2023: Besuch der Deutschen Schule Genf durch Staatsministerin
Katja Keul

05.06.2023: Besuch der Deutschen Internationalen Schule Dubai durch
Staatsminister Tobias Lindner

19.10.2023: Besuch der Deutschen Schule Valencia durch Staatssekretir
im Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz
Udo Philipp

08.12.2023 Besuch der Deutschen Internationalen Schule Dubai durch
Staatsministerin Anna Lithrmann

30.01.2024 Besuch der Deutschen Schule in New-Delhi durch Staats-
sekretdrin Susanne Baumann

24.05.2024: Besuch der Deutschen Schule Lissabon durch Staatsminis-
terin Katja Keul



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -53- Drucksache 20/12178

79. Abgeordneter Wieso wird die Durchsetzung der Sanktionen
Roderich gegen die Russische Foderation weiterhin nur un-
Kiesewetter zureichend Uberpriift, sodass die Staatsanwalt-
(CDU/CSU) schaft erst wegen journalistischer Recherchen et-

waige Sanktionsumgehungen oder VerstoBe, wie
im Fall der Firma Gummi-Metall-Technik GmbH,
priift, und warum hat sich Deutschland bei den
Verhandlungen zum 14. EU-Sanktionspaket nicht
gegen die SchlieBung entsprechender Sanktions-
liicken oder Grauzonen eingesetzt, sondern auf
eine Abschwichung gedréngt (https://taz.de/EU-S
anktionen-gegen-Russland/!6004764/ und https://
bnn.de/mittelbaden/buehl/ermittlungen-bei-buehle
r-firma-verstoss-gegen-russland-sanktionen)?

Antwort der Staatssekretirin Susanne Baumann
vom 4. Juli 2024

VerstoBe gegen EU-Sanktionen sind in Deutschland grundsitzlich straf-
bewehrt bzw. konnen mit einem BuBlgeld geahndet werden. Insbesonde-
re kommt eine Strafbarkeit nach § 18 des Aullenwirtschaftsgesetzes in
Betracht. Die Entscheidungs- und Informationshoheit hierzu obliegt
grundsitzlich der Justiz der Lander. Dabei gilt das sog. Legalitatsprinzip
(§ 152 Absatz 2 StPO), wonach die Staatsanwaltschaft wegen aller ver-
folgbaren Straftaten einzuschreiten hat, sofern zureichende tatsidchliche
Anbhaltspunkte vorliegen (§ 152 Absatz 2 StPO).

Der Zollfahndungsdienst geht tatsdchlichen Anhaltspunkten zu Sank-
tionsverstdfen in allen Einzelfdllen entschieden nach. Bei strafrechtlich
relevanten SanktionsverstoBen geschieht dies unter der Sachleitung der
zustdndigen Staatsanwaltschaften. Hierfiir erfolgt eine umfassende In-
formationsauswertung Offentlich zugénglicher und nichtéffentlich zu-
ganglicher Informationen. Zu den &ffentlich zugénglichen Informations-
quellen zdhlen auch Presseinformationen. So kdnnen letztlich auch Me-
dienberichte der Anlass fiir Ermittlungen sein.

Bezugnehmend auf den zweiten Teil Threr Frage gilt es festzuhalten,
dass Handelsverbote und Auflagen fiir exportierende Unternehmen
Deutschland als Exportnation besonders betreffen. Deshalb erwégt die
Bundesregierung mit der gebotenen Umsicht die moéglichen Auswirkun-
gen aller Vorschldge. Das ist Grundlage einer effizienten Sanktionspoli-
tik, die Russland mehr schaden soll als Deutschland und Europa. Insbe-
sondere bei zusitzlichen Compliance-Anforderungen gilt es genau zu
priifen, ob diese eine Sanktionswirkung entfalten oder vor allem eine bii-
rokratische Zusatzbelastung bedeuten. Mit Sanktionen verfolgt die Bun-
desregierung den Zweck, den volkerrechtswidrigen russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine zu beenden.


https://www.taz.de/EU-Sanktionen-gegen-Russland/!6004764/
https://www.bnn.de/mittelbaden/buehl/ermittlungen-bei-buehler-firma-verstoss-gegen-russland-sanktionen
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80. Abgeordneter Seit wann war der Referent fiir Verwaltungsstreit-
Tilman Kuban verfahren in Visumsachen in diesem Arbeitsbe-
(CDU/CSU) reich im Auswartigen Amt beschiftigt, iiber des-

sen E-Mail von Dezember 2022 FOCUS Online
berichtet hat (www.focus.de/politik/deutschland/f
alscher-pass-hin-oder-her-ermittlungen-laufen-int
erne-mail-zeigt-visa-schummelei-im-baerbock-mi
nisterium_id 260087791.html), und ist der Refe-
rent weiterhin in diesem Arbeitsbereich des Aus-
wartigen Amts tatig?

Antwort der Staatssekretirin Susanne Baumann
vom 5. Juli 2024

Aus Sicht der Bundesregierung ist nach sorgfiltiger Abwigung zwi-
schen dem Aufkldrungs- und Informationsrecht der Abgeordneten und
dem Schutz von Grundrechten der betroffenen Beschéftigten, insbeson-
dere deren allgemeinem Personlichkeitsrecht, welches auch das Recht
auf Schutz der personlichen Ehre und der informationellen Selbstbestim-
mung umfasst, eine Beantwortung Threr Frage nicht moglich.

Die Presseberichterstattung in diesem Fall enthielt Angaben zu dem dort
genannten Referenten. Wiirde die Bundesregierung durch Beantwortung
der Frage weitere konkrete Angaben machen, konnte die konkrete Per-
son identifizierbar werden. Die aktuelle Berichterstattung zu diesem Fall
enthélt aus Sicht der Bundesregierung Aussagen, welche das Recht auf
Schutz der personlichen Ehre der betroffenen Person verletzen kann.

Dieser mit einer Beantwortung Ihrer Frage verbundene Eingriff in diese
Grundrechtsgiiter ist abzuwédgen mit dem parlamentarischen Frage- und
Informationsrecht des Deutschen Bundestages. Dabei ist zu beachten,
dass das Fragerecht als politisches Kontrollrecht auf Uberpriifung des
Verhaltens der Bundesregierung gerichtet ist (vgl. auch BVerfGE 67,
100 [144]; 77, 1 [47]). Soweit das Verhalten einzelner Beschéftigter auf
der Arbeitsebene iiberhaupt Gegenstand parlamentarischer Kontrolle
sein kann, kommt der Nennung des Arbeitsplatzes und der dortigen Be-
schiftigungsdauer im vorliegenden Zusammenhang keine gesteigerte
Aussagekraft zu.

Auch die Erfordernisse einer funktionstiichtigen Strafrechtspflege, die
mit dem Rechtsstaatsprinzip in Verbindung stehen, haben Verfassungs-
rang (BVerfGE 122, 248 [272 f.]). Aus dem Rechtsstaatsprinzip lasst
sich das Gebot ableiten, laufende Ermittlungen nicht durch offentliche
AuBerungen zu gefihrden. Auch mit Blick auf die laufenden Ermittlun-
gen kann die Bundesregierung die von lhnen gestellte Frage daher nicht
beantworten.


https://www.focus.de/politik/deutschland/falscher-pass-hin-oder-her-ermittlungen-laufen-interne-mail-zeigt-visa-schummelei-im-baerbock-ministerium_id_260087791.html

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -55- Drucksache 20/12178

81. Abgeordneter Fiir wann plant die Bundesregierung, dem Deut-
Maximilian schen Bundestag den in der Antwort der Bundes-
Morseburg regierung auf die Schriftliche Frage 59 der Abge-
(CDU/CSU) ordneten Dr. Christiane Schenderlein auf Bundes-

tagdrucksache 20/9934 genannten Entwurf eines
Ausfithrungsgesetzes des Bundes vorzulegen, das
den Schutz des Unterwasser-Kulturerbes aufer-
halb des Zustindigkeitsbereichs der Bundesldander
regelt, um die Ratifizierung der UNESCO-Kon-
vention fiir den Schutz des Unterwasser-Kulturer-
bes voranzubringen, und was hindert die Bundes-
regierung bisher daran, diesen Entwurf fertigzu-
stellen?

Antwort der Staatssekretirin Susanne Baumann
vom 3. Juli 2024

Auf die Antwort der Bundesregierung die Schriftliche Frage 53 der Ab-
geordneten Dr. Christiane Schenderlein auf Bundestagsdrucksache
20/10170 wird verwiesen.

Die Bundesregierung beabsichtigt nach wie vor, das UNESCO-Uberein-
kommen iiber den Schutz des Unterwasser-Kulturerbes zu ratifizieren.
Die hierzu erforderlichen Abstimmungen mit den anderen zu beteiligen-
den Ressorts, dem Sekretariat der Kultusministerkonferenz sowie einzel-
nen Bundesléndern zu Fragen wie Zustindigkeiten und Finanzierung
sind noch nicht abgeschlossen. Sobald das der Fall ist, wird die Bundes-
regierung den Entwurf eines Ausfithrungsgesetzes des Bundes vorlegen.

82. Abgeordneter Kann die Bundesregierung den Bericht von ARTE
Edgar Naujok bestitigen, wonach Witwen von gefallenen ukrai-
(AfD) nischen Soldaten eine Entschidigungssumme in

einer Hohe von umgerechnet 350.000 Euro erhal-
ten (www.arte.tv/de/videos/119757-000-A/ukrain
e-die-rechte-der-witwen/, Zeitmarke: 02:00), und
wenn ja, finanziert die Bundesrepublik Deutsch-
land diese Summen mit?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 4. Juli 2024

Die in der Fragestellung erwidhnte Medienberichterstattung ist der Bun-
desregierung bekannt. Eigene Erkenntnisse dariiber liegen der Bundes-
regierung nicht vor.


https://www.arte.tv/de/videos/119757-000-A/ukraine-die-rechte-der-witwen/
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83. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung den stetig
Edgar Naujok wachsenden Einfluss Chinas in Siidamerika wie
(AfD) etwa in Uruguay (https://latina-press.com/news/3

26821-uruguay-kann-suedamerikas-bezichungen-
zu-china-vorantreiben/), und welche Riickschliis-
se zieht sie hieraus ggf. fiir ihre eigene wirt-
schafts- und handelspolitische Ausrichtung auf
dem Kontinent?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung setzt sich fiir einen ziigigen Abschluss des EU-
Mercosur-Abkommens sowie fiir den Abschluss oder die Modernisie-
rung weiterer Handelsabkommen mit lateinamerikanischen Partnern ein.
Ein weiteres Instrument zur Verstirkung der Wirtschafts- und Handels-
beziehungen Deutschlands und der EU mit Lateinamerika und der Kari-
bik ist die EU Global-Gateway-Strategie. Mit dieser machen die EU und
die EU-Mitgliedstaaten ein Angebot, um weltweit den Aufbau von nach-
haltiger und qualitativ hochwertiger Infrastruktur in den Bereichen Digi-
tales, Klima, Energie, Transport und Gesundheit zu unterstiitzen.

Die Bundesregierung verweist dariiber hinaus auf Kapitel 5.1 und 5.4.
der China-Strategie der Bundesregierung (www.auswaertiges-amt.de/blo
b/2608578/810fdade376b1467f20bdb697b2acd58/china-strategie-dat

a.pdf).

84. Abgeordnete Wer sind die Mitglieder der Auswahljury fiir die
Dr. Christiane Forderung von Bundesprojekten auf Grundlage
Schenderlein des Deutsch-Polnischen Vertrages vom 17. Juni
(CDU/CSU) 1991 (bitte unter Auflistung, seit wann die einzel-

nen Mitglieder dieser Jury angehoren)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 5. Juli 2024

Da keine Forderung von Bundesprojekten unmittelbar auf Grundlage
des Deutsch-Polnischen Vertrages von 1991 stattfindet, existiert keine
entsprechende Auswahljury. Auf die Antwort der Bundesregierung auf
Ihre Schriftliche Frage 50 auf Bundestagsdrucksache 20/11887 wird ver-

wiesen.

85. Abgeordnete Welche Kenntnisse besitzt die Bundesregierung
Beatrix von Storch iiber Beziehungen zwischen der Hisbollah und der
(AfD) organisierten Kriminalitidt in Lateinamerika und

dariiber mit welchen lateinamerikanischen Dro-
genorganisationen sie zusammenarbeitet?


https://www.latina-press.com/news/326821-uruguay-kann-suedamerikas-beziehungen-zu-china-vorantreiben/
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/2608578/810fdade376b1467f20bdb697b2acd58/china-strategie-data.pdf
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Bagger
vom 4. Juli 2024

Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es in Venezuela Drogenhénd-
ler, die der Hisbollah nahestehen. Der Bundesregierung liegen dariiber
hinaus glaubhafte Hinweise vor, dass die Hisbollah vom Zigaretten-,
Waffen- und Drogenschmuggel und von Geldwésche insbesondere im
sog. Dreilédndereck zwischen Paraguay, Brasilien und Argentinien profi-
tiert.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz

86. Abgeordneter Welche Einnahmen hat der Bund nach Kenntnis
Dirk Brandes der Bundesregierung aus der VerduBerung be-
(AfD) schlagnahmter Bitcoin-Kryptowerte (vgl. https://t

az.de/Verkauf-beschlagnahmter-Movie2k-Bitcoin
s/16016281/, abgerufen am 27. Juni 2024) reali-
siert, und welche Organe entscheiden nach Kennt-
nis der Bundesregierung {iber Haltedauer und Ver-
duBerung von beschlagnahmten Kryptowerten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Benjamin Strasser
vom 4. Juli 2024

Der Bund hat bislang keine Einnahmen aus der Verduferung eingezoge-
ner Kryptowerte erzielt.

Nach Rechtskraft des Urteils flieBen eingezogene Werte gemall § 60
Satz 1 und 5 der Strafvollstreckungsordnung (StVollstrO) grundsétzlich
dem jeweiligen Landerfiskus zu, in dem das zustindige Gericht seinen
Sitz hat, sofern nicht das Gericht in Ausnahme hierzu den Verfall oder
die Einziehung zugunsten des Bundes angeordnet hat (§ 60 Satz 3
StVollstrO).

Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens entscheiden die zustindigen
Staatsanwaltschaften iiber die Haltedauer und VerduBerung beschlag-
nahmter Kryptowerte. Das gilt auch fiir eine etwaige Notverduferung
gemal § 111p der Strafprozessordnung.

87. Abgeordneter Wie hat sich die Anzahl der geltenden Bundesge-
Stephan Brandner setze und -verordnungen seit dem Jahr 2014 jihr-
(AfD) lich entwickelt (bitte getrennt und nach Jahres-

scheiben auflisten)?


https://www.taz.de/Verkauf-beschlagnahmter-Movie2k-Bitcoins/!6016281/
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Benjamin Strasser
vom 3. Juli 2024

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 der Kleinen
Anfrage der Abgeordneten Stephan Brandner, Gereon Bollmann und der
Fraktion der AfD ,MaBnahmen zur Reduzierung von Biirokratie auf
Bundesebene — Entwicklung seit 2022 auf Bundestagsdrucksache
20/11746 verwiesen. Zum Stichtag 26. Juni 2024 ergeben sich 1.798 Ge-
setze und 2.868 Rechtsverordnungen.

88. Abgeordneter Welche Mitglieder der Bundesregierung (https://w
Johannes Huber eltwoche.de/daily/gestern-ging-die-bilderberg-ko
(fraktionslos) nferenz-2024-zu-ende-was-sind-die-schluesse-zu-

denen-die-versammelte-elite-gekommen-sind/)
und des Deutschen Bundestages (www.bilderberg
meetings.org/meetings/meeting-2024/participant
s-2024) haben an der diesjdhrigen Bilderberg
Konferenz in Madrid teilgenommen, und welche
Ergebnisse konnen daraus — iiber die Tagesord-
nung hinaus — dem Deutschen Bundestag mitge-
teilt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Benjamin Strasser
vom 5. Juli 2024

Die Teilnehmerliste der Bilderberg-Konferenz 2024 ist online veroffent-
licht und kann unter nachfolgendem Link abgerufen werden: www.bilde
rbergmeetings.org/meetings/meeting-2024/participants-2024.

Der Bundesminister Dr. Marco Buschmann und der Bundesminister fiir
besondere Aufgaben Wolfgang Schmidt haben an der diesjdhrigen Bil-
derberg-Konferenz teilgenommen. Es fand ein Austausch iiber aktuelle
politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Themen statt. Die Teil-
nahme von Mitgliedern des Deutschen Bundestages fillt nicht in den
Zustandigkeitsbereich der Bundesregierung.

89. Abgeordneter Wie viele Personen befinden sich wegen nicht ge-
Stefan Keuter zahlter Rundfunkbeitrige derzeit (hilfsweise zum
(AfD) letztverfiigbaren Stichtag) in Beugehaft, und wie

lange dauert diese der sechs am lédngsten inhaftier-
ten Personen bereits an?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Benjamin Strasser
vom 3. Juli 2024

Zu diesen Fragen liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.
Die vom Statistischen Bundesamt herausgegebene Statistik ,,Bestand der
Gefangenen und Verwahrten in den deutschen Justizvollzugsanstalten
nach ihrer Unterbringung auf Haftplitzen des geschlossenen und offenen
Vollzugs® erfasst die (offenbar gemeinte) Erzwingungshaft lediglich in
der Rubrik ,,Sonstige Freiheitsentziechung* gemeinsam mit den anderen
Formen der sogenannten Zivilhaft (§ 171 des Gesetzes iiber den Vollzug


https://www.weltwoche.de/daily/gestern-ging-die-bilderberg-konferenz-2024-zu-ende-was-sind-die-schluesse-zu-denen-die-versammelte-elite-gekommen-sind/
https://www.bilderbergmeetings.org/meetings/meeting-2024/participants-2024
https://www.bilderbergmeetings.org/meetings/meeting-2024/participants-2024
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der Freiheitsstrafe und der freiheitsentziechenden Mal3regeln der Besse-
rung und Sicherung) sowie der Abschiebungshaft und dem Strafarrest.
Eine Differenzierung nach den einzelnen Haft- beziehungsweise Arrest-
arten erfolgt nicht.

Dariiber hinaus wird auch nicht der Anlass fiir eine sonstige Freiheits-
entziehung und damit auch nicht fiir eine Zivilhaft statistisch erfasst.

90. Abgeordnete Wird die Bundesregierung, wie von einigen Koa-
Ina Latendorf litiondren gefordert (www.inforadio.de/rubriken/i
(Gruppe Die Linke) nterviews/2024/06/04/elementarschaden-versicher

ung-pflicht-hochwasser-spd.html) und von der
Gruppe Die Linke im Deutschen Bundestag bean-
tragt (vgl. Bundestagsdrucksache 20/10678), die
Einrichtung einer solidarischen Pflichtversiche-
rung gegen Elementarschiden in Angriff nehmen,
und wenn ja, wann und in welcher Form?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Benjamin Strasser
vom 5. Juli 2024

Die Bundesregierung hat den Léndern bei der Besprechung des Bundes-
kanzlers mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lénder
am 20. Juni 2024 iiber die Ergebnisse der Beratungen der mit Beschluss
aus der Besprechung des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen
und Regierungschefs der Liander vom 15.Juni 2023 eingerichteten
Bund-Lénder-Arbeitsgruppe zu Elementarrisiken, die sich mit Optionen
zur Erhohung der Verbreitung der Elementarschadenversicherung inklu-
sive einer Pflichtversicherung befasst hat, berichtet und die Einfithrung
einer Angebotspflicht fiir die Versicherung von Elementarrisiken vorge-
schlagen. Die Bund-Lander-Arbeitsgruppe wird die Beratungen fortset-

zen.
91. Abgeordneter Wie viele Meldungen sind seit dem 1. Januar
Dr. Martin Plum 2024 bei der externen Meldestelle des Bundes
(CDU/CSU) nach § 19 Absatz 1 Satz1 des Hinweisgeber-

schutzgesetzes beim Bundesamt fiir Justiz einge-
gangen (bitte die eingegangenen Meldungen nach
Monaten numerisch aufschliisseln), und in wie
vielen Fillen gingen die Meldungen anonym ein
(bitte die anonym eingegangenen Meldungen
nach Monaten numerisch aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Benjamin Strasser
vom 5. Juli 2024

Die erbetenen Angaben zur Anzahl der im Zeitraum vom 1. Januar 2024
bis zum 24. Juni 2024 eingegangenen Meldungen ergeben sich aus der
nachstehenden Tabelle.


https://www.inforadio.de/rubriken/interviews/2024/06/04/elementarschaden-versicherung-pflicht-hochwasser-spd.html
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Monat Meldungen davon
insgesamt* anonym**
Januar 141 72
Februar 137 59
Marz 117 62
April 96 56
Mai 109 53
Juni (bis 24.06.2024) 125 66
Summe 725 368

* In Einzelféllen kann es noch zu einer geringfiigigen Korrektur der Eingangszahlen

kommen, weil gegebenenfalls einzelne Meldungen noch nachzuerfassen sind.

** Diese Zahlen sind nicht abschliefend, da hinweisgebende Personen sich gegebenen-
falls zu Beginn anonym melden, dann im Laufe des weiteren Kontakts aber ihre Identi-
tit gegeniiber der Meldestelle offenbaren.

92. Abgeordneter Wie viele Fille sogenannter Patent-Trolle — also
Tino Sorge von Unternechmen, die Kleinstpatente beispiels-
(CDU/CSU) weise fiir Chip-Komponenten erwerben und diese

gezielt in teils rechtsmissbrauchlicher Weise nut-
zen, um grofle Hersteller in lukrative Patentstrei-
tigkeiten zu verwickeln — sind der Bundesregie-
rung aktuell bekannt, und welche patentrechtli-
chen oder anderen MaBBnahmen plant die Bundes-
regierung aktuell, um negative Folgen solcher
rechtsmissbrauchlichen Aktivititen fiir den Inno-
vationsstandort Deutschland, beispielsweise in
Form unterbrochener Herstellungsprozesse oder
unangemessener Lizenzforderungen, zu verhin-
dern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Benjamin Strasser
vom 2. Juli 2024

Der Bundesregierung liegen keine Daten zur Anzahl von Fillen soge-
nannter Patent-Trolle vor. Der Begriff der ,,Patent-Trolle* ist rechtlich
nicht definiert. Dass Patente wirtschaftlich verwertet, das heif3t verkauft,
iibertragen, erworben, geltend gemacht und lizenziert werden konnen,
entspricht ihrem wirtschaftlichen Charakter. Fiir die Geltendmachung
des patentrechtlichen Unterlassungsanspruch gilt dabei der Verhiltnis-
maéBigkeitsgrundsatz, wie in § 139 Absatz 1 Satz 3 des Patentgesetzes
(PatG) klargestellt ist. Diese klarstellende Einschrinkung des Unterlas-
sungsanspruchs in § 139 Absatz 1 Satz 3 PatG ist 2021 in Kraft getreten.
Die Frage, inwieweit ein Patent ,,rechtsmissbréuchlich® genutzt wird, ist
im Einzelfall durch die fiir Patentstreitsachen gemifl § 143 Absatz 1
PatG zusténdigen Landgerichte zu priifen und zu entscheiden. Die Ge-
richte haben daher die Mdoglichkeit, den Unterlassungsanspruch im Ein-
zelfall zu versagen. Diese Fille werden statistisch nicht gesondert er-
fasst, so dass eine zahlenméBige Aussage hierzu nicht getroffen werden
kann.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales

93. Abgeordnete Welche wesentlichen Ergebnisse von Forschun-
Clara Biinger gen zur Erwerbsbeteiligung und Arbeitsmarktinte-
(Gruppe Die Linke) gration von Gefliichteten aus der Ukraine sind der

Bundesregierung bekannt (etwa aus Untersuchun-
gen des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Besuchs-
forschung oder anderer Institute), und ergreift die
Bundesregierung — ggf. in Absprache mit den
Lindern — Maflnahmen, um Barrieren beim Ar-
beitsmarktzugang abzubauen, wozu laut Expertin-
nen und Experten etwa fehlende Kinderbetreuung
bzw. Kitapldtze, Schwierigkeiten bei der An-
erkennung im Ausland erworbener Qualifikati-
onen oder fehlende Sprachkurse zdhlen (www.sv
r-migration.de/wp-content/uploads/2022/08/PB_Z
eitenwende bei der Arbeitsmarktintegratio

n.pdf)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 3. Juli 2024

Die Bundesregierung unterstiitzt die Ukraine bei ihrer Verteidigung
gegen den volkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg politisch, fi-
nanziell, humanitdr, zivil und militdrisch. Dazu gehort auch die Aufnah-
me von Kriegsfliichtlingen und ihre Unterstiitzung in Deutschland.

Mittlerweile wurden bereits einige Forschungsberichte zur Arbeits-
marktintegration von Gefliichteten aus der Ukraine verdffentlicht, die
u. a. auf der Seite des Instituts flir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(https://iab.de/) oder des Sachverstindigenrates fiir Integration und Mi-
gration (www.svr-migration.de/) publiziert worden sind. Die Bundes-
regierung ldsst die Erkenntnisse aus diesen wissenschaftlichen Studien
in ihre Arbeit einflieen.

Héaufig zeigen die Studien die in der Fragestellung genannten Hiirden
der nicht flichendeckenden gewihrleisteten Kinderbetreuung, der
Schwierigkeiten bei der Anerkennung im Ausland erworbener Qualifi-
kationen und der Verfligbarkeit von passenden Sprachkurse. Dariiber
hinaus verdeutlichen die Ergebnisse die Relevanz eines frithzeitigen Ar-
beitsmarktzugangs fiir Gefliichtete aus der Ukraine.

Daher hat die Bundesregierung unter anderem folgende Maflnahmen er-
griffen:

Durch den Rechtskreiswechsel der ukrainischen Gefliichteten in das
Zweite Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) stehen den Gefliichteten alle
Leistungen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt nach dem SGB II zur
Verfiigung. Hierzu gehoren auch kommunale Leistungen der Kinderbe-
treuung nach § 16a SGB II. Dabei soll geméfl § 10 Absatz 1 Nummer 3
SGB II erwerbsfdhigen Erziehenden vorrangig ein Platz zur Tagesbe-
treuung des Kindes angeboten werden. Fiir einen verkiirzten Prozess der
Arbeitsmarktintegration von Gefliichteten hat das Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales zusammen mit der Bundesagentur fiir Arbeit im
Oktober 2023 einen Aktionsplan zur besseren Arbeitsmarktintegration


https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2022/08/PB_Zeitenwende_bei_der_Arbeitsmarktintegration.pdf
https://www.iab.de/
https://www.svr-migration.de/
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von Gefliichteten abgestimmt, den sogenannten Job-Turbo. Er richtet
sich insbesondere an die rd. 200.000 ukrainischen Staatsangehdrigen,
die aktuell Integrationskurse beendet haben oder in Kiirze beenden wer-
den, sowie weitere rd. 200.000 aus anderen Herkunftsstaaten, fiir die
Gleiches gilt. Ziel des Job-Turbos ist, erwerbsfahige Gefliichtete, die
einen Integrationskurs abgeschlossen haben und Biirgergeld beziehen,
moglichst schnell und nachhaltig in Arbeit zu vermitteln, um langere Ar-
beitslosigkeit mit negativen Auswirkungen auf Sprachkenntnisse, beruf-
liche Fahigkeiten, Arbeitsmotivation und o6ffentliche Haushalte zu ver-
meiden. Mit dem Zugang zum SGB II profitieren Gefliichtete von der
Unterstiitzung und Aktivierung durch die Jobcenter (Informationen, Zu-
steuerung in Deutschkurse, Vermittlung und arbeitsmarktpolitische For-
derleistungen). Um die Arbeitsaufnahme effektiv zu begleiten, sollen
Gefliichtete von den Jobcentern in den ersten sechs Monaten nach Ab-
schluss des Integrationskurses durchschnittlich alle sechs Wochen einge-
laden und beraten werden. Dariiber hinaus ist die berufsbegleitende
fachliche und sprachliche Weiterbildung ein Kern des Aktionsplans. Der
Job-Turbo beruht auf einem Netzwerkansatz, der eine gemeinsame An-
strengung der Bundesregierung, der Arbeitsagenturen und Jobcenter, der
Kommunen und Lénder, der Unternehmen und ihrer Verbédnde, der Ge-
werkschaften, der Beratungseinrichtungen und der Migrantenorganisati-
onen voraussetzt.

Eine Mallnahme zur Umsetzung der Deutschforderung basiert auf der
fachlichen Weisung zur Deutschférderung im SGB II, die am 5. Januar
2024 unter Beriicksichtigung des Job-Turbos angepasst und aktualisiert
wurde. Darin wird das Gesamtprogramm Sprache mit Integrationskursen
und allen Arten der Berufssprachkurse dargestellt, die bedarfsentspre-
chend zum FEinsatz kommen sollen. Im Zuge des Job-Turbos wurden die
neuen Job-Berufssprachkurse (Job-BSK) eingefiihrt. In den konkret auf
den einzelnen Betrieb angepassten Job-BSK lernen die Teilnehmenden
gezielt die Sprachhandlungen, die sie fiir den Arbeitsalltag benotigen.
Daneben kann das bestehende Berufssprachkurssystem mit seinen viel-
faltig ausdifferenzierten Kursangeboten, die auch in Teilzeit absolviert
werden konnen, genutzt werden. Der konkrete Arbeitsplatzbezug des
Job-BSK macht das Angebot fiir Arbeitgeber attraktiver. Anfang Juni
2024 wurden die Bedingungen fiir die Teilnahme am Job-BSK weiter
flexibilisiert und fiir Personen mit A2-Deutschkenntnissen gedffnet.

Dartiber hinaus spielt die Anerkennung von auslédndischen Berufsqualifi-
kationen im Zusammenhang mit der Fachkrifteeinwanderung, aber auch
mit der Nutzung des Arbeitskraftpotentials der gefliichteten Menschen
aus der Ukraine insbesondere bei den reglementierten Berufen als Vor-
aussetzung fiir den Berufszugang eine bedeutende Rolle fiir deren Ar-
beitsmarktintegration. Bei nicht reglementierten Berufen ist ein Berufs-
einstieg ohne Anerkennung moglich. Bei der letzten Ministerprasiden-
ten-Konferenz (MPK) stand daher unter anderem auch das Thema An-
erkennung als eigener TOP auf der Tagesordnung. Den Landern obliegt
der Vollzug der Anerkennungsgesetze. Aus der MPK erging der Auftrag,
zeitnah einen Beschluss im Umlaufverfahren zu fassen mit konkreten
MaBnahmen zur Verbesserung der Anerkennungsverfahren in Bund und
Léandern. Festzustellen ist, dass die Antrige auf Anerkennung stetig stei-
gen; ein enormer Anstieg ist bei den Zeugnisbewertungen von akademi-
schen Abschliissen zu verzeichnen. AuBlerdem fordert der Bund im For-
derprogramm ,,IQ — Integration durch Qualifizierung™ die Anerken-
nungs- und Qualifizierungsberatung und finanziert das Informationspor-
tal ,,Anerkennung in Deutschland“, das unter anderem auf Ukrainisch
informiert. Die Angebote sollen einen Beitrag dazu leisten, Personen mit
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94.

ausldndischen Berufsqualifikationen den Zugang zum deutschen Ar-
beitsmarkt zu erleichtern und moglichst viele Menschen qualifikations-
adaquat und langfristig in unseren Arbeitsmarkt zu integrieren.

Die Bundesregierung steht mit den Landern in unterschiedlichen Gremi-
en im Austausch, um die skizzierten Hiirden abzubauen. Darunter in der
Bund-Lénder AG zur ,,Krisenfesten Integrationsinfrastruktur®, die unter
Beteiligung der kommunalen Spitzenverbénde eine kohérente und in die
foderalen Ebenen ineinandergreifende Integrationsinfrastruktur fokus-
siert. Hinzu kommen Formate, in denen das Bundesministerium fiir Ar-
beit und Soziales, das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat,
das Bundesministerium fiir Bildung und Forschung, die Beauftragte der
Bundesregierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integration und die
Lénder Forschungsinstitute zu unterschiedlichen Themen einladen oder
sich mit Migrantenorganisationen und Dachverbénden austauschen.

Abgeordnete Wie viele Selbstindige — aufgeschliisselt nach
Joana Cotar Herkunftslindern (die Top 6) — beziehen Aufsto-
(fraktionslos) cker-Leistungen (www.bild.de/politik/inland/aktu

elle-zahlen-wohnen-jobs-kriminalitaet-der-grosse-
migrations-check-6672b09340941a4a9fa07d33)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 3. Juli 2024

Die sechs Staatsangehorigkeiten mit den meisten erwerbsfahigen Leis-
tungsberechtigten mit Einkommen aus selbstindiger Tatigkeit konnen
der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Staatsangehorigkeit erwerbsfahige erwerbstétige selbststindige
Leistungsberechtigte ELB erwerbstétige
(ELB) ELB
Januar 24 Januar 24 Januar 24
Insgesamt 3.982807 818.200 63.887
Syrien, Arabische Republik 506.039 66.805 2.924
Ukraine 501.164 54.031 2.642
Tiirkei 175.163 44.135 2.105
Polen 42.728 11.684 1.024
Bulgarien 73.927 24.758 742
Italien 36.316 10.723 698

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit

Weitere Informationen finden sich unter https://statistik.arbeitsagentu
r.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?topic f=
migrationsmonitor&dateOfRevision=202404-202405 in Tabellen-
blatt 4.4.


https://www.bild.de/politik/inland/aktuelle-zahlen-wohnen-jobs-kriminalitaet-der-grosse-migrations-check-6672b09340941a4a9fa07d33
https://www.statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?topic_f=migrationsmonitor&dateOfRevision=202404-202405
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95. Abgeordnete Wie hoch lag nach Kenntnis der Bundesregierung
Susanne Ferschl die Tarifbindung in Deutschland jeweils im Jahr
(Gruppe Die Linke) 2013 sowie im Jahr 2023 (bitte die Tarifbindung

getrennt nach Ost/West sowie nach Branchentarif-
vertrdgen und Haus- bzw. Firmentarifvertrdgen
sowie ohne Tarifvertrag differenzieren und je-
weils den Anteil der Beschiftigten ausweisen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 2. Juli 2024

Informationen zur Tarifbindung werden jéhrlich im Betriebspanel des
Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) erhoben. Das
IAB-Betriebspanel ist eine Stichprobenerhebung, deren Ergebnisse auf
den Angaben von knapp 15.000 reprisentativ ausgewahlten Betrieben
beruht. Die gewiinschten Daten zur Tarifbindung kénnen den nachfol-
genden Tabellen entnommen werden.

Tabelle 1: Tarifbindung der Betriebe in Deutschland in den Jahren 2013 und 2023

Anteil der Betriebe mit Tarifvertrag nach Standort im Jahr 2023, in Prozent

Branchentarifvertrag Haustarifvertrag kein Tarifvertrag
Ostdeutschland 15 3 83
Westdeutschland 23 2 75
Gesamt 22 2 76
Anteil der Betriebe mit Tarifvertrag nach Standort im Jahr 2013, in Prozent

Branchentarifvertrag Haustarifvertrag kein Tarifvertrag
Ostdeutschland 17 3 80
Westdeutschland 30 2 67
Gesamt 28 2 70

Quelle: IAB-Betriebspanel 2013 und 2023

Tabelle 2: Tarifbindung der Beschiftigten in Betrieben in Deutschland in den Jahren 2013 und 2023

Anteil der Beschiftigten in Betrieben mit Tarifvertrag nach Standort im Jahr 2023, in Prozent
Branchentarifvertrag Haustarifvertrag kein Tarifvertrag
Ostdeutschland 31 14 56
Westdeutschland 44 7 49
Gesamt 42 8 51
Anteil der Beschiftigten in Betrieben mit Tarifvertrag nach Standort im Jahr 2013, in Prozent
Branchentarifvertrag Haustarifvertrag kein Tarifvertrag
Ostdeutschland 35 12 52
Westdeutschland 52 8 40
Gesamt 49 9 42

Abweichungen von 100 Prozent aufgrund von Rundungen moglich
Quelle: IAB-Betriebspanel 2013 und 2023
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96. Abgeordnete Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
Susanne Ferschl rung die durchschnittlichen Tarifverdienste in den
(Gruppe Die Linke) vergangenen fiinf Jahren im Vergleich zu nicht ta-

riflichen Verdiensten insgesamt entwickelt (bitte
fiir den Bund ausweisen sowie zusétzlich nach
Ost/West sowie nach Geschlecht differenzieren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 1. Juli 2024

Daten fiir die Jahre 2018, 2022 und 2023 liegen auf Basis der Verdienst-
strukturerhebung (2018) und der Verdiensterhebung (2022, 2023) des
Statistischen Bundesamtes jeweils fiir den Monat April ohne Sonderzah-

lungen vor und werden in den nachfolgenden Tabellen dargestellt. Daten
fiir die Jahre 2019, 2020 und 2021 liegen nicht vor.

Bei der Angabe zur Tarifbindung handelt es sich um eine Angabe auf
Betriebsebene, d. h., Ausgangspunkt ist der Betrieb. Es werden alle Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer als tarifgebunden gezahlt, die in ta-
rifgebundenen Betrieben beschiftigt sind. Eine Aussage, ob ein Arbeit-
nehmer oder eine Arbeitnehmerin tarifgebunden ist, kann nicht getroffen
werden.
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97. Abgeordnete Wie viele der seit 2015 in Deutschland eingebiir-
Nicole Hochst gerten Personen beziehen Biirgergeld?
(AfD)

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 2. Juli 2024

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.

98. Abgeordneter Wieviel Prozent der jeweils in Deutschland leben-
Johannes Huber den ausléndischen Staatsangehorigen beziehen
(fraktionslos) aktuell Biirgergeld (www.focus.de/finanzen/news/

deutsche-vs-auslaendische-bezieher-in-wahrheit-i
st-das-buergergeld-laengst-ein-migrantengeld id
246059699.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 5. Juli 2024

Die Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit verdffentlicht monatlich ent-
sprechende Werte, beispielsweise im Produkt ,,Migrationsmonitor
(https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsu
che Formular.html?topic_f=migrationsmonitor) unter Tabellenblatt 1.3.
Demnach lag die sogenannte SGB-II-Quote fiir ausldndische Staatsange-
horige bezogen auf die Bevolkerung nach dem Auslénderzentralregister
im Februar 2024 bei 21,2 Prozent. In der SGB-II-Quote sind arbeitslose
und erwerbstitige Leistungsberechtigte sowie auch Minderjdhrige ent-

halten.

99. Abgeordnete Wie hat sich die Zahl der in Deutschland erwerbs-
Gerrit Huy tatigen Fliichtlinge insgesamt sowie die Zahl der
(AfD) sozialversicherungspflichtig beschéftigten Fliicht-

linge und der ausschlieflich geringfiigig beschaif-
tigten Fliichtlinge in den Jahren 2010, 2015, 2020
und 2024 (bitte letzter Stand) entwickelt (bitte je-
weils die absoluten Zahlen sowie den prozentua-
len Anteil an der Gesamtzahl der in Deutschland
erwerbstétigen Fliichtlinge bzw. Zuwanderer aus-
weisen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 4. Juli 2024

Angaben nach dem Aufenthaltsstatus von Drittstaatsangehorigen und
damit zu Personen im Kontext von Fluchtmigration liegen ab Marz 2020
vor. Ergebnisse zu Beschiftigten liegen mit einer Wartezeit von sechs
Monaten vor.

Zu Personen im Kontext von Fluchtmigration zéhlen Drittstaatsangehd-
rige mit einer Aufenthaltserlaubnis aus volkerrechtlichen, humanitéren
oder politischen Griinden, mit einer Aufenthaltsgestattung oder einer


https://www.focus.de/finanzen/news/deutsche-vs-auslaendische-bezieher-in-wahrheit-ist-das-buergergeld-laengst-ein-migrantengeld_id_246059699.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?topic_f=migrationsmonitor
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Duldung. Ab dem Berichtsmonat Mai 2022 werden dariiber hinaus auch
ukrainische Staatsangehdrige mit einer Fiktionsbescheinigung beriick-
sichtigt. Diese Abgrenzung entspricht nicht notwendigerweise anderen
Definitionen von ,,Fliichtlingen* (z. B. juristischen Abgrenzungen). Fiir
den statistischen Begriff ,,Person im Kontext von Fluchtmigration® ist
iiber das Asylverfahren hinaus der Bezug zum Arbeitsmarkt ausschlag-
gebend.

Demnach gingen im Dezember 2023 rund 589.000 Personen im Kontext
von Fluchtmigration einer Beschiftigung nach, davon waren rund
485.000 sozialversicherungspflichtig beschiftigt. Weitere Angaben kon-
nen nachfolgender Tabelle entnommen werden. Nicht beriicksichtigt
sind Beschéftigte mit einem unbefristetem Aufenthaltstitel (z. B. Nieder-
lassungserlaubnis). Das heif3t, die Zahl derjenigen, die urspriinglich aus
Fluchtgriinden nach Deutschland gekommen sind und nun einer Be-
schiftigung nachgehen, ist somit hoher.

Tabelle: Beschiiftigte aus Drittstaaten nach dem Aufenthaltsstatus

Die Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit berichtet im Rahmen der Beschaftigungsstatistik beginnend mit dem Berichtsmonat Marz
2020 nach dem Aufenthaltsstatus von Drittstaatsangehérigen. Rechtliche Grundlage hierfiir ist § 281 Abs. 1 SGB 1.
Drittstaatsangehdrige sind all jene, die keine Staatsangehdrigkeit eines Mitgliedstaates der Europaischen Union (EU), des
Européischen Wirtschaftraums (EWR) oder der Schweiz haben. Drittstaatsangehdérige, die in Deutschland arbeiten wollen, bendtigen
vor der Beschaftigungsaufnahme grundsétzlich einen Aufenthaltstitel, der von der Auslanderbehérde erteilt wird. Unter bestimmten
Voraussetzungen sind Ausnahmen mdglich. Aufgrund dieser Ausnahmen und dem Umstand, dass es kein eindeutiges
Ordnungsmerkmal flir die Zuordnung von Personen zur Beschéftigungsstatistik gibt, kann fiir etwa ein Flnftel aller Beschaftigten mit
Drittstaatsangehdrigkeit kein Aufenthaltsstatus zugeordnet werden. Zum einen Teil, weil sie keinen benétigen und zum anderen Teil,
weil sie nicht zugeordnet werden kdnnen. Naheres kann den methodischen Hinweisen zum Aufenthaltsstatus entnommen werden.

davon nach Art der Beschéftigung
Beschéftigte i i ichti
g Soaalvers|chf.=._|_'u_ngspf||cht|g ausschlieBlich geringfiigig Beschéftigte
. Beschéftigte
Stichtag
31.12 darunter darunter darunter
des Personen im Ohne Personen im Ohne Personen im Ohne
Jahres Insgesamt | Kontext von |Angabe zum | Insgesamt | Kontext von | Angabe zum | Insgesamt | Kontext von | Angabe zum
Flucht- Aufenthalts- Flucht- Aufenthalts- Flucht- Aufenthalts-
migration " | titel ? migration " titel migration " titel
1 2 3 4 5 6 7 8 9
2020 2.463.304 360.810 513.385| 2.121.550 309.556 442.059 341.754 51.254 71.326
2023 3.291.233 589.091 604.234| 2.872.982 485.349 531.954 418.251 103.742 72.280

Quelle: Statistik der Bundesagentur fur Arbeit

1) Personen im Kontext von Fluchtmigration = Summe aus Aufenthalt aus volkerrechtlichen, humanitaren oder politischen Griinden, Aufenthaltsgestattung
und Duldung. Ab dem Berichtsmonat Mai 2022 werden zusatzlich ukrainische Staatsangehdrige mit einer Fiktionsbescheinigung beriicksichtigt.

2) Der Anteil der Falle ohne Angabe zum Aufenthaltsstatus ist bei der Interpretation zu beriicksichtigen. Je hoher dieser Anteil, desto starker konnen die
ubrigen Merkmalsauspragungen unterzeichnet sein. Da die Unterzeichnung nicht gleichmaRig verteilt sein muss, kann es zu Verzerrungen kommen.

Aussagen iiber die Erwerbstitigkeit von Gefliichteten koénnen auf
Grundlage von Befragungsdaten des Institutes fiir Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) getroffen werden. Nach den Angaben der Befra-
gung des IAB, des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge und des
Sozio-oekonomischen Panels (IAB-BAMF-SOEP-Befragung) von Ge-
fliichteten waren unter den Gefliichteten im erwerbsfdhigen Alter, die
zwischen 2013 bis zur Jahresmitte 2019 nach Deutschland zugezogen
sind, im Jahr 2022 58 Prozent erwerbstétig, im Jahr 2020 waren 40 Pro-
zent erwerbstatig.
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Aufgrund sich stark unterscheidender Aufenthaltsdauern in den beiden
Erhebungsjahren ist ein Vergleich nur sinnvoll bei Beriicksichtigung der
Dauer des Aufenthalts. Bei Gefliichteten mit einer Aufenthaltsdauer von
fiinf Jahren waren im Jahr 2022 30 Prozent erwerbstétig, im Jahr 2020
waren es 44 Prozent. Bei einer Aufenthaltsdauer von sieben Jahren wa-
ren im Jahr 2022 64 Prozent der Gefliichteten erwerbstétig, wéahrend es
im Jahr 2020 50 Prozent waren.

Bei der Interpretation der Zahlen ist der {ibliche Stichprobenfehler zu
beriicksichtigen. Die Abweichung der Ergebnisse der IAB-BAMEF-
SOEP-Befragung fiir die Beschiftigungsquote der Personen aus den
Asylherkunftslindern betrug im Jahr 2022 weniger als einen Prozent-
punkt. Ergebnisse liegen bis zum Jahr 2022 vor. In den Jahren 2010 und
2015 wurden noch keine Erhebungen durchgefiihrt. Absolutzahlen las-
sen sich aus den Ergebnissen der Befragung nicht sinnvoll ableiten.

100. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung bei einer politi-
Axel Knoerig schen Erhohung des Mindestlohns auf 14 Euro
(CDU/CSU) bzw. 15 Euro pro Stunde die Auswirkung auf die

Geringfligigkeitsgrenze, und mit welchen finan-
ziellen Folgen auf die Sozialsysteme rechnet sie,
etwa durch den Wegfall von Sozialversicherungs-
beitrdgen von bis dahin nicht geringfiigig Be-
schiftigten, die dann unter der Geringfiigigkeits-
grenze liegen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 4. Juli 2024

Bei einem Mindestlohn von 14 bzw. 15 Euro pro Zeitstunde wiirde sich
die Geringfiigigkeitsgrenze entsprechend erhohen (vgl. § 8 Absatz la
Satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch). Modellrechnungen zu den
moglichen Folgen fiir die Sozialsysteme liegen nicht vor. Diese hingen
u. a. vom Zeitpunkt einer Erh6hung und von mdglichen Anpassungs-
reaktionen von Arbeitgebern, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern

ab.
101. Abgeordneter Wie hat sich die Zusammensetzung des Gesamt-
Soren Pellmann vermOgens in Deutschland in Sachvermogen,

(Gruppe Die Linke) Geldvermogen und Beteiligungsvermogen (nach
SOEP-Definition; SOEP = Sozio-oekonomisches
Panel) im Zeitraum zwischen 2017 bis 2024 ent-
wickelt (bitte pro Bundesland aufschliisseln und
Top-Vermogen einbeziehen)?

102. Abgeordneter Wie hat sich die Verteilung des privaten Nettover-
Soren Pellmann mogens in Deutschland, aufgeschliisselt in An-
(Gruppe Die Linke) teile des gesamten Nettovermogens pro Zehntel

der Bevolkerung, im Zeitraum von 2017 bis Juni
2024 nach Kenntnis der Bundesregierung ent-
wickelt (bitte pro Bundesland aufschliisseln und
Top-Vermogen einbeziehen)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 3. Juli 2024

Die Fragen 101 und 102 werden zusammen beantwortet.

Daten zur Entwicklung der Privatvermégen in Deutschland fiir die Zeit
nach 2017 liegen aktuell ausschlieflich auf Basis der Studie ,,Private
Haushalte und ihre Finanzen* der Deutschen Bundesbank aus dem Jahr
2021 vor.

Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank hat sich die Ungleich-
heit der Vermogensverteilung zwischen 2017 und 2021 leicht reduziert.
Laut der Studie besallen 2021 die 10 Prozent der vermdgendsten Haus-
halte 56 Prozent des gesamten Nettovermogens. Die Zusammensetzung
des Vermogens und der Verschuldung entlang der Vermdgensverteilung
haben sich kaum verédndert.

Die gesamten Ergebnisse der Studie konnen dem Monatsbericht April
2023 der Deutschen Bundesbank entnommen werden.

103. Abgeordneter Welche konkreten Mafinahmen plant die Bundes-
Soren Pellmann regierung, um die EU-Richtlinie zum EU-Schwer-
(Gruppe Die Linke) behindertenausweis (vgl. www.europarl.europ

a.eu/doceo/document/TA-9-2024-0339 DE.html#
titlel) umzusetzen, und bis wann werden diese
MaBnahmen umgesetzt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 3. Juli 2024

Die Frist fiir den Erlass der erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, um die Richtlinie zur Einfiihrung des Europdischen Behinder-
tenausweises und des Europdischen Parkausweises fiir Menschen mit
Behinderungen umzusetzen, betridgt nach derzeitigem Stand 30 Monate
nach Inkrafttreten der Richtlinie (Artikel 21 Absatz 1 Satz 1 des Ent-
wurfs der Richtlinie). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens steht noch nicht
fest, die Verabschiedung und Verkiindung der Richtlinie stehen noch
aus. Nach dem derzeitigen Stand (Artikel 21 Absatz 1 Satz 2 des Ent-
wurfs der Richtlinie) sind die Vorschriften 42 Monate nach dem Inkraft-
treten der Richtlinie anzuwenden.

Beabsichtigt ist, die Regelungen zum Europdischen Behindertenausweis
nach Verkiindung der Richtlinie durch Anderung der Schwerbehinder-
tenausweisverordnung umzusetzen. Eine entsprechende Erméchtigungs-
norm wird derzeit vorbereitet.

Zusténdig fiir die Ausstellung von Parkausweisen fiir Menschen mit Be-
hinderungen sind die Stralenverkehrsbehorden der Lander. Wenn das
Verfahren zur neuen EU-Richtlinie zur Einfilhrung des Europiischen
Behindertenausweises und des Europdischen Parkausweises fiir Men-
schen mit Behinderungen auf EU-Ebene abgeschlossen ist, wird das
weitere Vorgehen rechtzeitig mit den Lindern abgestimmt werden, da-
mit die Richtlinie auf nationaler Ebene ordnungsgeméall umgesetzt wer-
den kann.


https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0339_DE.html%23title1
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104. Abgeordnete
Heidi Reichinnek
(Gruppe Die Linke)

Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die tatsdchlichen Ausgaben fiir die Forde-
rung der beruflichen Weiterbildung sowie fiir die
MaBnahmen der beruflichen Rehabilitation in der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (Zweites
Buch Sozialgesetzbuch — SGB II) in den Jahren
2020, 2021, 2022 sowie 2023 (bitte jeweils diffe-
renzieren nach Ausgaben der beiden Kosten-
blocke insgesamt, deren Kostenanteile innerhalb
des Eingliederungstitels sowie der diesbeziig-
lichen Kostenanteile an den Verwaltungskosten
durch den Personalaufwand, bitte alle Angaben in
Euro)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 4. Juli 2024

Angaben zu den bundesweiten Ausgaben der Jobcenter (gemeinsame
Einrichtungen und zugelassene kommunale Triger) fiir die Forderung
der beruflichen Weiterbildung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II) weist die Publikation ,,Arbeitsmarktpolitische Instrumen-
te SGB II — Ausgaben und Teilnehmende® der Statistik der Bundesagen-
tur fiir Arbeit aus. Die bis zum Jahr 2022 vorliegenden Daten kénnen
der unten stehenden Tabelle entnommen werden und sind unter dem
nachfolgenden Link im Internetangebot der Statistik der Bundesagentur
fiir Arbeit verfiigbar: https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Form
s/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?nn=1524032&topic_f=arbeits
marktpol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii.

Tabelle: Ausgaben zur Férderung der beruflichen Weiterbildung im

SGB II
Forderung Ist-Ausgaben Anteil FbW

der beruflichen | Eingliederungs- | an den Ist-Aus-

Weiterbildung titel SGB 11, gaben im Ein-

(FbW), in Mio. Euro gliederungstitel

in Mio. Euro SGB I,
in Prozent

2020 581 3.996 14,5
2021 603 4.048 14,9
2022 623 3.992 15,6

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit:

Die Ausgabedaten fiir das Jahr 2023 liegen noch nicht vollsténdig vor.
Diese werden voraussichtlich Ende August 2024 veréffentlicht und ent-
halten im Vergleich zu den Vorjahren zusétzliche Ausgaben fiir die im
Jahr 2023 eingefiihrten bzw. verldngerten Leistungen Weiterbildungs-
geld, Weiterbildungspramie und Biirgergeldbonus.

Daten zu den bundesweiten Ausgaben fiir die Forderung der beruflichen
Rehabilitation im SGB II liegen fiir die 300 gemeinsamen Einrichtungen
vor. Sie kdnnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden und sind
unter dem nachfolgenden Link im Internetangebot der Statistik der Bun-
desagentur fiir Arbeit verfligbar: https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGl


https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=1524032&topic_f=arbeitsmarktpol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii
https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?gtp=15084_list%253D2&topic_f=abrechnung-r906ii
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obals/Forms/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?gtp=15084 list%25
3D2&topic_f=abrechnung-r906ii.

Fiir die 104 zugelassenen kommunalen Trager liegen keine Angaben

Vor.

Tabelle: Ausgaben der gemeinsamen Einrichtungen (gE) zur Férderung
der beruflichen Rehabilitation im SGB 11

Forderung Leistungen Anteil
der beruflichen zur Eingliede- Berufliche Reha
Rehabilitation, rung in Arbeit an den Ist-Aus-
in Mio. Euro der gE, gaben fiir Leis-

in Mio. Euro

tungen zur Ein-

gliederung in

Arbeit der gE,
in Prozent
2020 81 3.077 2,6
2021 77 3.104 2,5
2022 73 3.080 2,4
2023 71 2.955 2,4

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit:

Zu den in der Fragestellung angesprochenen Verwaltungskosten fiir
MaBnahmen zur Férderung der beruflichen Weiterbildung sowie beruf-
lichen Rehabilitation liegen keine Daten vor.

105. Abgeordnete Wie vielen Empfangerinnen und Empfangern des
Heidi Reichinnek  Biirgergelds wurde nach der Einfilhrung des § 68
(Gruppe Die Linke) des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch — SGB 11

(Abweichende Leistungserbringung in Gemein-
schaftsunterkiinften) ein Teil des bisher in Geld
ausbezahlten Regelbedarfs gekiirzt und durch
Sachleistungen ersetzt (bitte fiir die Monate Janu-
ar, Februar, Mirz, April und Mai 2024 getrennt
angeben), und falls keine Daten bekannt sind, wie
soll nach Meinung der Bundesregierung Umfang
und Wirkung der Gesetzesidnderung ab 1. Januar
2024 tiberpriift werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 4. Juli 2024

Angaben zu der aufgeworfenen Frage liegen der Bundesregierung nicht
VOr.

Bund und Lander haben sich in der Besprechung des Bundeskanzlers
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lénder am
10. Mai 2023 auf die Einfiihrung einer entsprechenden Regelung ver-
stindigt. Der Bund berit sich auf Fachebene im Ubrigen regelmiBig mit
den Léndern und Kommunalen Spitzenverbdanden zu zentralen Fragen
der Umsetzung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende (Biirgergeld).


https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?gtp=15084_list%253D2&topic_f=abrechnung-r906ii
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106. Abgeordneter Wie hoch wiren nach Einschitzung der Bundes-
Alexander Ulrich  regierung die jéhrlichen Kosten einer Anhebung
(Gruppe BSW) des Rentenniveaus auf 53 Prozent, und wie stark

miisste der Beitragssatz steigen, um diese Erho-
hung ausschlieBlich iiber Beitrdge zu finanzieren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 4. Juli 2024

Der Bundesregierung liegen entsprechende Berechnungen nicht vor.

107. Abgeordneter Wie viele Personen nehmen die ,,Altersrente fur
Kai Whittaker besonders langjéhrig Versicherte“ nach § 236b
(CDU/CSU) des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch seit ihrer

Einfiithrung (1. Juli 2014) in Anspruch, und wie
viele dieser Personen arbeiten nach dem Beginn
der Inanspruchnahme weiter (bitte jeweils nach
Halbjahren aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 4. Juli 2024

Im Zuge der Anhebung der Altersgrenzen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung wurde mit dem Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze
an die demografische Entwicklung und zur Stirkung der Finanzierungs-
grundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung vom 20. April 2007
auch die gesetzliche Moglichkeit geschaffen, ab dem 1. Januar 2012 die
Altersrente flir besonders langjdhrig Versicherte ab dem Alter von
65 Jahren in Anspruch zu nehmen, sofern die rentenrechtlichen Voraus-
setzungen hierfiir erfiillt sind. Mit Inkrafttreten des Gesetzes iiber Leis-
tungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung vom
23. Juni 2014 wurde es zum 1. Juli 2014 mdglich, diese Rentenart statt
ab dem Alter von 65 Jahren, bereits ab dem Alter von 63 Jahren in An-
spruch zu nehmen. Die Altersgrenze wird seitdem bis zum Jahr 2029
schrittweise auf das Alter von 65 Jahren — und damit auf das Alter nach
dem bis zum 30. Juni 2014 geltenden Recht — angehoben.

Die angefragten Rentenbestandsdaten seit dem Jahr 2014 kdnnen der
nachfolgenden Tabelle entnommen werden.
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Tabelle: Rentenbestand bei Altersrenten fiir besonders langjéhrig

Versicherte
Jahr am 1. Juli am 31. Dezember
des jeweiligen Jahres | des jeweiligen Jahres
2014 42.579 182.524
2015 324.685 460.329
2016 561.624 685.971
2017 782.322 920.740
2018 1.034.331 1.160.302
2019 1.287.663 1.407.449
2020 1.533.239 1.653.583
2021 1.778.682 1.908.915
2022 2.011.928 2.153.825
2023 2.248.132 2.411.721

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung

Beziiglich der Beschiftigung von Rentnerinnen und Rentnern, die eine
Altersrente flir besonders langjdhrig Versicherte beziehen, liegen der
Bundesregierung folgende Daten ab 2018 vor; eine Aufschliisselung
nach Halbjahren ist nicht moglich.

Tabelle: Bezieherinnen und Bezieher einer Altersrente flir besonders
langjéhrig Versicherte vor der Regelaltersgrenze mit einer ausgeiibten
Beschiftigung (zum 31.12. eines Jahres)

Jahr Anzahl
2018 119.688
2019 122.900
2020 115.302
2021 122.410
2022 136.394

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung

108. Abgeordneter Wie viele Wochenstunden arbeiten Personen, die
Kai Whittaker die ,,Altersrente fiir besonders langjdhrig Ver-
(CDU/CSU) sicherte* nach § 236b des Sechsten Buches So-

zialgesetzbuch seit ihrer Einfithrung (1. Juli 2014)
in Anspruch nehmen, und wie hoch ist der Hinzu-
verdienst dieser Personen (bitte nach Halbjahren
aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 5. Juli 2024

Die erbetenen Daten zur Anzahl der Wochenstunden und zur Hohe des
Hinzuverdienstes von Beziehenden einer Altersrente fiir besonders lang-
jahrig Versicherte liegen der Bundesregierung nicht vor.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Verteidigung

109. Abgeordneter Welche 25-Millionen-Euro-Vorlagen hat die Bun-
Ingo Gédechens desregierung dem Haushaltsausschuss des Deut-
(CDU/CSU) schen Bundestages rein vorsorglich vorgelegt

(bitte unter Nennung der 20 einschldgigen Sach-
verhalte, die zuletzt vorgelegt wurden), und bei
wie vielen seit 2022 vorgelegten 25-Millionen-
Euro-Vorlagen (bitte unter Angabe der Anzahl
von entsprechenden Vorlagen) konnte aufgrund
einer nicht zeitgerechten Zuleitung der Vorlagen
an den Haushaltsausschuss die urspriinglich ver-
einbarte Angebotsbindefrist nicht eingehalten
werden, sodass entweder eine Verldngerung der
Angebotsbindefrist angefragt und vereinbart wur-
de oder eine Vertragsunterzeichnung erst nach
Auslaufen der Angebotsbindefrist moglich war?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Hitschler
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung hat dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-
destages (HHA) keine 25-Millionen-Euro-Vorlagen rein vorsorglich vor-
gelegt.

Bei vier 25-Millionen-Euro-Vorlagen konnte im Zeitraum seit dem Jahr
2022 aufgrund einer nicht zeitgerechten Zuleitung der Vorlagen an den
HHA die urspriinglich vereinbarte Angebotsbindefrist nicht eingehalten
werden, sodass eine Verldngerung der Angebotsbindefrist angefragt und
vereinbart wurde.

110. Abgeordneter Zu welchen militdrischen Beschaffungsvorhaben
Ingo Gédechens (ohne Vorhaben der Munitionsbeschaffung) hat
(CDU/CSU) die Bundesregierung dem Haushaltsausschuss des

Deutschen Bundestages seit 2022 mehr als eine
25-Millionen-Euro-Vorlage vorgelegt (bitte na-
mentliche Nennung der 20 einschldgigen Sachver-
halte, zu denen dem Haushaltsausschuss zuletzt
eine entsprechende Vorlage zugeleitet wurde),
und wie lang ist bei militdrischen Beschaffungs-
vorhaben mit einem Volumen von iiber 25 Mio.
Euro die Zeitspanne zwischen Erteilung der Fi-
nanzierungzusage fiir das jeweilige Vorhaben und
Zuleitung der 25-Millionen-Euro-Vorlage an den
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages
(bitte jahresscharfe Angabe der Zeitspanne fiir
den Zeitraum 2017 bis 2024, wobei als Stichtag
zur Jahreszugehdrigkeit das Datum der Zuleitung
der Vorlage an den Haushaltsausschuss gilt)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Hitschler
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung hat dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-
destages seit dem Jahr 2022 zu den nachfolgenden militdrischen Be-
schaffungsvorhaben mehr als eine 25-Millionen-Euro-Vorlage vorgelegt:

+ Satellitenkommunikationssystem der Bundeswehr Stufe 2,
» Sprechsatz mit Gehorschutz,

» Digitalisierung landbasierter Operationen,

» Kryptomodernisierung der Bundeswehr,

» Herstellung und Lieferung von militarisierten Sattelanhidngern
70 Tonnen,

* Beschaffung von Luftfahrzeugen des Typs Multi Mission Maritime
Aircraft P-8A POSEIDON,

» Herstellung und Lieferung von Serienfahrzeugen des Typs Schiitzen-
panzer PUMA,

» Beschaffung von geschiitzten und ungeschiitzten Wechselladersyste-
men und Wechselladerpritschen sowie Zubehor,

+ Beschaffungsvorhaben Uberschneefahrzeug Neue Generation/Colla-
borative All-Terrain Vehicle,

* Projekt Fregatte 123 — Sicherstellen der Einsatzverfligbarkeit,
+ Waffensystem PATRIOT und

* Erbringung von Leistungen zur Nutzung des Medium Altitude Long
Endurance Unmanned Aircraft System German-HERON TP.

Eine statistische Erhebung der Zeitspanne von der Finanzierungszusage
bis zur Behandlung der 25-Millionen-Euro-Vorlage im Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages ist fiir die Aufgabenerfiillung des
Bundesministeriums der Verteidigung und seines Geschéftsbereichs
nicht erforderlich und wird daher nicht vorgehalten. Eine nachtrégliche
statistische Erhebung fiir die Jahre 2017 bis 2024 ist mit erheblichem
Aufwand verbunden und daher im Rahmen der Frist zur Beantwortung
einer Schriftlichen Frage nicht moglich.

111. Abgeordneter Bei welchen dem Haushaltsausschuss des Deut-
Ingo Gidechens schen Bundestages seit 2022 vorgelegten 25-Mil-
(CDU/CSU) lionen-Euro-Vorlagen wurden auf Beschluss des

Haushaltsausschusses die vorgelegten Vertrags-
texte in dem Sinne nachverhandelt, dass nach Bil-
ligung des Haushaltsausschusses tatséchliche An-
derungen am Vertragstext vereinbart wurden, und
warum wurde dem Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages keine 25-Millionen-Euro-Vor-
lage zur Ausstattung des zukiinftigen Multifunk-
tionsgebdudes des Bundeswehrzentralkranken-
hauses in Koblenz vorgelegt, obwohl eine solche
Vorlage angekiindigt war (vgl. griephan 40/23,
S. 3)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Hitschler
vom 4. Juli 2024

Nachverhandelt wurden im Sinne der Fragestellung zwei dem Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bundestages (HHA) seit dem Jahr 2022
vorgelegte 25-Millionen-Euro-Vorlagen:

1. ,,Herstellung und Lieferung von Serienfahrzeugen (2. Los) des Schiit-
zenpanzers (SPz) PUMA mit einer Festbeauftragung von 50 SPz PU-
MA* (HHA-Drucksache 20/3755) auf Basis des Maflgabebeschlusses
(HHA-Drucksache 20/3760).

2. ,,Beschaffung von 123 Schweren Waffentrdgern Infanterie einschlie(3-
lich Nachweisfithrung® (HHA-Drucksache 20/5963) auf Basis des
MaBgabebeschlusses (HHA-Drucksache 20/6035). Die Anderungen
werden aktuell durch das Bundesamt fiir Ausriistung, Informations-
technik und Nutzung der Bundeswehr vorbereitet. Eine Vertragsénde-
rung wird zeitnah erfolgen.

Dem HHA wurde der Vertrag zur Ausstattung des zukiinftigen Multi-
funktionsgebdudes des Bundeswehrzentralkrankenhauses in Koblenz
nicht im Rahmen einer 25-Millionen-Euro-Vorlage vorgelegt, da der
Vertragsschluss einer parlamentarischen Befassung nicht bedurfte. Es
handelt sich bei der gegenstdndlichen Beschaffung von Sanitéitsausstat-
tung um keine militdrische, sondern ausschlieBlich um eine Beschaffung
von ziviler Ausstattung.

112. Abgeordneter Wurden die gemiB der Antwort der Bundesregie-
Markus Griibel rung auf die Schriftliche Frage 143 des Abgeord-
(CDU/CSU) neten Dr. Marlon Brohr auf Bundestagsdruck-

sache 20/9662 zur Erbringung der Langsamen
Flugzieldarstellung verwendeten Luftfahrzeug-
muster PC-9/B und PC-9 gemeinsam mit den in
der Antwort der Bundesregierung zu Frage 15j
der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU
auf Bundestagsdrucksache 20/8160 und der dazu
Ergdnzenden Antwort der Bundesregierung auf
Bundestagsdrucksache 20/9082 gelisteten Modifi-
kationen ,,Navigation-based System for Aerial
Targeting (NASAT), inklusive Bedien- und Aus-
wertegerate®, ,,JFF STR 200 und der ,,Kameras
(MX-10 und MX-15) mit erforderlichen Bedien-
gerdten nach dem 20. September 2023 noch ein-
mal zur Erbringung der langsamen Flugzieldar-
stellung eingesetzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Hitschler
vom 3. Juli 2024

Die Luftfahrzeugmuster der Familie PC-9 wurden auch nach dem
20. September 2023 zur Erbringung der langsamen Flugzieldarstellung
eingesetzt. Im Ubrigen wird auf die Ergéinzende Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bun-
destagsdrucksache 20/9082 verwiesen.
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113. Abgeordneter In welcher Hohe werden nach Kenntnis der Bun-
Dr. Malte desregierung deutsche Unternechmen im Rahmen
Kaufmann der Beschaffungen aus dem Sondervermogen fiir
(AfD) die Bundeswehr direkt oder indirekt beauftragt,

und in welcher Hohe werden ausldndische Unter-
nehmen beauftragt (bitte nach Landern und Auf-
tragsvolumen aufschliisseln), da laut Medien-
berichten von den 100Mrd. Euro bereits
99,9 Mrd. Euro bis zum Jahr 2027 verplant sind
(www.t-online.de/nachrichten/deutschland/militae
r-verteidigung/id 100381788/bundeswehr-100-mi
lliarden-euro-weg-sondervermoegen-fast-aufgebr
aucht.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Hitschler
vom 5. Juli 2024

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 27 der Kleinen
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache
20/11868 verwiesen.

114. Abgeordnete Trifft es zu, dass der Panzer Leopard 1 42,5 Ton-
Dr. Gesine Lotzsch nen wiegt und der Leopard 2 60 Tonnen, und ist
(Gruppe Die Linke) es aus der Sicht der Bundesregierung im Sinne

der versprochenen Nachhaltigkeit, dass die Panzer
immer schwerer werden und dementsprechend
mehr Kraftstoff verbrauchen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Thomas Hitschler
vom 5. Juli 2024

Die Gewichtsangaben sind grundsitzlich zutreffend. Der Kampfpanzer
(KPz) Leopard 2 besitzt jedoch im Vergleich zum KPz Leopard 1 eine
erheblich hohere militarische Leistungsfahigkeit und ein deutlich gestei-
gertes Schutzniveau, was signifikant zum héheren Gesamtgewicht bei-
tragt.

In der Gesamtbetrachtung steht daher das hohere Gewicht aus Sicht der
Bundesregierung nicht im Widerspruch zur Nachhaltigkeit, wie sie in
der Nachhaltigkeits- und Klimaschutzstrategie fiir den Geschéftsbereich
des Bundesministeriums der Verteidigung vom November 2023 darge-
stellt ist.


https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/militaer-verteidigung/id_100381788/bundeswehr-100-milliarden-euro-weg-sondervermoegen-fast-aufgebraucht.html
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115. Abgeordnete Wie hoch waren die Kosten des Fluges von
Cornelia Mohring  Friedrich Merz (CDU) im Eurofighter der Luft-
(Gruppe Die Linke) waffe (Flugkosten in FEuro, Personalkosten,

Treibstoffverbrauch, CO,-Ausstol3), und auf wel-
cher Rechtsgrundlage wurde der Mitflug als Co-
Pilot einschlieBlich eigenstindigem Steuern des
Militirflugzeuges der Luftwaffe mit Uberschall-
geschwindigkeit durch den Zivilisten Friedrich
Merz genehmigt (www.tagesspiegel.de/politik/me
rz-fliegt-eurofighter-der-hat-die-ganze-zeit-gas-ge
geben-11873288.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Siemtje Moller
vom 5. Juli 2024

Im Rahmen einer Vollkostenkalkulation des eingesetzten Eurofighters
(inklusive Personalkosten) gemill vorliegender Fragestellung ergeben
sich angefallene Gesamtkosten von 111.242,38 Euro.

Diese wiren jedoch auch ohne Mitflug Dritter entstanden, da der Trai-
ningsflug des Eurofighters im Routineflugbetrieb erfolgte und auch ohne
das Beisein des Abgeordneten Friedrich Merz mit denselben flieger-
ischen Inhalten stattgefunden hitte.

Zudem sind alle Flugstunden im Jahresflugstundenprogramm fiir Luft-
fahrzeuge der Bundeswehr abgedeckt und werden zum Zwecke des Li-
zenzerhalts-/-erwerbs der Luftfahrzeugfiihrer eingesetzt. Die Kosten der
Flugstunden sind im Einzelplan 14 enthalten.

Insgesamt wurden ca. 4.500 kg Kerosin verbraucht, was ungeféhr
14.175 kg emittiertem CO, entspricht.

Der Mitflug des Abgeordneten Friedrich Merz erfolgte auf Grundlage
der Allgemeinen Regelung A-270/2 ,Nutzung von Luftfahrzeugen der

Bundeswehr*.

116. Abgeordnete Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
Jessica Tatti regierung aus den wiederholten Militdrschldgen
(Gruppe BSW) der Ukraine gegen russische Frithwarnradarsyste-

me zur Erkennung ballistischer (nuklearer) Rake-
ten (www.zdf.de/nachrichten/politik/ausland/welt
raum-infrastruktur-krim-militaeranalyse-ukraine-
krieg-russland-102.html), und teilt die Bundes-
regierung die auf der Webseite des Osterreichi-
schen Bundesheeres veroffentlichte Einschitzung
von Oberst Markus Reisner, diese Angriffe der
Ukraine wirden ,hochbrisanten Ziindstoff fiir
eine neuerliche, gefahrliche Eskalation® bergen,
weil dadurch ,,Bedingungen® erfiillt sein kdnnten,
»die Russland im Jahr 2020 6ffentlich fiir gegneri-
sche Angriffe festgelegt hat, die einen nuklearen
Vergeltungsschlag ausldsen konnten®™ (www.bund
esheer.at/aktuelles/detail/drei-fragen-zum-angriff-
auf-das-russische-atomraketen-fruehwarnsystem-
oberst-reisner-antwortet)?


https://www.tagesspiegel.de/politik/merz-fliegt-eurofighter-der-hat-die-ganze-zeit-gas-gegeben-11873288.html
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/ausland/weltraum-infrastruktur-krim-militaeranalyse-ukraine-krieg-russland-102.html
https://www.bundesheer.at/aktuelles/detail/drei-fragen-zum-angriff-auf-das-russische-atomraketen-fruehwarnsystem-oberst-reisner-antwortet
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Siemtje Moller
vom 5. Juli 2024

Die Ukraine verteidigt sich im Rahmen des durch Artikel 51 der Charta
der Vereinten Nationen verbrieften Selbstverteidigungsrechts gegen den
volkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg auch gegen militérische
Einrichtungen in den von Russland besetzten Gebieten und auf russi-
schem Territorium.

Die Bundesregierung kommentiert die in Ihrer Frage in Bezug genom-
mene Einschitzung nicht.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Erndhrung und Landwirtschaft

117. Abgeordnete Inwiefern geht die Bundesregierung davon aus,
Ina Latendorf dass die zustidndigen Behdrden, denen tierhalten-
(Gruppe Die Linke) de Betriecbe gemidl § 40 des Tierhaltungskenn-

zeichnungsgesetzes bis zum 1. August 2024 ihre
Haltungsrichtlinien mitteilen sollen, in den einzel-
nen Bundesldndern in der Lage sind, diese Mit-
teilungen entgegenzunehmen und zu bearbeiten
(bitte nach Bundesland aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Ophelia Nick
vom 4. Juli 2024

Fiir den Vollzug des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes sind die Be-
horden der Lander zustindig. Der Bundesregierung liegen keine konkre-
ten Erkenntnisse dariiber vor, dass diese nicht in der Lage wéren, die
Mitteilungen entgegenzunehmen und zu bearbeiten.

118. Abgeordneter Plant die Bundesregierung derzeit vor dem Hin-
Edgar Naujok tergrund von Warnungen des Bauernverbandes
(AfD) (www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2024/06/bauern

verband-warnt-vor-wortbruch-bundesregierung-tr
aktorproteste.html) weitere MaBBnahmen zur
Unterstiitzung bzw. Entlastung unserer Landwirte,
und wenn ja, welche sind dies und innerhalb wel-
chen Zeitraums sollen diese umgesetzt werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Ophelia Nick
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung sorgt fiir Entlastung und Planungssicherheit fiir
landwirtschaftliche Betriebe. Die im von lhnen zitierten Presseartikel
genannte Gewinnglattung ist in der Umsetzung. Die 2./3. Lesung des


https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2024/06/bauernverband-warnt-vor-wortbruch-bundesregierung-traktorproteste.html
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Vorhabens im Deutschen Bundestag ist fiir die Sitzungswoche vom
1. Juli 2024 geplant.

Daneben hat die Bundesregierung weitere Maflnahmen zur Unterstiit-
zung der Landwirtinnen und Landwirte auf den Weg gebracht:

Im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) entfillt beispiels-
weise kiinftig die Verpflichtung, mindestens 4 Prozent des Ackerlandes
als nicht produktive Fliache vorzuhalten (Standards fiir den guten land-
wirtschaftlichen und 6kologischen Zustand von Flichen (GLOZ) 8). Zu-
dem werden kleine Betriebe entlastet, da Kontrollen und Sanktionen bei
Betrieben bis zu 10 Hektar landwirtschaftlicher Flache abgeschafft wer-
den. AuBlerdem stirkt die Bundesregierung landwirtschaftliche Erzeuge-
rinnen und Erzeuger in der Lebensmittellieferkette durch die Anpassung
des Agrarorganisationen-und-Lieferketten-Gesetzes. Zudem ist der Ab-
bau unnétiger Biirokratie ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung.
Gerade auch in der Land- und Erndhrungswirtschaft ist der Biirokratie-
abbau von besonderer Bedeutung, um Betriebe zu entlasten, Effizienz zu
steigern und wertvolle Ressourcen einzusparen. Ein solcher Abbau kann
allerdings nicht mit der Absenkung gesetzlicher Standards in den Berei-
chen Umwelt, Klimaschutz oder Nahrungsmittelsicherheit einhergehen.
Ein erster Arbeitsfortschritt wurde Ende Mai 2024 mit der Initiative des
Bundesministeriums flir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL) zum
Biirokratieabbau erreicht, die unter www.bmel.de/SharedDocs/Meldung
en/DE/Presse/2024/240527-buerokratieabbau.html eingesehen werden

kann.

119. Abgeordneter Welche konkreten Maflnahmen hat die Bundes-
Alois Rainer regierung im Hinblick auf die EU-Entwaldungs-
(CDU/CSU) verordnung (EUDR) ergriffen, um entsprechend

der EntschlieBung des Bundesrates vom 17. Mai
2024 (Bundesratsdrucksache 186/24 (B)) bei der
EU-Kommission eine Umsetzungsregelung zu er-
wirken, die 1. die Fristen fiir die Implementierung
der EUDR verléngert, so dass den betroffenen
Unternehmen eine praxistaugliche und rechtssi-
chere Umsetzung mdglich ist, 2. die Rohstoffpro-
duzenten in Mitgliedstaaten und Regionen, in
denen nachweislich kein Risiko einer Entwaldung
im Sinne der EUDR besteht, von vermeidbarer,
zusitzlicher Biirokratie befreit und 3. weiteren
Marktteilnehmenden eine praxistaugliche und
rechtssichere Anwendung ermoglicht, und wel-
chen Sachstand gibt es hierzu auf EU-Ebene (bitte
jeweils im Einzelnen ausfiihren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Claudia Miiller
vom 4. Juli 2024

Bereits im Agrarrat am 29. April 2024 hatte die Bundesregierung gefor-
dert, die Ubergangsphase bis zur Anwendung der EU-Verordnung iiber
entwaldungsfreie Produkte (EUDR) zu verldngern, falls die Européische
Kommission nicht die Voraussetzungen rechtzeitig schaffen kann, die
fiir eine erfolgreiche Anwendung der EUDR notwendig sind. Darauf
aufbauend hat die Bundesregierung die Europdische Kommission in


https://www.bmel.de/SharedDocs/Meldungen/DE/Presse/2024/240527-buerokratieabbau.html
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einem gemeinsamen Schreiben mit acht weiteren Mitgliedstaaten aufge-
fordert, geeignete MaBinahmen vorzulegen, die eine verantwortungsvolle
und nahtlose Anwendung der EUDR sicherstellen. Falls erforderlich,
wird die Bundesregierung hierzu weitere Malnahmen ergreifen.

Bereits seit Beginn der Verhandlungen hatte die Bundesregierung sorg-
sam auf die Umsetzbarkeit der EUDR in Mitgliedstaaten und Regionen,
in denen nachweislich kein Risiko einer Entwaldung im Sinne der
EUDR besteht, geachtet. Verschiedene Ansétze zur effizienten Anwen-
dung, wie die Einstufung von Léndern oder Landesteilen in niedrig-Risi-
ko-Gebiete, die vereinfachte Sorgfaltspflicht in diesen Gebieten und der
Risiko-basierte Kontrollansatz, konnten direkt in der EUDR verankert
werden. Zusétzlich konnte die Bundesregierung weitere Malnahmen zur
Vermeidung unnétiger Biirokratie erreichen. So ist es zum Beispiel fiir
die Land- und Forstwirtschaft in der Européischen Union, der als Pri-
marerzeugung keine Lieferkette vorausgeht, {iber die Informationen ge-
sammelt und bewertet werden miissten, ausreichend, dass die Einhaltung
der Verordnung mit der Abgabe einer Sorgfaltserkldrung und der Weiter-
gabe der dazugehorigen Referenznummer entlang der Lieferkette besté-
tigt wird. Zusitzlich ist es moglich, fiir die gesamten relevanten Roh-
stoffe, die innerhalb eines Jahres in Verkehr gebracht werden sollen, eine
Sorgfaltserklarung auf der Grundlage von Plandaten einzureichen. Eine
Korrektur der Sorgfaltserkldrung ist nicht erforderlich, falls die angege-
benen Rohstoffmengen nicht vollumfanglich in Verkehr gebracht wer-
den. Fiir die deutsche Rinderhaltung ist die Abgabe einer Sorgfaltserkla-
rung nur fiir Betriebe erforderlich, die Rinder erstmals in Verkehr brin-
gen. Alle weiteren Aufzuchtbetriebe in der Wertschopfungskette des le-
benden Rindes sind von der Einreichung einer Sorgfaltserkldrung
befreit, sofern es sich um kleine und mittlere Unternehmen (geméal
Richtlinie 2013/34/EU) handelt.

Zum EU-Informationssystem der EUDR setzt die Europdische Kommis-
sion zentrale Forderungen der Bundesregierung um. Demnach steht
mittlerweile eine offene Schnittstelle zur direkten, digitalen Anbindung
von Systemen Dritter zur Verfiigung. Ebenso sollen in Kiirze entspre-
chende Schulungsvideos und ab September 2024 Benutzerhandbiicher
verfligbar sein. Ab Oktober 2024 will die EU-Kommission Schulungs-
veranstaltungen, einschlie8lich der Schulung von Ausbilderinnen und
Ausbildern, organisieren. Die Registrierung von Unternehmen im EU-
Informationssystem soll ab dem 1. November 2024 und die Einreichung
der Sorgfaltserkldrungen ab dem 2. Dezember 2024 mdglich sein. Wei-
terfiihrende unterstiitzende Handreichungen, die die bereits vorliegenden
Informationen zur praxistauglichen und rechtssicheren Anwendung der
EUDR ergénzen, sind fachlich zwischen den Mitgliedstaaten und der
EU-Kommission abgestimmt. Die EU-Kommission hat angekiindigt,
diese nach Abschluss der Priifung des eigenen Rechtsdienstes zu ver-
offentlichen.

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der
Agrarressorts der Lander haben auf der Sonder-Agrarministerkonferenz
am 22. Mai 2024 die Anstrengungen des Bundes begriif3t.
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120. Abgeordneter Wann plant die Bundesregierung die fiir die Wie-
Henning Rehbaum deraufforstung und den Umbau des Waldes zu
(CDU/CSU) mehr Klimastabilitit dringend notwendigen Gel-

der aus der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung
der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes*
(GAK), die derzeit eingefroren sind, wieder in
voller Hohe zur Verfiigung zu stellen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Claudia Miiller
vom 2. Juli 2024

Die GAK-WaldmaBnahmen sind wichtige Instrumente zur CO,-Reduk-
tion und zur Bewiltigung der Folgen der Klimakrise. Sie sind daher
mafBgeblich zur Erreichung der klimapolitischen Ziele.

Der Vollzug des Wirtschaftsplans zum Klima- und Transformationsfond
(KTF) fiir das Jahr 2024 unterscheidet sich vom Vollzug fritherer Wirt-
schaftspldne. Dies ist Folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts
vom 15. November 2023, das zu einer geringeren Finanzausstattung des
KTF gefiihrt hat, und erheblicher Mehrbedarfe, insbesondere im Er-
neuerbare-Energien-Gesetz, die primér bedient werden miissen. Deswe-
gen sind nach den Vorgaben des Bundesministeriums der Finanzen
(BMF) den titelbewirtschaftenden Stellen nicht gleich zu Beginn des
Haushaltsjahres alle Haushaltsmittel zugewiesen worden.

Uber weitere Mittelzuweisungen entscheidet das BMF zeitnah im Lichte
der Verhandlungen zum Bundeshaushalt 2025. Das Bundesministerium
fiir Erndhrung und Landwirtschaft hat wiederholt auf die Notwendigkeit
hingewiesen, die Mittel fiir die GAK-WaldmaBnahmen ziigig freizuge-
ben, da nach den vergangenen Diirrejahren die Verfiigbarkeit von
Pflanzmaterial eingeschrinkt ist und Waldbesitzende friihzeitig entspre-
chende Dispositionen fiir die Pflanzsaison treffen miissen.

121. Abgeordneter Mochte die Bundesregierung die ,,Mini-Agrar-
Bernd Schattner reform* der Europdischen Union eins zu eins fiir
(AfD) die deutsche Landwirtschaft umsetzen, und wenn

ja, welche Maflnahmen hiervon, und wenn nein,
warum die entsprechenden MalBnahmen nicht
(www.agrarheute.com/politik/eu-parlament-besch
liesst-mini-agrarreform-gloez-gelockert-619581)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Claudia Miiller
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung ist dabei, die mit der Verordnung (EU) 2024/1468
vorgenommenen Anderungen des GAP (Gemeinsame Agrarpolitik)-Ba-
sisrechts umzusetzen. Eine entsprechende Anderung des GAP-Konditio-
nalitdten-Gesetzes befindet sich im parlamentarischen Verfahren. Damit
sollen unter anderem Betriebe mit nicht mehr als zehn Hektar landwirt-
schaftlicher Fldche von den Kontrollen und Sanktionen bei der Kondi-
tionalitdt befreit und die Verpflichtung zur Erbringung eines Mindestan-
teils nicht produktiver Ackerflichen und Landschaftselemente gestri-
chen werden. Dariiber hinaus wird die Moglichkeit geschaffen, befristete
Ausnahmen von Verpflichtungen zum Erhalt der Flachen in einem guten
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landwirtschaftlichen und &kologischen Zustand (GLOZ-Standards) zu
gewdhren, wenn diese infolge von Witterungsbedingungen nicht einge-
halten werden konnen.

Bei der Ausgestaltung der GLOZ-Standards obliegt es den Mitgliedstaa-
ten, unter Beriicksichtigung der vorgegebenen Hauptziele des jeweiligen
Standards sowie der vorherrschenden Verhiltnisse wie Boden, Klima
und Bewirtschaftungssysteme, eine geeignete Umsetzung zu definieren.

122. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse dariiber,
Bernd Schattner wie hoch die Biirokratiekosten fiir die deutschen
(AfD) Landwirte jéhrlich sind, und wenn ja, welche Bii-

rokratiekosten werden zukiinftig die Landwirt-
schaft entlasten (bitte in Euro/Entlastungsmal3-
nahme auflisten; www.landundforst.de/politik/bue
rokratie-kostet-landwirte-jachrlich-ueber-400-mill
ionen-euro-571529)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Claudia Miiller
vom 5. Juli 2024

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage
der Fraktion der AfD ,,Die Auswertung des ,,One in, one out“-Prinzips
der Bundesregierung fiir Biirokraticabbau in der Landwirtschaft” auf
Bundestagsdrucksache 20/11544 verwiesen, mit welcher die der Bun-
desregierung bekannte Schitzung des Statistischen Bundesamtes von
Biirokratiekosten aus bundesrechtlichen Informationspflichten aus natio-
nalen Gesetzen und national umgesetzten EU-Richtlinien fiir den Wirt-
schaftsabschnitt ,,A — Land- und Forstwirtschaft, Fischerei* mitgeteilt
wird.

Fiir die vom Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft in
verschiedenen Vorhaben geplanten EntlastungsmafBinahmen liegen — auf-
grund des Verfahrensstandes — derzeit nur zum Teil Berechnungen vor.
Beispielsweise wird fiir die in der Biirokratieentlastungsverordnung ge-
plante Anderung der Lebensmittelinformations-Durchfiihrungsverord-
nung eine Entlastung der Wirtschaft von 6 Mio. Euro geschitzt, von der
auch landwirtschaftliche Betriebe, zum Beispiel Selbstvermarkterinnen
und Selbstvermarkter, profitieren konnen. Weitere Entlastungen wurden
bereits fiir die Verordnung zur Anderung marktordnungsrechtlicher Vor-
schriften fiir tierische Erzeugnisse (Entlastung in Hohe von rund
6,6 Mio. Euro) sowie durch die Verordnung iiber tierdrztliche Hausapo-
theken (Entlastung in Héhe von rund 28,7 Mio. Euro) geschétzt.

Daneben werden die Landwirtinnen und Landwirte durch weitere MaB-
nahmen entlastet, die nicht in der engen Systematik der Erfassung des
Erfiillungsaufwandes erfasst werden. Zum Beispiel konnen hier die Ver-
einfachungen der geédnderten GAP-InVeKoS-VO (GAP-Integriertes Ver-
waltungs- und Kontrollsystem-Verordnung) (bei fehlenden Ohrmarken
fiir Mutterschafe, Mutterziegen und Mutterkiihe erhalten Landwirtinnen
und Landwirte beispielsweise kiinftig dennoch die gekoppelte Priamie,
sofern die Tiere anderweitig eindeutig identifizierbar sind) sowie die
Vereinfachung der Konditionalitit (zum Beispiel die Authebung des ver-
pflichtenden Mindestanteils von 4 Prozent nicht-produktiver Ackerfla-
chen oder die Aufhebung von Kontrollen und Sanktionen bei Betrieben
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mit nicht mehr als 10 Hektar landwirtschaftlicher Flache) angefiihrt wer-

den.

123. Abgeordneter Welche Initiativen plant die Bundesregierung zur
Stefan Seidler Novellierung der Lebensmittelkontrolleur-Verord-
(fraktionslos) nung (LkonV), und welche Anderungswiinsche

der Lénder, die durch die Zusammenarbeit des
Bundes mit den Liandern in der Landerarbeitsge-
meinschaft Verbraucherschutz (LAV) eingebracht
wurden, werden in der Neufassung der LkonV
iibernommen (bitte einzeln auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Ophelia Nick
vom 4. Juli 2024

Eine vom Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft einge-
ladene Projektgruppe aus Bund und Lindern hat Eckpunkte zur Ande-
rung der LKonV erarbeitet. Aus diesen Eckpunkten wurde ein Konzept-
papier erarbeitet und im Jahr 2023 allen Landern zur Stellungnahme zu-
geleitet. Aus den zum Teil umfangreichen und kontroversen Riickmel-
dungen aus zwdlf Lindern wird ein Referentenentwurf zur Anderung
der LKonV erarbeitet und zunéichst regierungsintern abgestimmt.

Die Informationen zum Inhalt der geplanten Anderungen sind wegen des
noch nicht abgeschlossenen Willensbildungsprozesses in der Bundes-
regierung nicht vom Auskunftsanspruch des Parlaments umfasst. Der
Willensbildungsbildungsprozess in der Bundesregierung, der sich insbe-
sondere auch in ressortiibergreifenden und -internen Abstimmungspro-
zessen vollzieht, gehort zum Kernbereich ihrer exekutiven Eigenverant-
wortung und ist grundsétzlich nicht ausforschbar (vgl. BVerfG, Urteil
vom 7.November 2017 — Aktenzeichen2 BvE 2/11 -, ECLI:
DE:BVerfG:2017:es20171107.2bve000211, m. w. N.).

Bei dem einer konkreten Positionierung vorgelagerten Willensbildungs-
prozess der Bundesregierung handelt es sich um einen von verschiede-
nen innen- und auBenpolitischen sowie innerorganschaftlichen Belan-
gen, Erwdgungen und Entwicklungen abhéngigen Vorgang, der den Be-
reich der Bundesregierung noch nicht verldsst und iiber den der Deut-
sche Bundestag von Verfassungswegen grundsétzlich (noch) nicht zu
informieren ist (BVerfG a. a. O.).

124. Abgeordneter Welche Kiistenschutzmafinahmen wurden mit
Stefan Seidler GAK-Mitteln (GAK = Gemeinschaftsaufgabe
(fraktionslos) ,»Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-

schutzes*) des Bundes in der laufenden Wahl-
periode in Schleswig-Holstein gefordert (bitte zu-
mindest die letzten sieben MaBnahmen nach Zu-
wendungsempfanger, Ort, Forderhdhe und Fertig-
stellungsdatum aufschliisseln)?



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode — 87— Drucksache 20/12178

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Claudia Miiller
vom 4. Juli 2024

Gemal Artikel 91a Absatz 1 Nummer 2 des Grundgesetzes handelt es
sich beim Kiistenschutz um eine Gemeinschaftsaufgabe, weshalb sich
der Bund mit bis zu 70 Prozent an der Finanzierung beteiligt. Die Pla-
nung und Durchfithrung des Kiistenschutzes ist in Deutschland Aufgabe
der Kiistenlénder.

Die Kiistenschutzmittel konnen in den Landern fiir folgende Mafinah-
men eingesetzt werden:

* Neubau und Verstirkung von Hochwasserschutzwerken einschlief3-
lich Deichverteidigungs- und Treibselriumwege

» Sperrwerke und sonstige Bauwerke in der Hochwasserschutzlinie

* Buhnen, Wellenbrecher und sonstige Einbauten in See

» Vorlandarbeiten an Vorseedeichen bis zu einer Tiefe von 400 Metern
» Sandvorspiilungen

+ Uferschutzwerke.

Die Bereitstellung der Mittel bleibt der Feststellung in den Haushaltspla-
nen des Bundes und der Lénder vorbehalten. Nach Abschluss des Jahres
berichtet jedes Kiistenland, fiir welche der oben genannten MaBnahmen
die Mittel eingesetzt wurden.

So wurden in den Jahren 2021 bis 2023 in Schleswig-Holstein 89 Kiis-
tenschutzmaBBnahmen mit rund 120 Mio. Euro GAK-Mitteln umgesetzt.
Eine genauere Aufschliisselung zum Forderbereich Kiistenschutz und
Sonderrahmenplan Kiistenschutz finden Sie {iber den Link zur GAK-
Berichterstattung (www.bmel-statistik.de/laendlicher-raum-foerderunge
n/gemeinschaftsaufgabe-zur-verbesserung-der-agrarstruktur-und-des-ku
estenschutzes/).

Da die Durchfithrung der GAK-Mafnahmen durch die Lander erfolgt,
liegen der Bundesregierung Einzelprojektdaten zu den Vorhaben in
Schleswig-Holstein nicht vor.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

125. Abgeordnete Hat das Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Melanie Bernstein  Frauen und Jugend (BMFSFJ) den VorstoB3 der
(CDU/CSU) Fraktion der SPD bereits gepriift, wonach sich die

gesetzliche Frist fiir Schwangerschaftsabbriiche
kiinftig ,,an der Uberlebensfihigkeit des Fotus
auBlerhalb des Uterus mit ausreichend zeitlichem
Abstand* orientieren sollte, und wenn ja, mit wel-
chem Ergebnis, und wenn nein, welcher Zeitplan
liegt der Priifung zugrunde, und befiirwortet das
BMFSFJ grundsétzlich die Legalisierung von
Schwangerschaftsabbriichen iiber die 12. Schwan-
gerschaftswoche hinaus?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Ekin Deligoz
vom 5. Juli 2024

Der Beschluss der Fraktion der SPD bertihrt eine der Empfehlungen der
Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungs-
medizin. Diese hat ihren Abschlussbericht am 15. April 2024 an das
Bundesministerium fiir Gesundheit, das Bundesministerium der Justiz
und das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
iibergeben. Die Ergebnisse und Empfehlungen der Kommission werden
derzeit von den zustindigen Ressorts sorgfiltig und gewissenhaft ge-
priift.

Eine Verstindigung innerhalb der Bundesregierung zum weiteren Vor-
gehen und zu einzelnen Empfehlungen kann erst nach Abschluss dieser

Priifung erfolgen.

126. Abgeordnete Wie will die Bundesregierung die Arbeit der Ju-
Heike Brehmer gendmigrationsdienste in Sachsen, Sachsen-An-
(CDU/CSU) halt und Thiiringen sicherstellen, zu der u. a. Be-

reiche wie Extremismusprivention, politische Bil-
dung, die Integration von Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund und die Forderung des
biirgerschaftlichen Engagements zdhlen, wenn im
Ansatz des Bundesministeriums fiir Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend zum Bundeshaushalt
2025 massive Mittelkiirzungen vorgesehen sind
und an den Standorten in Mitteldeutschland vo-
raussichtlich mehr als zwei Personalstellen abge-
baut werden miissen, wie aus einem Brief des
Internationalen Bundes Mitteldeutschland an
mich hervorgeht?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Sven Lehmann
vom 5. Juli 2024

Mit den Jugendmigrationsdiensten unterstiitzen wir junge Menschen mit
Migrationshintergrund, um ihre Perspektive zu verbessern und die sozia-
le Teilhabe zu fordern. Im vergangenen Jahr konnten tiber 130.000 Men-
schen mit Hilfe des Programms erreicht und diese bei ihrer Integration
unterstiitzt werden.

Fiir das Jahr 2024 stehen fiir das Bundesprogramm Mittel in Hohe von
insgesamt 68,85 Mio. Euro im Bundeshaushalt zur Verfiigung. Damit ist
es gelungen, den Mittelansatz aus den vergangenen Jahren fortzuschrei-
ben. Dies ist in diesen herausfordernden Zeiten ein wichtiges Signal fiir
die Integration junger Menschen in unserem Land und unterstreicht ein-
mal mehr die Bedeutung des Bundesprogramms.

Der Prozess des Haushaltsaufstellungsverfahrens fiir den Bundeshaus-
halt 2025 ist noch nicht abgeschlossen, daher wird um Verstiandnis gebe-
ten, dass zu der Hohe des Etats im Jahre 2025 momentan noch keine
Auskunft gegeben werden kann.

127. Abgeordnete Wie haben sich die Fallzahlen der durch das Con-
Anne Janssen terganstiftungsgesetz unterstiitzten Personen in
(CDU/CSU) den letzten 15 Jahren entwickelt, und welche Ver-

anderungen sind in diesem Zeitraum erkennbar
(bitte Entwicklung detailliert nach Zahl der unter-
stiitzten Personen pro Jahr aufschliisseln und
Schlussfolgerungen, die die Bunderegierung da-
raus zieht, darlegen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Sven Lehmann
vom 4. Juli 2024

Die nachstehende Tabelle gibt einen Uberblick iiber die Zahl der Leis-
tungsempfangerinnen und Leistungsempfanger der Conterganstiftung in
den letzten 15 Jahren sowie iiber die Verdnderungen durch Todesfdlle
und Neuzugénge.

Jahr Gesamtzahl Anzahl Anzahl
Leistungs- verstorbener neuanerkannter
empfangerinnen Leistungs- Leistungs-
und Leistungs- | empféngerinnen | empfangerinnen
empfianger und Leistungs- und Leistungs-
empfanger empfianger
2009 2.722 9 53
2010 2.736 11 23
2011 2.732 10 7
2012 2.730 20 8
2013 2.722 17 12
2014 2.709 29 4
2015 2.682 26 2
2016 2.659 18 3
2017 2.641 32 0
2018 2.611 21 2
2019 2.591 27 1
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Jahr Gesamtzahl Anzahl Anzahl
Leistungs- verstorbener neuanerkannter
empfiangerinnen Leistungs- Leistungs-
und Leistungs- | empfiangerinnen | empfangerinnen
empfanger und Leistungs- und Leistungs-
empfanger empfanger
2020 2.565 25 1
2021 2.541 27 1
2022 2.514 39 0
2023 2.475 37 0

128.

129.

* Hinweis: Die Spalte ,,Gesamtzahl Leistungsempfangerinnen und Leistungsempfanger*
beinhaltet die verstorbenen und neu anerkannten Leistungsempféngerinnen und Leis-
tungsempfanger (>= 10 Punkte).

Abgeordnete Welche Maflnahmen wurden durch die Bundes-
Anne Janssen regierung und die Conterganstiftung in Bezug auf
(CDU/CSU) das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Nord-
rhein-Westfalen vom 23. November 2023 (Az. 16
A 1884/22) ergriffen, damit die Conterganstiftung
sicherstellen kann, dass alle Entscheidungen tiber
Entschidigungsantriage rechtskonform und trans-
parent getroffen werden, und wie geht die Conter-
ganstiftung mit vergangenen Féllen um?
Abgeordnete Welche Auswirkungen hat das Urteil des Ober-
Anne Janssen verwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen vom
(CDU/CSU) 23. November 2023 (Az. 16 A 1884/22) aus Sicht

der Bundesregierung auf die Praxis der Conter-
ganstiftung, und wurden die internen Verfahren
bereits iiberpriift und angepasst, um sicherzustel-
len, dass keine dhnlichen Verfahrensfehler in der
Zukunft auftreten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Sven Lehmann
vom 4. Juli 2024

Die Fragen 128 und 129 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Die Conterganstiftung ist eine unabhingige Stiftung des offentlichen
Rechts, die gerichtlich und auBergerichtlich durch den Vorstand vertre-
ten wird (§ 7 Absatz 5 des Conterganstiftungsgesetzes). Die Medizini-
sche Kommission ist ein Gremium des Vorstands (§ 16 Absatz 2 und 4
des Conterganstiftungsgesetzes).

Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen vom
23. November 2023 umfasst insbesondere Aussagen zu den Entschei-
dungen bzw. dem Verfahren der Medizinischen Kommission und zum
MafBstab der Beweisfiihrung, also der Frage, ob ein Schadensfall im
Sinne des Conterganstiftungsgesetzes vorliegt. Das Urteil entfaltet keine
unmittelbare Wirkung fiir die Vergangenheit.

Um Rechtssicherheit fiir die Betroffenen, die Conterganstiftung, die
Politik und die Instanzgerichte zu schaffen, hat die Conterganstiftung in
der Frage des BeweismaBstabs Revision eingelegt.
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Ungeachtet dessen plant die Conterganstiftung bereits jetzt, die Arbeits-
weise der Medizinischen Kommission an die vom Oberverwaltungsge-
richt aufgestellten Erforderlichkeiten anzupassen.

130. Abgeordneter Wie hoch sind die finanziellen Bundesmittel fiir
Axel Knoerig die ,,Frithen Hilfen” in den Landkreisen Diepholz
(CDU/CSU) und Nienburg in diesem Jahr?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Ekin Deligoz
vom 3. Juli 2024

Nach Kenntnis der Bundesregierung erhielten die Landkreise Diepholz
und Nienburg im Haushaltsjahr 2024 folgende Bundesmittel aus der
Bundesstiftung Friihe Hilfen:

Landkreis Diepholz: 98.241 Euro
Landkreis Nienburg: 73.201 Euro.

131. Abgeordneter Wie verhindert die Bundesregierung, dass bei den
Victor Perli Bundesfreiwilligendiensten aufgrund der niedri-
(Gruppe Die Linke) gen Verpflichtungserméchtigung fiir 2025 von nur

43 Prozent (90 Mio. Euro) der Mittel fiir 2024
(rund 207 Mio. Euro) in Kiirze keine neuen Ver-
trage mehr fiir das Freiwilligenjahr 2024/2025 ge-
schlossen werden konnen, und von welchem
Riickgang an Einsatzstellen geht sie bei Beibehal-
tung der niedrigen Verpflichtungserméchtigung
aus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Sven Lehmann
vom 4. Juli 2024

Im Rahmen der durch den Haushaltsgesetzgeber fiir den Bundesfreiwil-
ligendienst (BFD) fiir 2024 und im Finanzplan 2025ff zur Verfiigung ge-
stellten Haushaltsmittel verfolgt das Bundesministerium fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend in engem Austausch mit den zustindigen
Akteurinnen und Akteuren das Ziel, unter Beriicksichtigung der Uber-
jéhrigkeit die bestmdgliche Nachfragedeckung fiir den Freiwilligenjahr-
gang 2024/2025 zu erreichen.

Die Steuerung und konkrete Weiterverteilung der finanzierbaren BFD-
Platze an ihre Untergliederungen obliegt dabei den jeweiligen Zentral-
stellen.

Die konkrete weitere Entwicklung sowie die damit verbundenen Aus-
wirkungen héngen mafgeblich vom Ausgang der derzeit laufenden
Haushaltsverhandlungen fiir das Jahr 2025 ab.
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132. Abgeordnete Welche konkreten Schritte leitet die Bundesregie-
Heidi Reichinnek  rung fiir den eigenen Verantwortungsbereich aus
(Gruppe Die Linke) der im Mai 2024 vorgestellten ,,Gesamtstrategie

Fachkrifte in Kitas und Ganztag® ab, und wie lau-
tet der konkrete Zeitplan fiir deren Umsetzung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Ekin Deligoz
vom 5. Juli 2024

Als Ergebnis des Beteiligungsprozesses der Gesamtstrategie ,,Fachkréfte
in Kitas und Ganztag® wurde im Mai 2024 ein Empfehlungspapier mit
46 MaBinahmen und zahlreichen Beispielen guter Praxis fiir die Fach-
kraftegewinnung und -bindung vorgestellt.

Angesichts der unterschiedlichen Zusténdigkeiten wurden die MaBnah-
men in den Handlungsfeldern ,,Berufliche Orientierung®, ,,Aus- und
Weiterbildung®, Nutzung der ,,Potenziale zusdtzlicher Berufsgruppen®
sowie ,,Arbeits- und Rahmenbedingungen* den jeweils zustindigen Ak-
teuren zugeordnet und konkretisiert, ob die Mallnahmen kurz-, mittel-
oder langfristig umsetzbar sind. Kurzfristige Mallnahmen sind demnach
sofort umsetzbar, mittelfristige MaBnahmen innerhalb von ein bis drei
Jahren und langfristige Maflnahmen sind in mehr als drei Jahren umsetz-
bar.

Die Bundesregierung priift aktuell, wie sich die an den Bund gerichteten
Empfehlungen umsetzen lassen.

Dariiber hinaus trdgt der Bund schon jetzt mit den Mitteln aus dem
KiTa-Qualitétsgesetz zu konkreten Maflnahmen zur Fachkréftesicherung
bei. Nach den Planungen der Lénder sollen in den Jahren 2023 bis 2024
mit rund 2,4 Mrd. Euro insgesamt deutlich iiber die Hélfte der rund
4 Mrd. Euro Bundesmittel in die personalbezogenen Handlungsfelder
flieBen.

133. Abgeordnete Wie ist der konkrete Zeitplan fiir die Einbringung
Heidi Reichinnek  und Abstimmung des KiTa-Qualititsentwick-
(Gruppe Die Linke) lungsgesetz, und mit welchen finanziellen Mitteln

plant die Bundesregierung das Gesetz auszustat-
ten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Ekin Deligoz
vom 5. Juli 2024

Die Perspektiven fiir den gemeinsamen Prozess von Bund und Lindern
zur Weiterentwicklung der Qualitdt der Kindertagesbetreuung ab 2025
sind Gegenstand der laufenden Beratungen zum Bundeshaushalt 2025
und Finanzplan bis 2028 innerhalb der Bundesregierung. Den Ergebnis-
sen dieser Beratungen kann nicht vorgegriffen werden.
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134. Abgeordnete Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die
Astrid Kindergrundsicherung tatsdchlich der Kinder-
Timmermann- armut entgegenwirkt, statt lediglich mehr Biiro-
Fechter kratie zu schaffen, vor dem Hintergrund, dass Me-
(CDU/CSU) dienberichten zufolge zwischenzeitlich von bis zu

9.000 zusétzlichen Verwaltungsstellen und damit
Biirokratiekosten von 800 Mio. Euro auszugehen
ist (vgl. www.tagesschau.de/inland/spd-kindergru
ndsicherung-kritik-100.html) und bei Umsetzung
des Gesetzentwurfs sich die Lage nach Aussage
einer aktuellen Studie der Bertelsmann Stiftung
fiir einen Teil der von Armut betroffenen Allein-
erzichenden sogar verschlechtern wiirde (vgl.
www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-
meldungen/2024/juni/trotz-arbeit-haben-alleinerzi
ehende-noch-immer-das-hoechste-armutsrisiko)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Ekin Deligoz
vom 4. Juli 2024

Der Regierungsentwurf zur Einfilhrung einer Kindergrundsicherung be-
findet sich derzeit noch im parlamentarischen Verfahren. Dabei werden
neben Fragen der inhaltlichen Ausgestaltung der Leistung auch Mdog-
lichkeiten zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes — u. a. durch Sy-
nergieeffekte und Digitalisierung — erortert.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir

Gesundheit

135. Abgeordnete Was kostete die Ausarbeitung des Hitzeschutzpla-
Dr. Christina Baum nes (bitte mit Nennung welcher Personaleinsatz
(AfD) dafiir erforderlich war), und wird dieser fortlau-

fend aktualisiert, und wenn ja, welche finanziellen
Mittel sind hierfiir eingeplant?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Dittmar
vom 3. Juli 2024

Die Erarbeitung des ,Hitzeschutzplans fiir Gesundheit* des Bundes-
ministeriums fiir Gesundheit erfolgte unter Beteiligung und Mitwirkung
der verantwortlichen Akteure von Bund, Liandern, Kommunen, Selbst-
verwaltungspartnern, Verbanden und Zivilgesellschaft. Der Hitzeschutz-
plan wird fortlaufend weiterentwickelt. Die personellen Kosten der Er-
arbeitung und Weiterentwicklung des Hitzeschutzplans iiber alle ge-
nannten Akteure hinweg konnen nicht beziffert werden.


https://www.tagesschau.de/inland/spd-kindergrundsicherung-kritik-100.html
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2024/juni/trotz-arbeit-haben-alleinerziehende-noch-immer-das-hoechste-armutsrisiko
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136. Abgeordnete Welche konkreten Malinahmen hat die Bundes-
Canan Bayram regierung bereits ergriffen angesichts der zuneh-
(BUNDNIS 90/ menden Zahl psychischer Erkrankungen, der

DIE GRUNEN) wachsenden Nachfrage nach psychotherapeuti-
scher Behandlung und der bisher unverhéltnisméa-
Big langen Wartezeiten auf Therapieplitze (siche
dazu: www.aerzteblatt.de/nachrichten/141288/De
utlicher-Anstieg-psychischer-Erkrankungen), um
die Versorgung psychisch erkrankter Menschen zu
verbessern, und welche weiteren Schritte sind in
naher Zukunft geplant, insbesondere, in welchem
Umfang beabsichtigt die Bundesregierung, zu-
sitzliche Kassensitze fiir Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten zu schaffen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Dittmar
vom 5. Juli 2024

Das Kabinett hat am 22. Mai 2024 den Entwurf eines Gesetzes zur Stér-
kung der Gesundheitsversorgung in der Kommune (Gesundheitsversor-
gungsstarkungsgesetz — GVSG) beschlossen. Einen Schwerpunkt des
Gesetzes bildet der Bereich der ambulanten psychotherapeutischen und
psychiatrischen Versorgung. Hier soll mit einem umfangreichen Mal3-
nahmenbiindel u. a. die Versorgung fiir Kinder und Jugendliche sowie
flir besonders vulnerable Personengruppen verbessert werden. Es ist da-
von auszugehen, dass infolge der beabsichtigten gesetzlichen Anderun-
gen weitere ambulante Niederlassungsmoglichkeiten im Bereich der
psychotherapeutischen Versorgung entstehen werden.

Zudem wird darauf hingewiesen, dass die Zahl an psychologischen und
arztlichen Psychotherapeutinnen und -therapeuten (PT) in den letzten
Jahren erheblich gestiegen ist. Im Jahr 2011 nahmen noch 23.622 PT an
der Versorgung teil, derzeit sind es insgesamt 39.627 PT (Stand: 31. De-
zember 2023 Bundesarztregister; Zahlung nach Kopfen). Inzwischen
stellen PT nach den Hausérztinnen und Hausérzten die zweitgrofite Arzt-
gruppe dar.

AuBerdem wird darauf aufmerksam gemacht, dass die gemeinsame
Selbstverwaltung im Gesundheitswesen entsprechend des gesetzlichen
Auftrags stetig Anstrengungen unternimmt, um die Versorgung von
Menschen mit psychischen Erkrankungen flachendeckend sicherzustel-
len und weiter zu verbessern. So hat der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA) in Bezug auf die Fachirztinnen und -drzte fiir Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und -psychotherapie im April 2022 beschlossen, das
Versorgungsniveau fiir diese Arztgruppe um 10 Prozent anzuheben. Zu-
dem arbeitet der G-BA kontinuierlich an der Weiterentwicklung seiner
Richtlinien zur Verbesserung der Versorgung von Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen (www.g-ba.de/themen/psychotherapie/) und hat
zuletzt am 21. Mérz 2024 seine neue Richtlinie zur berufsgruppeniiber-
greifenden koordinierten und strukturierten Versorgung insbesondere fiir
schwer psychisch kranke Kinder und Jugendliche mit komplexem
psychiatrischen oder psychotherapeutischen Behandlungsbedarf be-
schlossen. Die Richtlinie wird in Kiirze in Kraft treten.


https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/141288/Deutlicher-Anstieg-psychischer-Erkrankungen
https://www.g-ba.de/themen/psychotherapie/
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137. Abgeordneter Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, dass
Dr. Michael ein bundesweiter 1T-Standard fiir den Datenaus-
Meister tausch geschaffen wird, damit alle Rettungsmittel
(CDU/CSU) ihr Einsatzprotokoll — perspektivisch auch Live-

Vitaldaten von Patienten — einfach und systemun-
abhingig in das Krankenhausinformationssystem
bzw. in die elektronische Patientenakte einspeisen
kénnen, und wenn nein, warum nicht, und wenn
ja, wie sehen die Uberlegungen inklusive der zeit-
lichen Planung konkret aus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Edgar Franke
vom 4. Juli 2024

Im Rahmen des geplanten Gesetzes zur Reform der Notfallversorgung
werden u. a. auch MaBnahmen gepriift, die die Ubertragung von Daten
aus Notfall- und Rettungsdiensteinsétzen an die weiteren behandelnden
Einrichtungen ermdglicht.

138. Abgeordneter Welche Summe hat die Bundesregierung von
Sebastian Oktober 2023 bis heute fiir juristische Dienstleis-
Miinzenmaier tungen wie etwa anwaltliche Beratungen, Prozess-
(AfD) vertretungen etc. in Rechtsstreitigkeiten mit Un-

ternchmen, die wihrend der Corona-Pandemie
Schutzausriistung liefern wollten bzw. lieferten,
insgesamt verausgabt (bitte einzeln nach Monaten
von Oktober 2023 bis Juni 2024 aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Edgar Franke
vom 4. Juli 2024

Fir den genannten Zeitraum wurden fiir juristische Dienstleistungen
rund 12,4 Mio. Euro (in etwa gleichgroen monatlichen Tranchen) ge-

zahlt.

139. Abgeordneter Welche Ursache hat nach Kenntnis der Bundes-
Sebastian regierung der Umstand, dass die Streitwerte der
Miinzenmaier noch rechtshingigen Rechtsstreitigkeiten rund um
(AfD) das Open-House-Verfahren zur Beschaffung von

Corona-Schutzausriistung derart erheblich vonei-
nander abweichen, wenn seitens der Bundesregie-
rung die Streitwertsumme noch am 13. Mai 2024
mit 270 Mio. Euro angegeben wurde (vgl. Ant-
wort der Bundesregierung zu den Fragen 1 bis 4
der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf
Bundestagsdrucksache 20/11404), und nunmehr,
nur wenige Wochen spiter, eine Streitwertsumme
von 2,3 Mrd. Euro durch das Bundesministerium
fiir Gesundheit bestdtigt wird (vgl. www.tagessch
au.de/investigativ/ndr-wdr/corona-pandemie-mas
ken-bundesregierung-100.html)?


https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/corona-pandemie-masken-bundesregierung-100.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Edgar Franke
vom 4. Juli 2024

Der genannte Streitwert in der Antwort der Bundesregierung zu den Fra-
gen 1 bis 4 in der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundes-
tagsdrucksache 20/11404 bezog sich auf ,,mangelhafte gelieferte Schutz-
ausriistung im Rahmen des Open-House-Verfahrens®. Die Streitwert-
summe von 2,3 Mrd. Euro umfasst auch Streitwerte von sogenannten
»Avisierungsfillen, in denen keine Anlieferung von Schutzausriistung

stattgefunden hat.

140. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Beschluss der briti-
Stephan Pilsinger  schen Regierung bekannt, noch lebende Betrofte-
(CDU/CSU) ne und deren Angehorige des sog. Blutskandals,

die durch Bluttransfusionen mit verunreinigtem
Blut in den 1970er- und 1980er-Jahren am HIV-
und/oder am HCV-Virus erkrankt waren und bis
heute erkrankt sind, finanziell zu entschidigen,
wofiir nach Medienberichten 11,7 Mrd. Euro be-
reitgestellt wiirden (vgl. www.aerzteblatt.de/nachr
ichten/151567/Britischer-Skandal-um-infizierte-B
lutkonserven-sollte-vertuscht-werden; www.zei
t.de/news/2024-05/21/entschaedigung-nach-skand
al-um-blutkonserven), und plant die Bundesregie-
rung filir iberlebende deutsche Opfer des Blut-
skandals und fiir deren Angehdrige vergleichbare
MaBnahmen (wenn ja, bitte die einzelnen MaB-
nahmen genauer erldutern)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Edgar Franke
vom 5. Juli 2024

Der Bundesregierung ist der am 20. Mai 2024 verdffentlichte Bericht
einer 6ffentlichen und unabhingigen Untersuchung zum ,,Infected Blood
Scandal“ in GroBbritannien sowie der darauf basierende Beschluss der
britischen Regierung, in den ndchsten Jahren auf diese Weise an dem
Human Immundeficiency Virus (HIV) und/oder dem Hepatitis C-Virus
(HCV) Infizierte und ihre Familien zu entschédigen, bekannt. Anders als
in Grof3britannien wurde der sog. Blutskandal in Deutschland bereits in
den frilhen 1990er-Jahren durch einen Untersuchungsausschuss des
Deutschen Bundestages aufgearbeitet (vgl. Bundestagsdrucksache
12/8591). In Anerkennung der Belastung durch die unverschuldet erlitte-
ne HIV-Infektion und deren Folgen wurde im Jahr 1995 die Stiftung
,Humanitire Hilfe fiir durch Blutprodukte HIV-infizierte Personen*
nach dem HIV-Hilfegesetz (HIVHG) gegriindet. Zweck der Stiftung ist
es, Personen, die in Deutschland durch Blutprodukte unmittelbar oder
mittelbar mit HIV oder infolge davon an AIDS erkrankt sind und an
deren unterhaltsberechtigte Angehdrige finanzielle Hilfen zu leisten.
Diese Hilfen wurden von dem Gesetzgeber freiwillig aus humanitiren
und sozialen Griinden eingefiihrt. Sie werden an die Betroffenen monat-
lich ausgezahlt und nicht auf andere Leistungen aus 6ffentlichen Mitteln
angerechnet und auch nicht bei der gesetzlich vorgesehenen Ermittlung
von Einkommen und Vermdgen beriicksichtigt. Nachdem die Stiftungs-
mittel bis zum Jahr 2019 gemeinsam durch den Bund, die Lénder, das


https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/151567/Britischer-Skandal-um-infizierte-Blutkonserven-sollte-vertuscht-werden
https://www.zeit.de/news/2024-05/21/entschaedigung-nach-skandal-um-blutkonserven
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Deutsche Rote Kreuz und die Pharmafirmen getragen wurden, hat der
Bund durch die Novellierung des HIVHG die Finanzierung der Stiftung
allein iibernommen. Zudem erhielten die Betroffenen durch die Authe-
bung der bis dahin geltenden zeitlichen Leistungsbeschrankung eine Ga-
rantie auf den Erhalt der Leistungen auf Lebenszeit. Seit 2019 werden
die Leistungen dariiber hinaus jdhrlich entsprechend dem Prozentsatz
angepasst, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung veréndert.

141. Abgeordneter Wie viel Geld gibt die Bundesregierung fiir die
Dr. Markus Reichel Cannabis-Aufkldrungs-Kampagne aus, und iiber
(CDU/CSU) welche Offentlichkeitsmafinahmen (z. B. Social-

Media-Kanile) wird diese Kampagne ausgespielt
(bitte die einzelnen Kanéle und die dafiir bereit-
gestellten Mittel detailliert auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Dittmar
vom 3. Juli 2024

Die Informationskampagne ,,Cannabis: Legal, aber...“ des Bundesminis-
teriums fiir Gesundheit startete im August 2023 und wird seit April 2024
mit Inkrafttreten des Cannabisgesetzes fortgefiihrt. Fiir Kommunika-
tionsmaflinahmen im Jahr 2024 stehen insgesamt 2 Mio. Euro zur Ver-
fiigung. Da diese Mafinahmen noch nicht endabgerechnet sind, kann
keine abschlieBende Aufschliisselung der Ausgaben erfolgen. Fiir das
Jahr 2023 wurden insgesamt 1.275.000 Euro fiir die Informationskam-
pagne ,,Cannabis: Legal, aber...” fiir Agenturkosten, Veranstaltungskos-
ten sowie fiir MediamaBnahmen verausgabt. Die Kosten fiir Mediamal3-
nahmen im Jahr 2023 verteilten sich wie folgt: Rund 313.000 Euro fiir
AuBlenwerbung ((D)OOH-MaBnahmen), rund 100.000 Euro fiir Social-
Media-Mafinahmen und rund 22.000 Euro fiir Printanzeigen.

142. Abgeordnete Wie viele Gespriache gab es seit Januar 2022 zwi-
Katrin Staffler schen dem Bundesministerium fiir Gesundheit
(CDU/CSU) und dem Bundesministerium fiir Bildung und For-

schung zum Thema der Novellierung der Appro-
bationsordnung fiir Arzte, und welche Schlussfol-
gerungen wurden aus diesen Gesprachen fiir die
Novelle gezogen (bitte tabellarisch nach Datum
auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Dittmar
vom 4. Juli 2024

Bei der Novellierung der Approbationsordnung fiir Arzte (AApprO)
handelt es sich um ein umféangliches Projekt, das von vielen Gesprichen
begleitet wurde. Ein wesentliches Thema war die Frage der Mehrkosten,
die durch die Reform entstehen. Diese wurde umfanglich mit den Lén-
dern und Verbinden unter Beteiligung des Medizinischen Fakultitenta-
ges (MFT) besprochen. In diese Gesprache war auch das Bundesminis-
terium fiir Bildung und Forschung (BMBF) eingebunden. So wurde am
3. Miérz 2022 ein Gesprich auf Staatssekretdrsebene gefiihrt. Zudem hat-
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te das Bundesministerium fiir Gesundheit eine Facharbeitsgruppe (Fach-
AGQG) eingerichtet, in die das BMBF eingebunden war. Seit Januar 2022
haben Gespréche in der Fach-AG am 12. Juli 2022, am 4. August 2022,
am 31. August 2022 und am 14. September 2022 stattgefunden. Auf
Einladung der Lander war das BMBF auch an Gesprichen der Staats-
sekretirs-AG ,,Gesundheit und Wissenschaft* beteiligt, die iiber die Er-
gebnisse der Fach-AG beraten hat. Nach Abschluss dieser Beratungen
ist das BMBF im Rahmen der iiblichen Ressortbeteiligung in das Ver-
fahren zur Erarbeitung des Entwurfs einer reformierten AApprO einge-
bunden gewesen.

143. Abgeordnete Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung
Beatrix von Storch iiber die Zahl der Konsumenten der Droge Capta-
(AfD) gon in Deutschland und sieht die Bundesregie-

rung in dem Handel und Konsum dieser Droge in
Deutschland fiir die Zukunft eine wachsende Ge-
fahr (www.zdf.de/politik/frontal/captagon-comeb
ack-einer-droge-youtube-100.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Edgar Franke
vom 4. Juli 2024

»Captagon‘ war urspriinglich der Handelsname eines Medikamentes mit
dem Wirkstoff Fenetyllin, einem synthetischen Stimulanz. Die in den
letzten Jahren und aktuell im Umlauf befindlichen Tabletten unter der
Bezeichnung ,,Captagon® sind Félschungen, die dhnlich aussehen, sich
aber vom urspriinglichen pharmazeutischen Priparat unterscheiden. Der
Wirkstoff dieser Félschungen ist Amphetamin, meist mit Beimischung
wie beispielsweise Koffein.

Die Europidische Beobachtungsstelle fiir Drogen und Drogensucht
(EBDD) kommt in einem Bericht aus dem Jahr 2023 zu dem Schluss,
dass Europa kein signifikanter Konsummarkt fiir Captagon-Filschungen
sei (www.emcdda.europa.eu/publications/technical-reports/captagon-traf
ficking-and-role-europe _en). Amphetamin wiirde zwar in Europa konsu-
miert, aber nicht in der Form von Tabletten, sondern als Pulver und Pas-
te. Laut dem vom Bundesministerium fiir Gesundheit geforderten Epide-
miologischen Suchtsurvey 2021 gaben 1,4 Prozent der befragten Er-
wachsenen an, innerhalb der 12 Monate vor der Befragung Amphetamin
konsumiert zu haben (www.esa-survey.de/ergebnisse/querschnitt/quersc
hnitt-detailansicht/illegale-drogen-2021/). Zahlen zu Konsumierenden
von Captagon-Félschungen in Deutschland liegen der Bundesregierung
nicht vor. Bei groBeren Sicherstellungen von Captagon-Filschungen in
Deutschland im Jahr 2023 konnte festgestellt werden, dass die aufgefun-
denen Captagon-Filschungen nicht fiir den deutschen Markt bestimmt
waren. Es handelte sich hier um Handels-/Schmuggeldelikte, bei denen
Deutschland als ,, Transitland“ genutzt wurde.

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklungen auf dem Drogen-
markt und beim Konsum illegaler Drogen fortlaufend.


https://www.zdf.de/politik/frontal/captagon-comeback-einer-droge-youtube-100.html
https://www.emcdda.europa.eu/publications/technical-reports/captagon-trafficking-and-role-europe_en
https://www.esa-survey.de/ergebnisse/querschnitt/querschnitt-detailansicht/illegale-drogen-2021/

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -99 - Drucksache 20/12178

144. Abgeordnete Wie wird die vom Bundesminister fiir Gesundheit
Astrid Dr. Karl Lauterbach geplante Ausweitung der Ge-
Timmermann- sundheitskioske, die in der Stadt Essen bereits er-
Fechter folgreich eine Lotsenfunktion durch das Gesund-
(CDU/CSU) heitssystem erfiillen, sichergestellt, und inwieweit

geht dieses einher mit der aktuellen Streichung
aus dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zum
Gesundheitsversorgungsstarkungsgesetz (GVSG),
insbesondere vor dem Hintergrund, dass der Bun-
desminister fiir Gesundheit der schnellen und
kompetenten Gesundheitsberatung durch die Ge-
sundheitskioske einen hohen Stellenwert zuge-
sprochen hat?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Dittmar
vom 28. Juni 2024

Gesundheitskioske werden derzeit z. B. aufgrund freiwilliger vertrag-
licher Vereinbarungen zwischen gesetzlichen Krankenkassen und Kom-
munen errichtet und betrieben. In der Regel erfolgt dies auf Grundlage
des § 140a des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V). Sofern ge-
setzliche Krankenkassen und Kommunen einen Bedarf fiir Gesundheits-
kioske sehen, besteht diese Moglichkeit weiterhin.

Es bleibt dem parlamentarischen Verfahren zum Gesetzentwurf der Bun-
desregierung fiir ein Gesundheitsversorgungsstirkungsgesetz (GVSQG)
vorbehalten, eine Regelung zur Errichtung von Gesundheitskiosken auf-

zunehmen.

145. Abgeordnete Warum wurde im Zuge des erfolgten Updates des
Astrid Bundes-Klinik-Atlas die Chance vertan, die viel-
Timmermann- fach als unrichtig gemeldeten Daten (vgl. z. B.
Fechter https://evkmh.de/aktuelles/detail/neuer-klinik-atla
(CDU/CSU) s-der-bundesregierung-ist-irrefuehrend) und geéu-

Berten Bedenken (vgl. z. B. www.dkgev.de/dkg/pr
esse/details/fehler-in-lauterbachs-klinik-atlas-gefa
ehrden-patienten/), wie fehlerhafte Betten- und
Fallzahlen, fehlende Fachbereiche oder priorisier-
te Anzeige von weit entfernten Krankenhdusern
auch bei hochakuten Notfillen, wie Schlaganfil-
len, zu korrigieren, und wie geht der Umstand,
dass der Bundes-Klinik-Atlas stattdessen im Zuge
des Updates soweit simplifiziert wurde, dass nun
Informationen iiber viele verbreitete Krankheiten
wie Nierenerkrankungen, Bluthochdruck, COPD
usw. nicht mehr zur Verfligung stehen, mit dem
Anspruch einher, den Patienten Informationen
und einen objektiven Einblick in die Versorgungs-
qualitit von verschiedenen Krankenhdusern zu
geben?


https://www.evkmh.de/aktuelles/detail/neuer-klinik-atlas-der-bundesregierung-ist-irrefuehrend
https://www.dkgev.de/dkg/presse/details/fehler-in-lauterbachs-klinik-atlas-gefaehrden-patienten/
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Dittmar
vom 4. Juli 2024

Die im Bundes-Klinik-Atlas verdffentlichen Daten sind korrekt. Auf die
Antwort der Bundesregierung in der Vorbemerkung der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bundes-
tagsdrucksache 20/12011 wird verwiesen. Die ausgewiesene Bettenzahl
wird dem Institut fiir das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK) fiir den
DRG-Entgeltbereich gemeldet. Die Krankenhéduser haben die im Durch-
schnitt des Jahres belegbaren Betten fiir die stationdre Behandlung zu
iibermitteln, so wie es auch aus der Datensatzbeschreibung zu § 21 Ab-
satz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes und den zugehorigen FAQ her-
vorgeht. Die Fachabteilungen wurden durch ein Update am 24. Mai
2024 priziser dargestellt. Da es keine bundeseinheitlichen Fachabtei-
lungsschliissel gibt, sondern deutlich iiber 100 verschiedene Fachabtei-
lungsschliissel, muss ein nachvollziehbarer Weg gefunden werden, eine
einheitliche Abbildung zu gewédhrleisten. Sollten Krankenhduser nun die
Ausweisung der Fachabteilung als zu grob wahrnehmen, liegt das an der
aggregierten Meldung an das InEK. Demnach sind weder Planzahlen
noch Angaben aus den Qualititsberichten eine geeignetere Grundlage,
da sie den Ist-Zustand nicht annéhernd so gut abbilden kdnnen. Die aus-
gewiesenen Fallzahlen sowohl fiir Fachabteilungen als auch fiir das ge-
samte Haus stammen ebenfalls nicht aus den Qualitdtsberichten, sondern
werden vom InEK systematisch erhoben und validiert. Die Sortierung
der Ergebnisliste kann dabei durch eine einfache Einstellung direkt unter
der Anzahl der Suchergebnisse auf Fallzahl, Entfernung oder Namen an-
geordnet werden.

Mit einem umfassenden Update wurde am 20. Juni 2024 der Bundes-
Klinik-Atlas fiir Patientinnen und Patienten leichter verstdndlich ge-
macht. Nun werden Versorgungsanldsse bzw. Eingriffe in Gruppen zu-
sammengefasst, um den Einstieg fiir Patientinnen und Patienten deutlich
zu erleichtern. Fiir zundchst 20 wichtige Eingriffe wird somit die Leis-
tungsfahigkeit der Krankenhéduser transparent dargestellt. Durch die
Auswahl der 20 Versorgungsanldsse werden rund 2,5 Millionen Kran-
kenhausfille abgebildet. Es ist das Ziel, den Bundes-Klinik-Atlas lau-
fend um weitere Versorgungsanlédsse zu erweitern und dabei die beson-
ders relevanten und hdufig auftretenden Krankheiten in den Blick zu
nehmen.

Ausflihrliche Erlduterungen zur Datengrundlage und zur Methodik sind
im Internet abrufbar (https://bundes-klinik-atlas.de/datengrundlage/ bzw.
https://bundes-klinik-atlas.de/methodik/). Ebenfalls sind im Internet
ausfiihrliche Antworten auf hiufige Fragen zum Bundes-Klinik-Atlas
abrufbar (https://bundes-klinik-atlas.de/benutzerhinweise/).


https://bundes-klinik-atlas.de/datengrundlage/%20bzw.%20https:/bundes-klinik-atlas.de/methodik/
https://bundes-klinik-atlas.de/benutzerhinweise/
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Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Digitales
und Verkehr

146. Abgeordnete Welche MaBlnahmen oder sonstigen Aktivitdten
Anke Domscheit-  hat die Bundesregierung seit Verabschiedung
Berg ihrer Digitalstrategie im August 2022 als Teil der

(Gruppe Die Linke) dort unter Kapitel 4.1. (s. dort ,,Schutz und Kom-
petenz im digitalen Raum®) beschriebenen ,,femi-
nistische Digitalpolitik geplant, unternommen
und/oder durchgefiihrt (bitte Mafinahme/Aktivitat
beschreiben und gegebenenfalls zugeordnete
Haushaltsressourcen nennen), und warum enthélt
der Nationale Fahrplan zur Digitalen Dekade (vgl.
S. 8 im Dokument: https://bmdv.bund.de/SharedD
ocs/DE/Anlage/DG/Digitales/nationaler-fahrplan-
zur-digitalen-dekade.pdf?) keinerlei jahrliche
Zielzahlen fiir die bis 2030 angestrebte Erhohung
sowohl der Anzahl der IKT-Fachkrifte/IKT-Ab-
solventinnen und -Absolventen (IKT = Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien) insge-
samt als auch des Frauenanteils an ITK-Fachkrif-
ten (bitte auf alle Aspekte eingehen, also insbe-
sondere auch auf den Frauenanteil), um einen
Deutschland angemessenen Anteil am EU-Ge-
samtziel von 20 Millionen ITK-Fachkriften zu er-
reichen (vgl. Statista-Ubersicht zum Anteil
Deutschlands an der Gesamtbevdlkerung der EU
von 18,8 Prozent https://de.statista.com/statistik/d
aten/studie/348929/umfrage/anteile-der-mitglieds
staaten-an-der-gesamtbevoelkerung-der-eu/#:~:te
xt=0Ohne%20die%20EU%2DBeitrittskandidaten
%20macht,Europdischen%20Union%20im%?20Ja
hr%202023.) oder zumindest zum Erreichen des
EU-Ziels von iiber 15 Millionen ITK-Fachkréften
bis 2030 als bevolkerungsreichstes Mitgliedsland
der EU mehr als den Wert Null beizutragen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Daniela Kluckert
vom 5. Juli 2024

Nachfolgend sind die Maflnahmen im Sinne der Fragestellung aufge-

fithrt:
Maflnahme Beschreibung Haushaltsmittel
Positionspapier des BMFSFJ Das Vorhaben verfolgt das Ziel, ein Positions- -
zu feministischer Digitalpolitik papier des BMFSFJ zur feministischen Digital-

politik zu erarbeiten.
Forum Digitale Fairness und Ver- Das Vorhaben baut u. a. auf Ansétzen der feminis- | 293.440,06 EUR
braucher-/Verbraucherinnenschutz | tischen Digitalpolitik auf und beschéftigt sich mit | (im Bewilli-
(DigiFair) der Frage, wie eine faire Digital- und Verbrau- gungszeitraum
cher-/Verbraucherinnenschutzpolitik die Digitali- | Juni 2024 bis
sierung zukunftsfihig gestalten kann. Juni 2026)



https://www.bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/DG/Digitales/nationaler-fahrplan-zur-digitalen-dekade.pdf?
https://www.de.statista.com/statistik/daten/studie/348929/umfrage/anteile-der-mitgliedsstaaten-an-der-gesamtbevoelkerung-der-eu/%23:~:text=Ohne%20die%20EU%2DBeitrittskandidaten%20macht,Europäischen%20Union%20im%20Jahr%202023
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Mafinahme Beschreibung Haushaltsmittel
Forderrichtlinie ,,Innovative Frauen | Das Vorhaben verfolgt das Ziel, die Bedeutung 599.868,00 EUR
im Fokus* und die Innovationsbeitrage von Frauen in der
Vorhaben: Tech-Okonomie sichtbar zu machen.

Verbundvorhaben: Zukunft sichtbar
machen: 1"00 innovative Frauen in
der Tech-Okonomie

Forderrichtlinie ,,MissionMINT —
Frauen gestalten Zukunft*.
Vorhaben:

digiMINT — Digitalisierung als
Chance fiir Frauen in MINT: Schu-
le — Studium — Beruf (digiMINT)

Das Projekt generiert wissenschaftliche Erkennt-
nisse zur Repréisentanz von Frauen in den Feldern
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und
Technik (MINT), speziell im Maschinen- und An-
lagenbau.

585.620,40 EUR

Forderrichtlinie ,,MissionMINT —
Frauen gestalten Zukunft®.
Vorhaben:

Hybrides MINT-Studienwahlorien-
tierungsprogramm flir Frauen im
Kontext digitaler Transformation

Das Vorhaben zielt auf evidenzbasierte und {iber-
tragbare Erkenntnisse zur erfolgreichen MINT-
Studienwahlorientierung fiir Frauen im Kontext
digitaler Transformation und Ingenieurwissen-
schaften sowie auf die nachhaltige Umsetzung als
regionale MINT-Bildungsmafinahme.

257.308,79 EUR

(PROMINT _40)

Der Nationale Fahrplan zur Digitalen Dekade formuliert als nationalen
Zielwert, eine Steigerung der Zahl der IKT-Fachkréfte sowie des Anteils
von Frauen im Vergleich zu 2022 zu erreichen. Laufende Maflnahmen,
wie der MINT-Aktionsplan 2.0 (Bundesministerium fiir Bildung und
Forschung), die durch die Forderung der auBerschulischen MINT-Bil-
dung von Kindern und Jugendlichen u. a. zur Stirkung von Ausbildung
und Beschiftigung im IKT-Bereich beitragen und MafBnahmenschwer-
punkte fiir weibliche Zielgruppen umfassen, sind nicht auf einzelne Be-
rufsgruppen zugeschnitten, sondern breit gefasst und auf langfristige
Wirkung ausgelegt. Die Zahl erwerbstitiger IKT-Fachkrifte ist zudem
von der wirtschaftlichen und demografischen Entwicklung abhéngig.

147. Abgeordneter Plant die Bundesregierung eine nationale, sektor-
Dr. Jonas Geissler  spezifische Regulierung des Zugriffs auf Fahr-
(CDU/CSU) zeugdaten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Oliver Luksic

vom 2. Juli 2024
Nein.

148. Abgeordneter Kann die Bundesregierung garantieren, die Stre-
Christian Gorke ckensperrung zur Generalsanierung der Strecke
(Gruppe Die Linke) Hamburg—Berlin zwischen Spandau und Nauen

von neun auf sechs Monate zu verkiirzen, und
wenn ja, wie weit sind die Planungen diesbeziig-
lich (vgl: www.maz-online.de/lokales/havelland/n
auen/streckensperrung-berlin-hamburg-fruehere-f
reigabe-der-strecke-nauen-berlin-XYHQ6CV3NS5
EA5DQVIJ73YJDAV4.html; bitte angeben, auf
welchen Streckenabschnitten flir wie lange mo-
mentan eine Vollsperrung geplant ist)?


https://www.maz-online.de/lokales/havelland/nauen/streckensperrung-berlin-hamburg-fruehere-freigabe-der-strecke-nauen-berlin-XYHQ6CV3N5EA5DQVJJ73YJDAV4.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Theurer
vom 3. Juli 2024

Die Planungen zu Sperrpausen liegen in der Verantwortung der DB
InfraGO AG und hidngen vom Umfang der durchzufiihrenden Einzel-
mafnahmen ab. Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr hat
keinen Einfluss auf die Dauer der Vollsperrung. Nach Angaben der DB
InfraGO AG soll der Abschnitt ,,Hamburg-Rothenburgsort-Nauen* im
Zuge einer durchgehenden Vollsperrung und der Abschnitt ,,Nauen—Ber-
lin-Spandau‘ im Zuge von Vollsperrungen und eingleisigen Sperrungen
generalsaniert werden. Da der Bauablaufplan fiir den Abschnitt ,,Nauen—
Berlin-Spandau® noch in der Erarbeitung ist, kann zur Dauer der Sperr-
pause noch keine abschlieende Aussage getroffen werden.

149. Abgeordneter Mit welchen konkreten MaBnahmen plant die
Fabian Gramling  Bundesregierung den Aufbau von dezentralen
(CDU/CSU) Elektrolyseuren zu ,,unterstiitzen*, wie es in der

Fortschreibung der Nationalen Wasserstoffstrate-
gie von 2023 (S. 7) angekiindigt wurde, und wie
bewertet die Bundesregierung den Forderstopp
von dezentralen Elektrolyseuren fiir die Nutzung
im Verkehr durch das Bundesministerium fiir Di-
gitales und Verkehr im Rahmen des Gesamtkon-
zeptes Erneuerbare Kraftstoffe?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Daniela Kluckert
vom 1. Juli 2024

Die Forderung von dezentralen Elektrolyseanlagen sind weiterhin Be-
standteil der Forderrichtlinie fiir MaBnahmen der Marktaktivierung im
Nationalen Innovationsprogramm Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie (NIP). Das NIP ist jedoch keine Férdermalnahme des Ge-
samtkonzeptes Erneuerbare Kraftstoffe.

Uber die FérdermaBnahmen hinaus hat die Bundesregierung aber weite-
re Anreize zum Aufbau von Elektrolyseuren geschaffen. Dazu zéhlen
beispielsweise die Befreiung der Stromsteuer und die Novellierung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (u. a. die Abschaffung der EEG-Umla-
ge) sowie die Verbesserung der Anrechnung von erneuerbaren Kraftstof-
fen nicht biogenen Ursprungs auf die Treibhausgas-Quote des Bundes-
immissionsschutzgesetzes durch die Novellierung der 37. Bundesimmis-
sionsschutzverordnung. Mit dem Einstieg in die Regulierung reiner
Wasserstoffnetze im Rahmen der Novelle des Energiewirtschaftsgeset-
zes (2021) sowie der Aufnahme von Regelungen zum Wasserstoftkern-
netz im Rahmen der Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes zur Anpas-
sung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben wurden
verldssliche Rahmenbedingungen fiir den Aufbau einer Wasserstoftwirt-
schaft in Deutschland geschaffen.
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150. Abgeordneter Schitzt die Bundesregierung die bestehende
Fabian Gramling  Infrastruktur an deutschen Héfen vom baulichen
(CDU/CSU) Zustand als auch von den benétigten Kapazititen

her als ausreichend ein, um kiinftig geniigend
Mengen an Wasserstoff oder Derivaten fiir die Er-
reichung der Hochlaufziele zu importieren, und
wenn nicht, welche Plidne hat die Bundesregie-
rung, um die ndtige Infrastruktur bereitzustellen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Daniela Kluckert
vom 4. Juli 2024

Die Bundesregierung hat eine Studie in Auftrag gegeben, um eine Ab-
schiatzung vornehmen zu konnen, welche Mengen der verschiedenen
Energietrdger iiber die deutschen Seehifen importiert und/oder umge-
schlagen werden miissen. Ferner wird eine Ubersicht iiber die Anforde-
rungen an die Seehédfen und somit mogliche Transformations- und/oder
Ausbaubedarfe an die dortige Infrastruktur erstellt.

151. Abgeordneter Wie viele tlirkische Gastarbeiter konnten iiber die
Tilman Kuban Sonderregelung der Bundesregierung seit Juli
(CDU/CSU) 2022 (www.faz.net/aktuell/wirtschaft/chaos-an-fl

ughaefen-gastarbeiter-aus-der-tuerkei-sollen-aush
elfen-18143434 html) fiir eine Tatigkeit an den
deutschen Verkehrsflughidfen gewonnen werden,
die infolge des Personalmangels bei der Gepéck-
verladung und am Check-In angekiindigt wurde
(bitte nach Monaten differenziert auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Oliver Luksic
vom 4. Juli 2024

Der Bundesregierung liegen keine Erhebungen im Sinne der Fragestel-
lung vor.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schrift-
liche Frage 58 des Abgeordneten Marc Biadacz auf Bundestagsdruck-
sache 20/10127 verwiesen. Die dortigen Ausfithrungen sind nach wie
vor giiltig.


https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/chaos-an-flughaefen-gastarbeiter-aus-der-tuerkei-sollen-aushelfen-18143434.html
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152. Abgeordneter Wie viele Vorhaben fiir Ersatzneubauten von Brii-
Ulrich Lange ckenbauwerken im Sinne von § 17 Absatz 1
(CDU/CSU) Nummer 2 des Bundesfernstra3engesetzes, fiir die

es vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Beschleuni-
gung von Genehmigungsverfahren im Verkehrs-
bereich eines Planfeststellungsverfahrens bedurft
hitte, werden nun in den Bundesldndern Bayern,
Baden-Wiirttemberg, Niedersachsen, Hessen, und
Nordrhein-Westfalen ohne Planfeststellungsver-
fahren durchgefiihrt, und um welchen konkreten
Zeitraum verkiirzt sich dadurch jeweils die
Durchfiihrung des Projektes (bitte die Dauer in
Monaten einzeln nach Projekt aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Oliver Luksic
vom 2. Juli 2024

Die Dauer von Planfeststellungsverfahren variiert erheblich. Planungs-
zyklen bei Briickenbauwerken dauern regelmifig viele Monate. Be-
schleunigungseffekte, die auf das jiingst in Kraft getretene Genehmi-
gungsbeschleunigungsgesetz zuriickzufiihren sind, werden daher erst zu-
kiinftig messbar sein. Die jeweils mdglichen Beschleunigungseffekte
sind stets projektspezifisch zu ermitteln und kénnen im Einzelfall meh-
rere Jahre einsparen. Der Bundesregierung liegen zurzeit noch keine de-
taillierten Erhebungen vor.

153. Abgeordneter Welche MaBnahmen ergreift das Bundesministe-
Ulrich Lange rium fiir Digitales und Verkehr, um auf Berichte
(CDU/CSU) zu reagieren, wonach sich die Genehmigung von

Ersatzneubauten von Briickenbauwerken im
Sinne des Bundesfernstralengesetzes entgegen
der Regelungsabsicht des Gesetzes zur Beschleu-
nigung von Genehmigungsverfahren im Verkehrs-
bereich nicht verkiirzt, sondern sogar verlangert
hat und die Biirokratie zunimmt, weil Genehmi-
gungen nun nicht mehr im Planfeststellungsver-
fahren gebiindelt werden, sondern einzeln einge-
holt werden miissen (Quelle: Capital-Magazin
06/2024, S. 21)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Oliver Luksic
vom 2. Juli 2024

Das Genehmigungsbeschleunigungsgesetz sicht fiir die unterhaltsbe-
dingte Erneuerung von Briickenbauwerken mit baulicher Erweiterung
im Vorgriff auf einen spiteren Ausbau der Strecke keine Genehmigung
und keine Durchfilhrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung vor.
Diese Konstellation liegt bei den in dem zitierten Artikel genannten Bei-
spielen nicht vor.

Nach § 4 des BundesfernstraBengesetzes gilt weiterhin und unverindert,
dass ein Ersatzneubau einer Briicke im Zuge einer Bundesfernstrafle, fiir
den kein Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren durchge-
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fiihrt werden muss, keiner Genehmigung anderer Behdrden bedarf. Eine
Ausnahme gilt aufgrund des Wortlauts des Gesetzes ausschlieBlich fiir
die denkmalschutzrechtliche Genehmigung.

154. Abgeordneter Sind mit Bezugnahme auf die Antworten der
Jens Lehmann Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 78 der
(CDU/CSU) Abgeordneten Serap Giiler und auf die Schrift-

liche Frage 79 des Abgeordneten Florian Hahn
auf Bundestagsdrucksache 20/11887 unter den
seit dem 26. April 2023 erteilten Ergidnzungen zu
Musterzulassungen bis einschlieBlich zum 25. Ju-
ni 2024 Ergénzungen fiir das Luftfahrzeugmuster
PC-9 oder das Luftfahrzeugmuster PC-9b enthal-
ten, und wenn ja, um welche Ergénzungen handelt
es sich dabei (bitte gegebenenfalls gemeinsam mit
dem Zeitpunkt der Zulassung nennen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Oliver Luksic

vom 3. Juli 2024
Nein.

155. Abgeordnete Fiir welche Streckenabschnitte bzw. Briicken-
Susanne Menge bauwerke der Strecke (Nordhausen—)Wolkrams-
(BUNDNIS 90/ hausen—Erfurt (VzG-Streckennummer 6302, VzG
DIE GRUNEN) = Verzeichnis der ortlich zuldssigen Geschwindig-

keiten),  Eisenach—-Meiningen—Themar—Eisfeld
(—Coburg-Lichtenfels)  (VzG-Streckennummer
6311), Meiningen—Ritschenhausen (VzG-Stre-
ckennummer 5240) und Plaue—Ilmenau (VzG-
Streckennummer 6694) hat die DB InfraGO AG
ab bzw. nach dem 1. Juli 2024 Veranderungen be-
ziiglich der zuldssigen Streckenklasse bzw. erteil-
ten Ausnahmegenehmigungen fiir Briicken erlas-
sen (s. Thiiringer Allgemeine vom 10. Juni 2024),
und bis wann plant die DB InfraGO AG die Ein-
schrinkungen beziiglich der zuldssigen Strecken-
klasse in diesen Abschnitten wieder zu beseiti-
gen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Theurer
vom 5. Juli 2024

Nach Angaben der DB InfraGO AG werden die in Threr Frage genann-
ten Strecken gemiB der im Offentlich einsehbaren Infrastrukturregister
ausgewiesenen Streckenklasse vorgehalten und betrieben. Die DB
InfraGO AG hat keine Verdnderungen oder Einschrankungen dieser ver-
offentlichten Streckenklassen vorgenommen.

In der Vergangenheit waren zugangsberechtigten Eisenbahnverkehrs-
unternehmen mittels entsprechender Ausnahmegenehmigungen das Ver-
kehren von Fahrzeugen mit hoheren Anforderungen an die Streckenbe-
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lastbarkeit zugestanden worden, die die vorgesehenen Belastungen der
jeweiligen Streckenklasse iiberschritten. Im Hinblick auf die Zustands-
entwicklung und die Betriebssicherheit der betroffenen Strecken und
Anlagen konnte nach Angaben der DB InfraGO AG eine Verldngerung
dieser Ausnahmegenehmigungen durch die DB InfraGO AG als Fahr-
wegbetreiber jedoch nicht erneut erteilt werden.

156. Abgeordneter Wie ist der aktuelle Stand der Zeitplanung fiir die
Dr. Christoph Plo Erneuerung der Bauwerke Norderelbbriicke,
(CDU/CSU) Siiderelbbriicke und Autobahnkreuz Hamburg-

Siid A 1/255 (bitte insbesondere die Restnut-
zungsdauer und den Zeitpunkt von MaBnahmen
zur Erneuerung der jeweiligen Bauwerke ange-
ben), und sind die fiir eine Erneuerung notwendi-
gen Finanzmittel bei der Autobahn GmbH des
Bundes vorhanden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Oliver Luksic
vom 2. Juli 2024

Der Abschnitt Autobahndreieck (AD) Hamburg-Siidost bis Anschluss-
stelle (AS) Hamburg-Stillhorn ist im Bedarfsplan in der Dringlichkeit
,»Vordringlicher Bedarf”, der Abschnitt AS Hamburg—Stillhorn {iber die
AS Hamburg-Harburg bis zur Landesgrenze Hamburg/Niedersachsen ist
im ,,Weiteren Bedarf mit Planungsrecht* enthalten. Die Norder- und die
Stiderelbbriicke und das AD Norderelbe sind Bestandteil der Malinah-
me 8-streifige Erweiterung der A 1 vom AD Hamburg-Siidost bis zur
AS Hamburg-Stillhorn. Aufgrund eines Anprallschadens an der Siider-
elbbriicke wurde der Abschnitt bis zur AS Hamburg-Harburg bei der
MaBnahme ergénzt.

Das Projekt befindet sich in drei Abschnitten in der Planfeststellung. Die
Planfeststellungsbeschliisse seitens der Freien und Hansestadt Hamburg
flir den Neubau der groflen Elbquerungen und des AD Norderelbe sind
flir Mitte des Jahres 2026 geplant.

Erst nach Vorlage von Baurecht kénnen in Abhingigkeit von den dann
zur Verfiigung stehenden Haushaltsmitteln, dem Finanzbedarf der im
Bau befindlichen Projekte sowie in Konkurrenz zu weiteren baureifen
MaBnahmen Aussagen zur Finanzierung der angesprochenen Maflnahme
erfolgen.

Die Autobahn GmbH des Bundes wird im August 2024 eine Hauptprii-
fung der Norderelbbriicke durchfiihren und entsprechend den Ergebnis-
sen im vierten Quartal 2024 etwaige Sanierungsmalinahmen umsetzen.
Bis die Untersuchungsergebnisse vorliegen, werden bei Bedarf verkehrs-
lenkende Mallnahmen eingeleitet, um die notwendige Restnutzungsdau-
er der Norderelbbriicke bis zur Fertigstellung des ersten Teilbauwerks
sicherzustellen. An der Siiderelbbriicke, Richtungsfahrbahn Nord (west-
liches Teilbauwerk), wurden wie auch im AD Norderelbe bereits Mal3-
nahmen ergriffen, um eine ausreichende Restnutzungsdauer zu errei-
chen.

Eine Fertigstellung und Inbetriebnahme der ersten Teilbauwerke an der
Norder- und Siiderelbe werden von der fiir die Planung zustéindigen
Autobahn GmbH des Bundes fiir die Jahre 2029/2030 angestrebt. Mit
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Inbetriebnahme der ersten Teilbauwerke konnen die Bestandsbauwerke
auller Betrieb genommen werden.

157. Abgeordneter Welche eigenen radverkehrspolitischen Mafinah-
Henning Rehbaum men, wie z. B. Forderprogramme, hat die aktuelle
(CDU/CSU) Bundesregierung initiiert, die nicht schon von der

Vorgéngerregierung beschlossen wurden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Oliver Luksic
vom 3. Juli 2024

Die finanziellen Rahmenbedingungen der Radverkehrsforderung wurden
in dieser Legislaturperiode wesentlich verbessert und Planungssicherheit
durch die Verstetigung der investiven Forderprogramme geschaffen. Die
investiven Forderprogramme hatten zum Beginn der Legislaturperiode
nur eine Laufzeit bis 2023. Damit konnten nur kurzfristige Ma3nahmen
umsetzt werden. Mit den Haushalten 2023 und 2024 wurden die Radver-
kehrsprogramme des Bundesministeriums fiir Digitales und Verkehr
(BMDV) bis 2029/2030 verstetigt.

Weiterhin bietet das Mobilititsforum Bund auf Initiative des Bundes-
ministeriums flir Digitales und Verkehr seit 2023 den ersten berufsbe-
gleitenden Lehrgang ,,PLANRAD® an. ,,PLANRAD stellt erstmals ein
aktives Angebot an die Kommunen dar, den im Bereich der modernen
Radverkehrsplanung bestehenden Fachkréiftemangel zu adressieren. Der
Lehrgang basiert auf der Broschiire ,,Einladende Radverkehrsnetze™ und
zeigt, wie deren Inhalte praxisorientiert umgesetzt werden kdnnen. Der
erste Durchgang stieB auf grofles Interesse seitens der Kommunen. Ein
zweiter Durchgang l4uft derzeit.

Die Bundesregierung sieht zudem grofles Potenzial in der Schnittstelle
Radverkehr und 6ffentlichem Personenverkehr (OPV), vor allem in Ver-
bindung mit dem Deutschlandticket. Auch das ist neu in dieser Legis-
laturperiode. Daher wird auch das Fahrradparken an Bahnhofen sowie
Knotenpunkten und wichtigen Stationen im Nahverkehr (auch Bus und
Tram) gefordert. Deshalb wurde 2023 erstmals der Titel ,,Forderpro-
gramm Fahrradparkhduser an Bahnhoéfen™ im Klima- und Transforma-
tionsfonds etatisiert und ein Forderaufruf durchgefiihrt. Der Haushalt
2024 stellt die erforderlichen Mittel i. H. v. 55 Mio. Euro (Kassenmittel
und Verpflichtungsermichtigungen) zur baulichen Umsetzung der zur
Forderung vorgesehenen Mallnahmen bereit.

Mit dem am 29. Dezember 2023 in Kraft getretenen Genehmigungsbe-
schleunigungsgesetz wurden deutliche Verfahrenserleichterungen ge-
schaffen. Demnach ist der Bau von stralenbegleitenden Radwegen mit
einer durchgehenden Linge von bis zu 10 km nunmehr von der Pflicht
zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung freigestellt. Da-
mit kann das Planungsverfahren schneller abgeschlossen werden.

Weiterhin wurde der Verfiigungsrahmen fiir den Neubau und die Erhal-
tung von Radwegen an Bundesstralen in der Baulast des Bundes von
100 auf 120 Mio. Euro/jéhrlich erhdht.
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158.

159.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

Abgeordnete Wann hat die Bundesregierung davon Kenntnis
Barbara Benkstein erlangt, dass statt in deutsche Umweltprojekte,
(AfD) wie beispielsweise die Erhdhung der Resilienz

des Ahrtals oder die Beseitigung der Zugangs-
beschrankungen und touristische Wiedererschlie-
Bung des Helenesees, Gelder, die gemill Ver-
ordnung zur Anrechnung von Upstream-Emis-
sionsminderungen auf die Treibhausgasquote
(Upstream-Emissionsminderungs-Verordnung —
UERV) aus dem Jahre 2018 zur Umsetzung der
Vorgaben der Richtlinie (EU) 2015/652, zu Be-
rechnungsverfahren und Berichterstattungspflich-
ten gemdB der Kraftstoffqualitdtsrichtlinie
98/70/EG fiir die Anrechenbarkeit von UER von
deutschen Autofahrern aus der Besteuerung von
Kraftstoffen beim Tanken in Deutschland erhoben
wurden, in offenbar nicht existierende oder kon-
trollierbare angebliche Umweltprojekte in China
geflossen sind, und wann erfolgten nach Auffas-
sung der Bundesregierung die letzten Zahlungen
derartiger (nach Presseberichten) betriigerisch er-
langter Gelder an China oder die Projekttrager
solcher erfundenen Umweltprojekte im Ausland
(nach Datum, Empfénger und Betrag; https://deut
sche-wirtschafts-nachrichten.de/709445/umweltsc
hutzprojekte-waren-fake-betrug-am-autofahrer-mi
t-co2-kompensation)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
vom 1. Juli 2024

Der erste Hinweis auf UnregelméaBigkeiten in Bezug auf ein UER-Pro-
jekt ging am 31. August 2023 per E-Mail von einem unbekannten Hin-
weisgeber im Umweltbundesamt (UBA) ein. Das Bundesministerium
fir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz
wurde erstmals am 11. Oktober 2023 iiber UnregelmidBigkeiten bei der
Priifung eines Projektes unter der Upstream-Emissionsminderungs-Ver-
ordnung (UERV) informiert.

Abgeordnete Welche nationalen Rechtsvorschriften miissen zur
Anja Karliczek Umsetzung der Luftqualititsrichtlinie (Novelle
(CDU/CSU) der EU-Verordnung 2008/50/EG) angepasst wer-

den (bitte einzeln auflisten), und wie plant die
Bundesregierung die Rechtssetzungsverfahren zur
Umsetzung (bitte jeweils den Zeitrahmen sowie
alle beabsichtigten Schritte konkret auflisten)?


https://www.deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/709445/umweltschutzprojekte-waren-fake-betrug-am-autofahrer-mit-co2-kompensation
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
vom 4. Juli 2024

Die Novelle der Richtlinie 2008/50/EG {iiber Luftqualitidt und saubere
Luft fiir Europa ist noch nicht im EU-Amtsblatt veréffentlicht. Die Um-
setzungsfrist betrdgt 24 Monate ab dem Inkrafttreten.

Zurzeit wird noch gepriift, welche Anpassungen im nationalen Regel-
werk notwendig sein werden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist davon auszuge-
hen, dass voraussichtlich Rechtsvorschriften der 39. Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes angepasst werden
miissen.

Angaben zum Zeitplan der Umsetzung konnen aktuell noch nicht ge-
macht werden.

160. Abgeordnete Wie ist der Zeitplan fiir die weitere Erarbeitung
Caren Lay der Reform der Technischen Anleitung zum
(Gruppe Die Linke) Schutz gegen Larm (www.bmuv.de/gesetz/referen

tenentwurf-einer-verwaltungsvorschrift-zur-zweit
en-verwaltungsvorschrift-zur-aenderung-der-tech
nischen-anleitung-zum-schutz-gegen-laerm)
innerhalb der Bundesregierung (Einbeziehung der
eingegangen Stellungnahmen, Ressortabstim-
mung, Kabinettsbeschluss), und wann plant die
Bundesregierung den Entwurf dem Bundesrat
vorzulegen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
vom 5. Juli 2024

Das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit
und Verbraucherschutz priift derzeit die eingegangenen Stellungnahmen
zum Referentenentwurf einer Zweiten Verwaltungsvorschrift zur Ande-
rung der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm. Anschlieend
wird die Ressortabstimmung fortgesetzt. Die eingegangenen Stellung-
nahmen werden dabei beriicksichtigt.

Die Kabinettsbefassung zum Entwurf einer Zweiten Verwaltungsvor-
schrift zur Anderung der Technischen Anleitung zum Schutz gegen
Larm ist fiir den Sommer dieses Jahres geplant. Nach Beschlussfassung
im Kabinett wird der Entwurf dem Bundesrat zugeleitet.


https://www.bmuv.de/gesetz/referentenentwurf-einer-verwaltungsvorschrift-zur-zweiten-verwaltungsvorschrift-zur-aenderung-der-technischen-anleitung-zum-schutz-gegen-laerm
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Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Bildung
und Forschung

161. Abgeordneter Wird der vom Alfred-Wegener-Institut (AWI),
René Bochmann Helmbholtz-Zentrum fiir Polar und Meeresfor-
(AfD) schung, geplante Neubau des Forschungsschiffes

,Polarstern 11 (www.awi.de/expedition/schiffe/p
olarstern-ii.html) nach Fertigstellung unter deut-
scher Flagge mit einer deutschen Besatzung fah-
ren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Mario Brandenburg
vom 1. Juli 2024

Die Polarstern II wird nach Indienststellung die Bundesdienstflagge fiih-
ren.

Die seeménnische Besetzung von Polarstern II wird sich nach der
Schiffsbesetzungsverordnung richten.

162. Abgeordneter Wann und in welcher Hohe plant die Bundes-
Henning Rehbaum regierung das im Koalitionsvertrag zwischen
(CDU/CSU) SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP an-

gekiindigte Forderprogramm fiir Volkshochschu-
len und andere gemeinniitzige Bildungseinrich-
tungen aufzulegen, und wenn sie dies nicht mehr
plant, wieso nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars
Dr. Jens Brandenburg
vom 3. Juli 2024

Aufgrund der herausfordernden Haushaltslage ldsst sich das genannte
Forderprogramm zum jetzigen Zeitpunkt nicht umsetzen.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

163. Abgeordneter Wie hoch bewertet die Bundesregierung die Sum-
Dietmar Friedhoff me in Prozent des Haushaltes im FEinzelplan
(AfD) »Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-

lung®, die tatsdchlich in den Projekten ankommt,
nach Abzug von Personal- und Verwaltungskos-
ten?


https://www.awi.de/expedition/schiffe/polarstern-ii.html
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Birbel Kofler
vom 3. Juli 2024

Im Einzelplan 23 des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) sind die Personal- und Verwaltungs-
kosten in Kapitel 2311 (Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen
und -ausgaben) sowie in Kapitel 2312 (Bundesministerium) veran-
schlagt. Im Haushalt 2023 waren in diesen Kapiteln insgesamt
155,374 Mio. Euro veranschlagt. Das entsprach einem Anteil von
1,28 Prozent am Gesamtetat des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ).

Die weiteren veranschlagten Mittel im Einzelplan 23 kommen unmittel-
bar der deutschen Entwicklungszusammenarbeit zugute. Dies umfasst
auch die Personal- und Verwaltungskosten der projekt-umsetzenden
Organisationen, ohne deren Beauftragung die Projektdurchfiihrung nicht
moglich ist.

164. Abgeordneter Ist die Antwort der Bundesregierung auf meine
Kay Gottschalk Schriftliche Frage 97 auf Bundestagsdrucksache
(AfD) 20/11887, ob die Bundesregierung Hawala-Ban-

king benutzt (,,Die Bundesregierung nutzte seit
Beginn der Wahlperiode keine Hawala-Geldsyste-
me zum Transfer von Projektmitteln nach Afgha-
nistan.”), so zu verstehen, dass die Bundesregie-
rung sowohl vor als auch in der 20. Wahlperiode
direkt bzw. indirekt Hawala-Banking betrieben
hat, indem Hawala Fees den Zuwendungsempfan-
gern und Durchfithrungsorganisationen fiir deren
Hawala-Banking erstattet wurden, und wenn ja, in
welchen Ressorts neben dem Auswirtigen Amt
war dies der Fall, und wenn nein, wie erklart sich
die Position A1.9 ,,Hawala fees“ in der Projekt-
kostenaufstellung des Auswirtigen Amts vom
31. Juli 2023, auf die sich der BILD-Bericht vom
1. Juni 2024 bezieht (www.bild.de/politik/inland/
baerboch-zahlt-fuer-kriminelles-hawala-banking-
664dd96e1e258259cdd3281a)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Niels Annen
vom 2. Juli 2024

Transaktionen, die dem Hawala-Banking zuzurechnen sind, werden von
der Bundesregierung weder getitigt noch beauftragt. In besonderen Ein-
zelfillen, in denen es zur Rettung von Menschenleben oder zur Durch-
filhrung von Projekten mangels verldsslicher Bankensysteme keine alter-
nativen Moglichkeiten flir Geldtransfers gibt, konnen von der Bundes-
regierung geforderte Zuwendungsempfanger und Durchfithrungsorgani-
sationen nach Abwigung aller Risiken als ultima ratio das Hawala-
System nutzen.

Die Nutzung des Hawala-Systems unterliegt hierbei strengen Vorausset-
zungen und erfolgt unter Beachtung der gesetzlichen Auflagen. Zusétz-
lich gelten enge Auflagen und Berichtspflichten, um auszuschlieBen,
dass Mittel zweckentfremdet werden. Die Abrechnung erfolgt, wie bei


https://www.bild.de/politik/inland/baerboch-zahlt-fuer-kriminelles-hawala-banking-664dd96e1e258259cdd3281a
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Bankgebiihren auch, im Rahmen der Projektkosten. Die einzelnen Geld-
transfers im Zuge der Projektumsetzung durch Zuwendungsempfinger
und Durchfithrungsorganisationen werden von der Bundesregierung
nicht zentral erfasst.

165. Abgeordneter Fiir welche Einzelprojekte wurden die im Jahr
Jochen Haug 2022 an Kolumbien fiir die Finanzierung von
(AfD) MaBnahmen zum Klimaschutz bereitgestellten

77.598.737 Euro genutzt (bitte die 14 teuersten
MaBnahmen unter Nennung der fiir die jeweilige
MaBnahme insgesamt im Haushaltsjahr bereitge-
stellten Mittel auffiihren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Niels Annen
vom 5. Juli 2024

Es ist unklar, was in Threr Frage mit den ,teuersten” Projekten gemeint
ist. Ein Teil der Klimafinanzierung — insbesondere an Schwellenldnder —
wird tiber konzessiondre Kredite bereitgestellt, die zuriickgezahlt wer-
den. Diese sind insoweit nicht ,teuer”. Es wird fiir die Beantwortung
aber angenommen, dass mit der Frage die GroBe des Finanzierungsvolu-
mens gemeint ist. Die deutsche 6ffentliche internationale Klimafinanzie-
rung wird in Haushaltsmitteln und sog. Schenkungsédquivalenten berich-
tet. Sofern riickzuzahlende Entwicklungskredite der KfW Entwicklungs-
bank vergeben wurden, schlieBen die genannten Summen die Schen-
kungsdquivalente aus den Entwicklungskrediten im jeweiligen Jahr mit
ein. Die entsprechenden Projekte sind in der nachstehenden Ubersicht zu
Kolumbien mit * markiert.

Das Schenkungsiquivalent ist ein rechnerischer Wert, der die Vergiinsti-
gung eines zinsverbilligten Darlehens gegeniiber Marktkonditionen an-
gibt. Schenkungsiquivalente sind also rechnerische Anteile (mit einem
geringen Anteil an Haushaltsmitteln) an grovolumigen Darlehen, bei
denen zusitzlich noch Marktmittel gehebelt werden und die vom Part-
nerland entsprechend zuriickzuzahlen sind. In der vorliegenden Darstel-
lung ist die Gesamtheit aller MaBinahmen im angefragten Zeitraum fiir
das betroffene Land wiedergegeben. Es werden nur die klimaschutzrele-
vanten Anteile der MaBnahmen aufgefiihrt. Sollten einzelne Projekte
auch Anpassung unterstiitzen, ist dieser Anteil hier nicht aufgefiihrt.
Viele Projekte im Entwicklungs- und Klimaportfolio begiinstigen meh-
rere Empfangerlidnder, v.a. im multilateralen Bereich. Diese Mittel wer-
den globalen oder iiberregionalen Projekten zugeordnet und sind somit
in den Tabellen nicht aufgefiihrt.
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Klimaschutz der Bundesregierung 2022 an Kolumbien (Haushaltsmittel, u. a. Zuschiisse, Darlehen,
inklusive Schenkungsiquivalente)

Projekttitel Klimaschutz in Euro
(Minderung von Treib-
hausgasemissionen)
Gesamtsumme Klimaschutz: 77.598.737
10 Projekte:
Umsetzung der SDG-Agenda im Umweltbereich, Phase [V* 23.992.500
Nachhaltige Stadtentwicklung in Kolumbien* 22.545.000
REDD Early Movers (REM) Kolumbien I1I 20.000.000
Entwaldungsfreie und klimafreundliche Landnutzung (ProBosque) 4.000.000
Green Jobs — Steigerung der Recyclingquote von Abfillen 4.000.000
Begleitmalinahme Nachhaltige Stadtentwicklung in Kolumbien 2.500.000
Beitrag zum Verbleib und Uberleben indigener und kleinbauerlicher Gemein-
schaften in ihren Territorien in der Orinoko- und Amazonasregion Kolumbiens 285.000
Organisatorische und soziookonomische Stirkung kleinbduerlicher Familien
zur Verbesserung der Erndhrungssicherheit und der Umweltpolitik in Ciénaga 113.000
Sustainable and resilient management of strategic ecosystems and biodiversity
in the pacific and caribbean regions of Colombia 104.781
Energieeffiziente Losungen fiir die Industrie und Gewerbe 58.456
166. Abgeordneter In wie viele Entwicklungsprojekte hat die Bun-
Alois Rainer desregierung in welcher Hohe im Haushalt 2024
(CDU/CSU) Mittel fiir die Entwicklungshilfe in Indien festge-

schrieben (bitte die Gesamtanzahl der Projekte so-
wie die Gesamtforderh6he in Euro angeben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Birbel Kofler
vom 2. Juli 2024

Indien ist ein geostrategischer Partner und eine enge Kooperation mit
Indien liegt im Eigeninteresse Deutschlands. Ohne Zusammenarbeit mit
Indien sind die globalen Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development
Goals — SDGs) sowie die Ziele des Pariser Klimaabkommens nicht zu
erreichen.

In der staatlichen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit hat das Bun-
desministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) aktuell fiir 2024, unter Einschluss von Sonderinitiativen, Neuzu-
sagen aus dem Bundeshaushalt in Héhe von 96,94 Mio. Euro (20 Pro-
jekte) fiir Indien angedacht. Hinzu kommt noch ein regionales Vorhaben
mit 4 Mio. Euro Gesamtvolumen, aus dem Indien anteilig partizipiert.

Bei den Projekten der nicht-staatlichen Zusammenarbeit, die aus dem
Haushalt 2024 finanziert werden, kann noch keine abschlie3ende Anzahl
und Gesamtforderhohe genannt werden, da Projekte noch nicht abschlie-
Bend gepriift und bewilligt wurden.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen

167. Abgeordneter Wird das Forderprogramm ,,Gewerbe zu Wohn-
Michael Kieiling  raum‘ noch in diesem Jahr anlaufen, und wenn ja,
(CDU/CSU) wann, und in welcher Hohe wird die Bundesregie-

rung Mittel im Bundeshaushalt fiir dieses und
néichstes Jahr zur Verfiigung stellen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Soren Bartol
vom 5. Juli 2024

Die Forderrichtlinie fiir das Programm ,,Gewerbe zu Wohnen* wird
aktuell erarbeitet. Das Programm wird aufgrund von Kapazititsengpis-
sen der KfW voraussichtlich erst im néchsten Jahr starten kénnen. Die
Mittelausstattung fiir das néchste Jahr ist Gegenstand der aktuellen
Haushaltsverhandlungen.

168. Abgeordneter Wird das Forderprogramm ,,Jung kauft Alt noch
Michael KieBlling in diesem Jahr anlaufen, und wenn ja, wann, und
(CDU/CSU) in welcher Hohe wird die Bundesregierung Mittel

im Bundeshaushalt fiir dieses und néchstes Jahr
dafiir zur Verfligung stellen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Soren Bartol
vom 5. Juli 2024

Die Bundesregierung plant das Forderprogramm ,,Jung kauft Alt“ dieses
Jahr zu starten. Fiir das Forderprogramm ,,Jung kauft Alt* sind im Wirt-
schaftsplan des Klima- und Transformationsfonds fiir das Jahr 2024 Pro-
grammmittel in Héhe von 350 Mio. Euro vorgesehen. Fiir die Mittel
2025 bleiben der Regierungsentwurf und die Haushaltsberatungen abzu-

warten.

169. Abgeordnete Wie viele Finanzmittel haben die Bundesldander
Katrin Staffler im Programmjahr 2023 von den im Rahmen des
(CDU/CSU) Bund-Lander-Programms ,,Junges Wohnen* zur

Verfligung gestellten 500 Mio. Euro abgerufen,
um Wohnheimplitze fiir Auszubildende und Stu-
dierende zu schaffen (bitte nach Bundesldndern
aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Elisabeth Kaiser
vom 2. Juli 2024

Belastbare Aussagen iliber den Mittelabfluss von Finanzhilfen des Bun-
des im Bereich des Jungen Wohnens konnen erst nach Beendigung des
fiinfjahrigen Ausfinanzierungszeitraums des Programmjahres 2023 ge-
troffen werden; fiir das Programmjahr 2023 damit Ende des Jahres 2027.
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Vor diesem Hintergrund sind aktuell noch keine aussagekréftigen An-
gaben zum Mittelabfluss moglich.

Der tatséchliche Mittelabfluss in den Léndern kann zudem zeitlich von
den standardisierten Zuweisungen der Jahresscheiben abweichen. Bei-
spielsweise kann sich der Baufortschritt aufgrund unvorhergesehener
Umstidnde verzdgern, was eine spatere Auszahlung der Fordermittel zur
Folge hat.

Es ist davon auszugehen, dass die bereitgestellten Finanzmittel von den
Léndern verausgabt werden. Nicht bendtigte Mittel kdnnen auf andere
Léander, die insoweit Bedarf anmelden, umverteilt werden.
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Ergianzung

Die Bundesregierung hat die Antwort auf die Schriftlichen Fragen 112
und 113 des Abgeordneten Florian Miiller auf Bundestagsdrucksache
20/11578

Bei wie vielen Briicken an Bundesfernstrafien sind derzeit Lastbe-
schrinkungen verfiigt, und wie viele dieser Briicken sind aus trag-
lastbezogenen Griinden gesperrt oder haben eine Anderung der
Verkehrsfithrung erfahren?

nachtriglich erginzt:

Derzeit sind im Bundesstralennetz an 59 Briicken-Teilbauwerken Last-
beschrinkungen fiir den genehmigungsfreien Verkehr verfiigt. Keines
dieser Bauwerke ist zurzeit aufgrund von Defiziten in der Tragfahigkeit/
Standsicherheit voll gesperrt. Bei 24 der zuvor genannten lastbeschriank-
ten Briicken-Teilbauwerke sind Einschrinkungen beziiglich der Ver-
kehrsfithrung vorhanden, weil beispielsweise einzelne Fahrstreifen ge-
sperrt oder umgelegt wurden.

Informationen zu Lastbeschrankungen auf Autobahnbriicken sind {iber
den ,,GST Viewer Online*“ der Autobahn GmbH online verfiigbar:
https://autobahn.maps.arcgis.com/apps/webappviewer/index.html?id=b6
b8613d26ab4f07a73e265aad097{38

Wie viele Briicken-Ersatzneubauten auf Bundesfernstrafien wurden
2023 submittiert und wie viele wurden 2023 fertiggestellt?

nachtraglich ergénzt:

Im Jahr 2023 sind 47 Ersatzneubauten fiir Briicken des Bundesstral3en-
netzes submittiert worden. 48 ErsatzneubaumafB3nahmen wurden im Bun-
desstrallennetz im Jahr 2023 fertiggestellt.

Im Bereich der Bundesautobahnen wurden im Zuge des Briickenmoder-
nisierungsprogramms 122 Ersatzneubauten submittiert und 167 Ersatz-
neubauten mit einer Flache von ca. 172.000 m? im Jahr 2023 fertigge-
stellt. Dariiber hinaus wurden weitere Bauwerke teilerneuert oder ver-
starkt.

Berlin, den 5. Juli 2024


https://autobahn.maps.arcgis.com/apps/webappviewer/index.html?id=b6b86f3d26ab4f07a73e265aad097f38
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